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Editorial 

Norman Weiß1 • Btissam Boulakhrif1 

1Universität Potsdam, Menschenrechtszentrum 

Dieses Heft greift – wie auch schon in der 
Vorausgabe – die Herausforderungen des 
Einsatzes künstlicher Intelligenz für den 
völkerrechtlichen Menschenrechtsschutz 
auf, dieses Mal sowohl aus rechtlicher wie 
auch aus rechtsphilosophischer Perspekti- 
ve. Auch der Schutz von Menschenrechts- 
verteidiger*innen als eine Grundvoraus- 
setzung für effektiven Menschenrechts- 
schutz und die Auswirkungen staatlicher 
Überwachungsstrukturen finden im ak- 
tuellen Heft wieder ihren Platz, dieses 
Mal im Kontext des Inter-Amerikanischen 
Menschenrechtssystems. 

Charlotte Langer untersucht in ihrem Bei- 
trag „Die Menschenwürde als Grenze der 
Vollautomatisierung des Verwaltungsver- 
fahrens: Formelle Betrachtungen“ die ver- 
fassungsrechtlichen Grenzen einer Auto- 
matisierung des Verwaltungsverfahrens 
durch sprachverarbeitende Algorithmen. 
Hierzu nimmt sie das Verwaltungsverfah- 
ren insbesondere hinsichtlich seiner kom- 
munikativ-argumentativen Verfahrens- 
schritte in den Blick und prüft, inwieweit 
ihrem menschenrechtlichen Gewährleis- 
tungsgehalt – darunter auch die Men- 
schenwürde – eine Vollautomatisierung 
noch gerecht werden kann. 

In seinem Beitrag „The Third Wave of Sys- 
temic Colonization: Platform Capitalism 
and the Human Rights Crisis of Memory 
and the Public Sphere“ analysiert Daniel 
Valente Pedroso de Siqueira, gestützt auf 
Habermas’ Theorie des kommunikativen 

Handelns, den Plattformkapitalismus als 
„zeitgenössische Form der systemischen 
Kolonisation der Lebenswelt“. Er diagnos- 
tiziert eine dritte Welle der Kolonisation, 
die durch eine von Algorithmen gelenk- 
te Plattformwirtschaft, Datensammlung 
und den Einsatz von KI-Sprachmodellen 
gekennzeichnet ist, und argumentiert für 
neue normative und rechtliche Rahmenbe- 
dingungen im internationalen Menschen- 
rechtssystem, die diese dritte Welle der 
Kolonisation adäquat adressieren. 

Lucas Reckziegel Weschenfelder bespricht 
eine Entscheidung des Inter-Amerikanisch- 
en Gerichtshofs für Menschenrechte zu 
staatlichen Nachrichtendiensttätigkeiten 
in Kolumbien. Er arbeitet heraus, wie das 
Gericht insbesondere das Recht auf in- 
formationelle Selbstbestimmung mit dem 
Recht zur Verteidigung der Menschen- 
rechte verknüpft sowie den erforderlichen 
innerstaatlichen Rechtsrahmen, den das 
Gericht den Staaten diesbezüglich aufer- 
legt. 

Den Heftteil der Buchbesprechungen er- 
öffnet Eckart Klein mit einer Besprechung 
der Dissertation von Adis Selimi „Die 
Politische Philosophie der Staatenaner- 
kennung“, die moralische und rechtliche 
Fragestellungen der Staatenanerkennung 
aufgreift, diese in das bestehende völker- 
rechtliche Normgefüge einordnet und auf 
dieser Grundlage die politische Philoso- 
phie der Staatenanerkennung herausarbei- 
tet. Erol Pohlreich bespricht die Dissertati- 

https://orcid.org/0000-0002-7866-4814
https://orcid.org/0009-0002-4970-9013
https://ror.org/03bnmw459


N. Weiß and B. Boulakhrif • Editorial 5 

on von Franz-Xaver Lehmeyer „Strafrecht 
und Menschenwürde“, die das Argument 
der Menschenwürde im Strafrecht anhand 
ausgewählter Konflikte – des Abschusses 
eines Passagierflugzeugs, der Rettungsfol- 
ter und der lebenslangen Freiheitsstrafe – 
unter Rückbezug auf das Verfassungs- und 
Strafrecht herausarbeitet und dogmatisch 
verortet. 

Unseren Leser*innen wünschen wir eine 
erkenntnisreiche sowie anregende Lektü- 
re. 
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Abstract 

Der Beitrag untersucht formelle Bestimmungen des Verwal- 
tungsverfahrensrechts, deren Automatisierung durch sprach- 
verarbeitende Algorithmen technologisch realisierbar sein 
könnte. Zentrale Fragestellung ist, ob gegen ein solches Vor- 
haben grundsätzliche verfassungsrechtliche Bedenken, insbe- 
sondere durch die Menschenwürdegarantie, sprechen. Hierzu 
wird zunächst das Verwaltungsverfahren, insbesondere hin- 
sichtlich kommunikativ-argumentativer Verfahrensschritte, 
auf seine menschenrechtlichen Dimensionen untersucht. An- 
schließend wird geprüft, inwieweit diesen Dimensionen durch 
sprachverarbeitende Algorithmen in einem vollautomatisier- 
ten Verwaltungsverfahren Rechnung getragen werden kann. 
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I. Einleitung 

Die sogenannte „Künstliche Intelligenz“ 
(KI) ist das neue große Schlagwort in Wirt- 
schaft und Verwaltung. Neben vollmundi- 
gen Versprechungen und schillernden Zu- 
kunftsfantasien löst die Entwicklung aber 
auch Verunsicherung und Ängste aus: un- 
durchsichtige Prozesse führen zu schein- 
bar objektiven, schwer zu widerlegenden 
Ergebnissen, Verantwortlichkeiten und 
Anfechtungsmöglichkeiten bleiben unklar, 
offensichtliche Fehler bleiben unbemerkt, 
und nicht zuletzt kommen KI-Systeme mit 
einem schier unersättlichen Datenhunger 
daher. Dem gegenüber stehen enorme Effi- 
zienzgewinne, schnellere und einheitliche- 
re Prozesse und passgenaue Ergebnisse, 
die sich Entwickler*innen und Anwen- 
der*innen von fortschrittlichen Systemen 
versprechen. Naturgemäß werden poten- 
zielle Anwendungsmöglichkeiten auch im 
öffentlichen Sektor, namentlich in Verwal- 
tung und Rechtsprechung, ausgelotet.1 

1 Der öffentliche Diskurs in der Rechtswissen- 
schaft scheint sich dabei bislang auf die Automa- 
tisierung der Rechtsprechung zu konzentrieren, s. 
etwa Lydia Wolff, Algorithmen als Richter: verfas- 
sungsrechtliche Grenzen entscheidungstreffen- 
der Rechtsgeneratoren in der Rechtsprechung, 
Diss. 2022; David Nink, Justiz und Algorithmen, 
2021; Dana Burchardt, Künstliche Intelligenz in 
der Justiz und ihre Auswirkungen auf die rich- 
terliche Unabhängigkeit, in: Der Staat 63 (2024), 
S. 595–618. Dieser deutliche Fokus überrascht, 
da die überragende Bedeutung des Justizsystems 
einschließlich seiner menschlichen Komponen- 
ten – Empathie, Fähigkeit zu komplexen Wer- 
tungs- und Abwägungsvorgängen, Beurteilung 
menschlichen Verhaltens, Anerkennung mensch- 
licher Fehlbarkeit – einer Automatisierung nor- 
mativ weitgehend entgegensteht. In der Verwal- 
tung hingegen sind die Argumente gegen weitrei- 
chende Automatisierung deutlich abgeschwächt. 
Insbesondere werden hier oft Massenverfahren 
bearbeitet, die ohne größere Entscheidungs- oder 
Beurteilungsspielräume nach festen rechtlichen 
Vorgaben ablaufen. Somit ist hier das größere 
Potenzial für ernsthafte Automatisierungsbemü- 
hungen vorzufinden. 

Angesichts der zunehmenden Herausfor- 
derung öffentlicher Institutionen durch 
wachsende Aufgabenkreise, begrenzte 
Mittel und steigende Erwartungen der 
Bürger*innen an den Staat sind die ver- 
sprochenen Effizienzgewinne durchaus 
attraktiv. Jedoch müssen staatliche Insti- 
tutionen mehr noch als private Vorsicht 
walten lassen, der Effizienz keine unge- 
bührlichen Opfer zu bringen – insbesonde- 
re nicht die Grundrechte zu schleifen. Der 
Rechtswissenschaft fällt dabei auch die 
Aufgabe zu, derartige Entwicklungen kri- 
tisch zu betrachten und immer wieder zu 
fragen: welche Grenzen müssen wir dem 
technisch Möglichen durch das normativ 
Gebotene aufzeigen? 

Die Frage nach der rechtlichen Bewer- 
tung einer Vollautomatisierung von Ver- 
waltungsaufgaben war bisher eine rein 
theoretische. Die bisher üblichen deter- 
ministischen Algorithmen sind auf die 
Verarbeitung von im Voraus festgelegten – 
also vorhersehbaren und kalkulierbaren – 
Datenpunkten beschränkt. Daher war eine 
Automatisierung bislang nur von einfache- 
ren, gesetzlich vollständig determinierten 
Fällen möglich. Dieser Stand der Technik 
spiegelt sich etwa in § 35a VwVfG wider, 
der eine Vollautomatisierung von Verwal- 
tungsentscheidungen auf Fälle ohne Er- 
messens- oder Beurteilungsspielraum be- 
grenzt.2 Insbesondere durch die kürzlich 
erfolgten Durchbrüche in der Entwicklung 
großer Sprachmodelle (Large Language 
Models – LLMs) scheint es nunmehr je- 

2 Eine Gesetzesänderung, um dem fortschreiten- 
den Stand der Technik Rechnung zu tragen, ist 
dabei jedoch nicht ausgeschlossen, siehe etwa 
Mario Martini/David Nink, Subsumtionsautoma- 
ten ante portas? – Zu den Grenzen der Automa- 
tisierung in verwaltungsrechtlichen (Rechtsbe- 
helfs-)Verfahren, in: Deutsches Verwaltungsblatt 
133 (2018), S. 1128–1137; Markus Ludwigs/Anni- 
ka Velling, Der vollständig automatisierte Verwal- 
tungsakt in den Grenzen des Europa- und Verfas- 
sungsrechts, in: VerwArch 2023, S. 71–106 (100). 
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doch durchaus möglich, auch komplexere, 
kommunikative Verfahrensschritte wie 
etwa Anhörungen und Begründungen voll- 
ständig zu automatisieren. Auch komplexe 
oder ungewöhnliche Sachverhalte können 
nun etwa über einen Chatbot oder ein Frei- 
textfeld in einem Onlineformular in das 
System eingespeist und von diesem verar- 
beitet werden. Obwohl die Technik noch 
fehleranfällig und ausbaubedürftig ist, 
zeichnen sich hier doch erhebliche neue 
Horizonte für die Automatisierung von 
Verwaltungsaufgaben ab. Fraglich bleibt 
dabei, ob eine höherrangige Grenze für 
die Automatisierung solcher kommunika- 
tiver Verfahrensschritte bestehen bleibt. 
Namentlich die Menschenwürdegarantie 
könnte diese Wirkung entfalten, gebietet 
sie doch im Kern, dass der Mensch in sei- 
ner Subjektqualität anerkannt und nicht 
zum bloßen Objekt staatlichen Handelns 
degradiert wird. Wie genau sich diese men- 
schenrechtliche Dimension des Verwal- 
tungsverfahrens darstellt und ob sie eine 
unüberwindbare Grenze für eine Vollau- 
tomatisierung mithilfe von LLMs darstellt, 
ist derzeit offen. Dieser Umstand ist sicher- 
lich auch der Tatsache geschuldet, dass die 
Frage bis dato keiner differenzierten Klä- 
rung bedurfte: es konnte schlicht auf die 
technischen Grenzen der Automatisierung 
abgestellt werden und eine eingehende 
Befassung mit ihren normativen Grenzen 
daher unterbleiben. Mit fortschreitender 
Technologie wird eine intensive Auseinan- 
dersetzung mit dieser Frage jedoch nun- 
mehr notwendig. 

Neben Verfahrensfragen wirft die Auto- 
matisierung von Verwaltungsverfahren 
auch grundsätzliche materielle Fragen der 
Menschenwürde auf, da hierbei die Gefahr 
besteht, dass der Mensch nicht als Indi- 
viduum, sondern lediglich als Sammlung 
von Datenpunkten behandelt und damit 

zum bloßen Objekt degradiert wird.3 In 
der Rechtsordnung der Europäischen Uni- 
on wurde dieses Problem bereits erkannt 
und durch die Einführung von Art. 22 
DSGVO angegangen, der – allerdings mit 
weitreichenden Ausnahmen – ein grund- 
sätzliches Abwehrrecht gegen vollauto- 
matisierte Entscheidungen mit Rechtswir- 
kung gegenüber Individuen einräumt,4 

sowie durch Verbote und Vorsichtsmaß- 
nahmen hinsichtlich bestimmter Hochri- 
siko-Anwendungen von fortschrittlichen 
Methoden insbesondere des maschinellen 
Lernens in der KI-Verordnung der EU.5 

Entsprechend hat sich in der internatio- 
nalen rechtswissenschaftlichen Literatur 
ein lebhafter Diskurs um ein mögliches 
Recht auf eine menschliche Entscheidung 
entsponnen – in Verwaltungs- wie auch in 
Strafverfahren.6 Jenseits des materiellen 

3 Hierzu ausführlich Mireille Hildebrandt, Privacy 
as Protection of the Incomputable Self: From Ag- 
nostic to Agonistic Machine Learning, in: The- 
oretical Inquiries in Law 2019, S. 83–121; Mar- 
got Kaminski, Binary Governance: Lessons from 
the GDPR’s Approach to Algorithmic Account- 
ability, in: Southern California Law Review 2019, 
S. 1529–1616 (1541 ff.). 

4 Vgl. etwa Ludwigs/Velling (Fn. 2), S. 85 ff.; kri- 
tisch Reuben Binns/Michael Veale, Is that your fi- 
nal decision? Multi-stage profiling, selective ef- 
fects, and Article 22 of the GDPR, in: Interna- 
tional Data Privacy Law 11 (2021), S. 319–332; 
Lilian Edwards/Michael Veale, Slave to the Al- 
gorithm? Why a ’Right to an Explanation’ Is 
Probably Not the Remedy You Are Looking For, 
in: Duke Law & Technology Review 16 (2017), 
S. 18–84; Francesca Palmiotto, When Is a Deci- 
sion Automated? A Taxonomy for a Fundamen- 
tal Rights Analysis, in: German Law Journal 25 
(2024), S. 210–236. 

5 S. hierzu etwa Melanie Fink/Michèle Finck, 
Reasoned A(I)dministration: explanation require- 
ments in EU law and the automation of public 
administration, in: European Law Review 47 
(2022), S. 376–392. 

6 S. etwa Wolff (Fn. 1); Frank Pasquale, A Rule of 
Persons, Not Machines: The Limits of Legal Au- 
tomation, in: The George Washington Law Review 
87 (2019), S. 1–55; Aziz Z. Huq, A Right to a Hu- 
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Problems der eigentlichen Entscheidung 
wirft die Verfahrensautomatisierung aber 
auch formelle Fragen hinsichtlich des Pro- 
zesses der Entscheidungsvorbereitung, 
Entscheidungsfindung, Aufbereitung und 
Mitteilung an den oder die Betroffene*n 
auf, die bisher wenig Beachtung gefunden 
haben. Der vorliegende Beitrag widmet 
sich daher den formellen Aspekten der Au- 
tomatisierung des Verwaltungsverfahrens 
im Lichte der Menschenwürde. 

Hieraus ergibt sich die zentrale Forschungs- 
frage, die im Folgenden untersucht wer- 
den soll: Welche menschenrechtlichen 
Dimensionen hat das Verwaltungsverfah- 
rensrecht, insbesondere hinsichtlich der 
Achtung der Menschenwürde durch An- 
hörungs- und Begründungspflichten, und 
kann diesen Dimensionen hinreichend 
Rechnung getragen werden, wenn Verwal- 
tungsverfahren mittels LLMs vollständig 
automatisiert werden? 

Der Beitrag beginnt mit einer Untersu- 
chung des Menschenwürdeprinzips im 
Verwaltungsverfahren. Er geht dabei nicht 
streng dogmatisch vor, sondern nähert 
sich dem Menschenwürdebegriff auf einer 
Metaebene unter Rückgriff auf Kategorien 
sowohl des Verfassungs- als auch des Uni- 
onsrechts sowie auf rechtsphilosophische 
Betrachtungen, um die Breite des Men- 
schenwürdebegriffs zu erfassen. Es folgt 
eine Untersuchung einzelner Verfahrens- 
schritte auf menschenrechtlich relevante 
Dimensionen, insbesondere hinsichtlich 
der Menschenwürde. Eine solche Dimensi- 
on könnte sich ergeben aus (1) Reziprozität 
(Subordination nur unter eine Gewalt, die 

man Decision, in: Virginia Law Review 106 (2020), 
S. 611–688; Burkhard Schafer, Can one be just 
without being human? Legal AI and the quest 
for executable justice, in: Bijan Fateh-Mogha- 
dam et al. (Hrsg.), Transformative Technologien: 
Wechselwirkungen zwischen technischem und 
rechtlichem Wandel, 2021, S. 119–152. 

das volle Ausmaß der Gewaltausübung we- 
gen grundsätzlicher Rollenaustauschbar- 
keit nachvollziehen kann); (2) Fähigkeit 
zur Empathie (Verständnis für bestimmte 
Situationen sowie Bedeutung und Trag- 
weite der Verwaltungsentscheidung); (3) 
Argumentation (ebenbürtiger Austausch 
unterschiedlicher Rechtsansichten als 
demokratisch und rechtsstaatlich unver- 
zichtbares Element). Anhand der erarbei- 
teten Konzeption geht der Beitrag sodann 
der Frage nach, ob dieser Dimension auch 
dann Genüge getan werden kann, wenn 
das Verwaltungsverfahren vollständig au- 
tomatisiert wird, insbesondere wenn An- 
hörungen und Begründungen durch LLMs 
durchgeführt werden. 

II. Die Menschenwürde als 

fundamentales 

Rechtsprinzip des 

Verwaltungsverfahrens 

1. Der Menschenwürdebegriff auf 

nationaler und völkerrechtlicher 

Ebene 

Die Menschenwürde als Rechtsprinzip 
zeichnet sich durch eine gewisse Paradoxi- 
tät aus: einerseits ist sie als Grundlage der 
Menschenrechte insbesondere im deut- 
schen Verfassungsrecht, aber auch auf 
völkerrechtlicher und unionsrechtlicher 
Ebene einhellig anerkannt, andererseits 
entzieht sie sich trotz dieser herausragen- 
den Bedeutung einer konsensfähigen, po- 
sitiven Definition. Im Folgenden werden 
die Definitionen und Begriffe der verschie- 
denen Ebenen einer Gesamtbetrachtung 
unterzogen, um dem hier verfolgten An- 
satz einer rechtsphilosophischen Meta- 
Perspektive gerecht zu werden. Es sei je- 
doch darauf hingewiesen, dass im kon- 
kreten Anwendungsfall genau zu prüfen 
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ist, welcher Definitionsansatz der Men- 
schenwürde und welche Begrifflichkeiten 
zu ihrer Konkretisierung heranzuziehen 
sind.7 

In der nationalen Rechtsprechung wird 
auf einen negativen Definitionsansatz zu- 
rückgegriffen, der die Menschenwürde 
von ihrer Verletzung her betrachtet und 
dogmatisch umgrenzt.8 Das Bundesver- 
fassungsgericht (BVerfG) bedient sich da- 
bei zumeist der bekannten Objektformel: 
die Menschenwürde erfordert, dass der 
Mensch nicht zum bloßen Objekt staatli- 
chen Handelns gemacht wird.9 Wo genau 
die Grenze der Objektifizierung verläuft, 
lässt sich jedoch selten genau festlegen 
und bleibt oft abhängig von den Umstän- 
den des jeweiligen Einzelfalles. Meist wird 
sie ins Verhältnis zur freien Selbstbestim- 
mung und Autonomie des Menschen ge- 
setzt, wobei eine Objektifizierung dann 
vorliegt, „wenn dem Menschen die Freiheit 
zum selbstbestimmten Handeln genom- 
men und er unter Zwang in völliger Abhän- 
gigkeit den Interessen anderer Menschen 
unterworfen wird.“10 Zur Konkretisierung 
des Menschenwürdegehalts dienen so- 
dann die im Grundgesetz nachfolgenden 
Grundrechte, welche in ihrer Gesamtheit 
Ausdruck der Menschenwürdeachtung des 

7 Insbesondere ist zu prüfen, ob die Rechtsmaterie 
der KI-Nutzung durch den EU AI Act derart uni- 
onsrechtlich determiniert ist, dass sich die weite- 
re rechtliche Analyse an den unionsrechtlichen, 
statt an den grundrechtlichen Maßstäben zu ori- 
entieren hat. Dieses Problem wird im vorliegen- 
den Beitrag bewusst ausgespart, um den Blick auf 
die philosophische Ebene unverstellt zu lassen. 

8 Torben Bührer, Das Menschenwürdekonzept der 
Europäischen Menschenrechtskonvention, 2020, 
S. 111 ff., 288 ff. 

9 Etwa BVerfGE 101, 397 (405); BVerfGE 9, 89 (95). 
10 Homaira Jafari-Kammann, Künstliche Intelli- 

genz und Menschenwürde: Untersuchungen im 
Umfeld von Mensch-Maschine-Interaktionen, 
2025, S. 91. 

Grundgesetzes sind. Jedem Grundrecht 
wohnt damit ein Kern der Menschenwür- 
de inne, der der Abwägung gegen andere 
Belange nicht zugänglich ist.11 

Wie das Grundgesetz stellt auch die Grund- 
rechtecharta der EU12 (GrCh) die Men- 
schenwürde als unantastbare Vorausset- 
zung und Begründung eines grundrecht- 
lich gebundenen Rechtssystems an den 
Beginn eines Katalogs an Freiheits- und 
Gleichheitsrechten. Sie wird ebenfalls 
nicht genauer umschrieben, dient jedoch 
als Kern und zentrale Voraussetzung der 
nachfolgenden Rechte. 

In der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention13 (EMRK) wird die Menschenwür- 
de nicht ausdrücklich erwähnt; sie ist 
aber nach einhelliger Meinung Voraus- 
setzung, Fundament und Kernidee der in 
der Konvention verbrieften Rechte. Dem- 
nach kommt der Menschenwürde, obwohl 
sie in der EMRK nicht ausdrücklich als 
eigenständiges Menschenrecht genannt 
ist, ein eigenständiger Schutzbereich zu, 
der von den Mitgliedstaaten zu achten 
und zu schützen ist.14 Zur Menschenwür- 
de als Grundprinzip im innerstaatlichen 
Verwaltungsverfahren schweigt die EMRK. 
Zwar schreibt sie in Art. 6 EMRK ein Recht 
auf ein faires Verfahren fest; dieses be- 
zieht sich jedoch ausdrücklich nur auf das 
gerichtliche Verfahren in Zivil- und Straf- 

11 Eingehend hierzu Mathias Hong, Menschenwür- 
de und abwägungsfeste Rechte, in: NJW 2024, 
S. 2815–2822. 

12 Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
vom 8.10.2008, BGBl. 2008 II, S. 1165. 

13 Europäische Menschenrechtskonvention vom 
4.11.1950, BGBl. 1952 II, S. 685. 

14 Mit Darlegung der Kritik an dieser Interpretation: 
Bührer (Fn. 8), S. 320 ff. 
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sachen und ist auch nicht analog auf das 
Verwaltungsverfahren anwendbar.15 

In der Rechtsphilosophie ist das Prinzip 
der Menschenwürde ähnlich universell 
anerkannt, aber umstritten in seinem kon- 
kreten Aussagehalt.16 Zum einen wird sie 
als auf Reziprozität gegründeter, allge- 
meiner Achtungsanspruch bezeichnet, 
der allen Menschen allein aufgrund ih- 
res Menschseins innewohnt.17 Die Rezi- 
prozität gründet sich dabei in Gleichur- 
sprünglichkeit: dem Gedanken, „dass die 
Existenz zweier Entitäten so miteinander 
verknüpft ist, dass die eine nur existie- 
ren kann, wenn auch die andere existiert, 
und umgekehrt.“18 Demnach stützt und 
bedingt die Würde des einen Menschen 
zugleich die Würde des nächsten, sodass 
die Menschenwürde zum „Eckpfeiler ei- 
nes ethischen und rechtsstaatlichen Sys- 
tems“19 wird. Daraus folgt ein Gegensei- 
tigkeitsprinzip, welches sich in verfah- 
rensrechtlichen Beteiligungsrechten als 
kommunikatives Mittel von Mensch zu 
Mensch niederschlägt.20 Zum anderen 
wird der Aspekt der Selbstbestimmung 
über eigenen Interessen betont: „Die inne- 
re, unveränderliche Eigenschaft der gro- 
ßen Menschenwürde ist die Eigenschaft 

15 Frank Meyer, in: Ulrich Karpenstein/Franz C. May- 
er (Hrsg.), EMRK-Kommentar, 3. Auflage, 2022, 
Art. 6, Rn. 13. 

16 Eingehend zu verschiedenen Strömungen und 
Überlegungen der Rechtsphilosophie: Dietmar 
Pfordten, Menschenwürde, 2. Auflage, 2023. 

17 John Tasioulas, The Rule of Algorithm and the 
Rule of Law, in: Christoph Bezemek et al. (Hrsg.), 
Vienna Lectures on Legal Philosophy, Band 3: 
Legal Reasoning, 2025, S. 17–39 (36 f.). 

18 Jafari-Kammann (Fn. 10), S. 93. 
19 Ibid. 
20 Zur zentralen Bedeutung der Gegenseitigkeit im 

Rechtsverkehr vgl. Kiel Brennan-Marquez/Ste- 
phen Henderson, Artificial Intelligence and Role- 
Reversible Judgment, in: Journal of Criminal Law 
and Criminology 109 (2019), S. 137–164. 

der tatsächlichen oder wenigstens potenti- 
ellen Selbstbestimmung über die eigenen 
Belange, das heißt die Bestimmung der 
eigenen Belange primärer bzw. niederer 
Stufe durch die Wünsche und Ziele zweiter 
bzw. höherer Stufe. Ein wesentlicher Teil 
unseres Selbstverständnisses beruht auf 
dieser Selbstbestimmung über unsere ei- 
genen Belange.“21 

Als zentrale Eckpfeiler der Menschenwür- 
de lassen sich somit individuelle Selbstbe- 
stimmung und Reziprozität festhalten. 

2. Die Menschenwürde im 

Verwaltungsverfahren 

Entsprechend nimmt die Menschenwürde 
auch im Verwaltungsverfahren eine wich- 
tige, aber oft unscharfe Rolle ein. Die kon- 
kreten Vorgaben der Menschenwürdega- 
rantie für das Verwaltungsverfahren sind 
wenig ausgeformt, wohl weil sie bisher in 
rechtsdogmatischen Untersuchungen und 
Argumentationen eine unterstützende Rol- 
le für greifbarere, praktische Erwägungen 
wie die oben ausgeführten einnahm. In der 
Rechtsprechung des BVerfG wird auf sie 
verwiesen, um die Bedeutung etwa des An- 
hörungserfordernisses herauszustreichen, 
ohne dass jedoch die konkreten Konturen 
der Menschenwürde selbst hervortreten.22 

Auch die Objektformel des BVerfG ist in der 
rechtswissenschaftlichen Analyse wenig 
trennscharf – schließlich beinhaltet jede 
staatliche Einwirkung auf den oder die 
Bürger*in eine Subordinationserwartung, 
die der oder die Betroffene als Objektifi- 
zierung wahrnehmen könnte. Auch in der 
Literatur wird etwa das Anhörungserfor- 
dernis als zentrale Forderung eines men- 
schenwürdigen Verwaltungsverfahrens 

21 Pfordten (Fn. 16), S. 56. 
22 BVerfGE 7, 53 (57); 7, 275 (279); 9, 89 (95); 101, 397 

(405). 
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anerkannt, ohne dass dessen Vorausset- 
zungen und Gestaltung näher beleuchtet 
werden.23 

Im Lichte der obigen Ausführungen kann 
jedoch konkretisiert werden, dass auch 
im Verwaltungsverfahren ein Minimum 
erstens an Reziprozität und Ebenbürtig- 
keit und zweitens an Selbstbestimmung 
notwendig ist, um der Menschenwürde 
gerecht zu werden. Freilich kann diesen 
Belangen nicht unumschränkt Genüge ge- 
tan werden, ohne die Funktion des Verwal- 
tungsverfahrens als Interessenausgleich 
zwischen Individualinteressen und Ge- 
meinwohlbelangen gänzlich aufzugeben. 
Jedoch gebietet die Menschenwürde zu- 
mindest, dass dem betroffenen Individu- 
um argumentativ auf Augenhöhe begegnet 
wird, dass ihm die Möglichkeit eingeräumt 
wird, auf den Ausgang des Verfahrens Ein- 
fluss zu nehmen, seine Interessen hinrei- 
chend darzustellen und argumentativ zu 
verteidigen.24 Aber auch in der Bestim- 
mung der Gemeinwohlbelange übt die 
Menschenwürde als Determinante und 
Voraussetzung eines rechtsstaatlichen 
Systems indirekten Einfluss aus, müssen 
diese doch durch das Zusammenspiel aller 
selbstbestimmten Bürger*innen ausgehan- 
delt und weiterentwickelt werden. 

23 S. etwa Eberhard Schmidt-Aßmann, Das allgemei- 
ne Verwaltungsrecht als Ordnungsidee: Grund- 
lagen und Aufgaben der verwaltungsrechtlichen 
Systembildung, 2. Auflage, 2004, S. 67. 

24 Die Verfasserin dankt an dieser Stelle ihrem Kol- 
legen Lukas Claes für fruchtbaren Austausch zum 
kommunikativ-argumentativen Aspekt des Ver- 
waltungsverfahrens. 

III. Anhörungs- und Begrün- 

dungserfordernisse im 

Einzelnen 

Zentraler Ausdruck dieses kommunikati- 
ven, reziproken Ansatzes der Menschen- 
würde im Verwaltungsverfahren sind vor 
allem Anhörungs- und Begründungspflich- 
ten. Diese dienen dazu, der Objektifizie- 
rung des oder der Einzelnen durch staatli- 
ches Handeln auf unterschiedlichen Ebe- 
nen entgegenzuwirken. Sie werden daher 
im Folgenden eingehender untersucht. 

1. Rechtlicher Rahmen 

Der rechtliche Rahmen für Anhörungs- 
und Begründungspflichten im Verwal- 
tungsverfahren wird im nationalen Recht 
durch § 28 Abs. 2 Nr. 4 Alt. 3 VwVfG (Anhö- 
rung) bzw. § 39 Abs. 2 Nr. 3 Alt. 2 VwVfG 
(Begründung) sowie die entsprechenden 
landesrechtlichen Vorschriften, auf Uni- 
onsebene insbesondere durch Art. 41 Abs. 
2 lit. a (Anhörung) und c (Begründung) 
GRCh abgesteckt. Hinsichtlich der Au- 
tomatisierung kommen zudem spezielle 
unionsrechtliche Vorgaben zum Tragen, 
insbesondere Art. 22 DSGVO und die Vor- 
gaben der KI-Verordnung. 

Die Voraussetzungen beider Tatbestän- 
de im VwVfG laufen weitgehend parallel: 
demnach kann unter anderem sowohl von 
einer Anhörung als auch von einer Begrün- 
dung abgesehen werden, wenn die Behör- 
de einen Verwaltungsakt mithilfe automa- 
tischer Einrichtungen erlassen will und 
es der Anhörung bzw. Begründung nach 
den Umständen des Einzelfalles nicht be- 
darf. Hier ist zu unterstreichen, dass bei 
Vollautomatisierung komplexerer Fälle 
nicht davon ausgegangen werden kann, 
dass Anhörung und Begründung nach den 
Umständen des Einzelfalles nicht geboten 
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seien. Die Formulierung dieser Ausnah- 
metatbestände geht auf eine Zeit zurück, 
in der der Erlass von Verwaltungsakten 
mit automatischen Einrichtungen nach 
dem Stand der Technik nur für einfachere, 
rechtlich vollständig determinierte Fälle 
denkbar war – man denke etwa an Steuer- 
bescheide. Solche Fälle dürften in der Tat 
häufig keiner Anhörung oder Begründung 
bedürfen. Hinsichtlich der Anhörung kann 
in derartigen Fällen regelmäßig ausge- 
schlossen werden, dass eine Anhörung die 
zu treffende Entscheidung in irgendeiner 
Weise beeinflussen kann, da letztere be- 
reits vollständig durch das Gesetz determi- 
niert ist. Die Gründe für die Entscheidung 
ergeben sich aus dem Gesetz; mangels 
Beurteilungs- oder Ermessensspielraum 
sind genauere Ausführungen etwa zu Ab- 
wägungsprozessen nicht notwendig. Soll- 
ten künftig jedoch auch komplexere Fälle 
in eine automatisierte Bearbeitung über- 
führt werden, können diese Überlegungen 
nicht mehr standhalten. Sowohl in sachli- 
cher Hinsicht zur Sachverhaltsaufklärung 
(Anhörung) und zur Nachvollziehbarkeit 
und Anfechtbarkeit (Begründung) als auch 
durch die Menschenwürde dürften Anhö- 
rung und Begründung unerlässlich sein.25 

2. Die Anhörung 

Die Anhörung erfüllt im Verwaltungsver- 
fahren zunächst eine praktische Funktion: 
die der Aufklärung des Sachverhalts. Der 
oder die betroffene Bürger*in ist zumeist 
am besten aufgestellt, relevante Informa- 
tionen zu sammeln und der Behörde mitzu- 
teilen. Die Anhörung trägt damit erheblich 
dazu bei, dass die zu treffende Entschei- 
dung der Behörde auf einer fehlerfreien 
Tatsachenbasis beruht, und dient damit 
einer zentralen Vorgabe des Rechtsstaats- 
prinzips. 

25 So auch Ludwigs/Velling (Fn. 2), S. 89 ff. 

Neben der Einholung objektiver Fakten 
bietet die Anhörung jedoch auch Gelegen- 
heit, die Rechtsansicht des oder der Bür- 
ger*in darzustellen und damit nicht nur 
auf Tatsachen-, sondern auch auf Rechts- 
folgenebene Einfluss auf die behördliche 
Entscheidung zu nehmen – wenngleich 
dieser Einfluss oft weniger erheblich aus- 
fallen dürfte, als es sich der oder die be- 
troffene Bürger*in erhofft. Dennoch ist 
dies eine zentrale Stellschraube, um der 
Behandlung des oder der Einzelnen als Ob- 
jekt entgegenzuwirken. Die Möglichkeit 
zur Mitwirkung und zur Beeinflussung des 
Verwaltungsverfahrens im eigenen Sinne 
impliziert, dass der oder die Betroffene 
als eigenständiges Subjekt mit eigenen 
Moralvorstellungen und Rechtsansichten 
wahrgenommen und anerkannt wird, und 
wirkt damit dem Subordinationsverhältnis 
zwischen Bürger*in und Staat zumindest 
teilweise entgegen. Der oder die Bürger*in 
erhält dadurch Selbstwirksamkeit: die Fä- 
higkeit zur Einflussnahme auf das eigene 
Schicksal. Diese Bedeutung unterstreicht 
auch das BVerfG regelmäßig.26 Insoweit ist 
das Anhörungserfordernis auch Ausdruck 
des Reziprozitätsgedankens – der gegen- 
seitigen Anerkennung und des Respekts 
gegenüber dem oder der Bürger*in als 
ebenbürtiger, selbstbestimmter Mensch. 
Obwohl notwendigerweise ein strukturel- 
les Ungleichgewicht zwischen Bürger*in 
und Verwaltungsmitarbeiter*in besteht, 
indem Letztere*r kraft seines oder ihres 
Amtes mit der Entscheidung über einen 
Lebensbereich der oder des Ersteren be- 
traut ist, signalisiert die Anhörung die 
Anerkennung des eigenständigen, rational 
denkenden Gegenübers. Für den oder die 
Bürger*in dient die Anhörung dazu, die ei- 
gene Position verständlich zu machen und 
an menschliche Instinkte zu appellieren, 
um Verständnis und Mitgefühl zu gene- 

26 S. etwa BVerfGE 9, 89 (95); 65, 171 (174); 101, 397 
(405). 
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rieren – das erhöht umgekehrt auch das 
Verständnis von Bürger*innen für mensch- 
liche Fehler in der Behörde, welches bei 
algorithmischen Entscheidungen deutlich 
geringer ausgeprägt ist.27 Insoweit hat die 
Anhörung auch eine empathische Dimen- 
sion, indem die Vorstellungen, Ziele und 
Werte des Gegenübers mit den eigenen 
abgeglichen und auf ihre Nachvollziehbar- 
keit hin überprüft werden können.28 

3. Die Begründung 

Die Begründungspflicht für Verwaltungs- 
entscheidungen erfüllt zunächst mehrere 
praktische Funktionen. Sie dient zunächst 
als Selbstkontrolle der Verwaltung, in- 
dem sie den oder die Sachbearbeiter*in 
zur kritischen Reflexion der Entscheidung 
zwingt.29 Weiterhin macht sie die Tatsa- 
chengrundlage, Beweggründe und Abwä- 
gungsvorgänge sichtbar und nachvollzieh- 
bar: einerseits für den oder die Betroffe- 
ne*n der Entscheidung selbst, anderer- 
seits für Widerspruchsinstanz und Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit, wenn die Entschei- 
dung angefochten wird.30 Nur so können 
Bürger*in und Überprüfungsinstanzen si- 
cherstellen, auf welche Tatsachen- und 
Rechtsgrundlage die Verwaltung ihre Ent- 
scheidung gestützt hat, wie unterschied- 
liche Belange und Interessen gewichtet 
wurden und wie Abwägungsergebnisse er- 
reicht wurden. Diese Informationen sind 

27 Amnon Reichman/Giovanni Sartor, Algorithms 
and Regulation, in: Hans-Wolfgang Micklitz et al. 
(Hrsg.), Constitutional Challenges in the Algorith- 
mic Society, 2022, S. 131–181 (161). 

28 Zur Rolle der Empathie im Verwaltungsverfahren: 
Sofia Ranchordás, Empathy in the Digital Admin- 
istrative State, in: Duke Law Journal 71 (2022), 
S. 1341–1389. 

29 David Roth-Isigkeit, Die Begründung des vollstän- 
dig automatisierten Verwaltungsakts, in: DÖV 
2020, S. 1018–1026 (1019). 

30 Ibid. 

zunächst für die rechtliche Bewertung der 
Entscheidung unerlässlich. Daneben hat 
die Begründung auch eine psychologische 
Funktion: der Mensch akzeptiert eine für 
ihn ungünstige Entscheidung eher, wenn 
die Gründe für diese Entscheidung dar- 
gelegt werden.31 Darüber hinaus ist die 
Begründungspflicht auch Ausdruck der 
Menschenwürdeachtung, indem sie wie- 
derum den oder die Bürger*in als ebenbür- 
tiges Subjekt anerkennt, das nicht blind 
zum Objekt staatlicher Machteinwirkung 
gemacht werden darf. So gebietet es die 
Selbstbestimmung und Autonomie, dass 
im Falle staatlicher Zwangseinwirkung im- 
merhin die Gründe für die aufgezwungene 
Einschränkung der freien Selbstbestim- 
mung dargelegt werden. Bestenfalls führt 
dies bei dem oder der Betroffenen zu der 
Einsicht, dass die Einschränkung seiner 
oder ihrer Freiheit nach demokratischen 
Maßstäben für nachvollziehbare Belange 
des Gemeinwohls notwendig ist. Zumin- 
dest aber ist es Ausdruck der Anerken- 
nung als ebenbürtiges, selbstbestimmtes 
Subjekt, das sein Handeln rational nach 
begründeten Handlungsrahmen auszu- 
richten vermag.32 Zudem demonstriert 
die Begründung die Verantwortlichkeit 
und Rechenschaft des oder der Entschei- 
der*in: den Willen, für die Entscheidung 
einzustehen und sie als richtig zu verteidi- 
gen. Die Begründung ist damit in gewisser 
Weise Fortsatz und Abschluss des mit der 
Anhörung begonnenen kommunikativ-ar- 
gumentativen Aushandlungsprozesses. 

31 Mario Martini, Blackbox Algorithmus – Grund- 
fragen einer Regulierung Künstlicher Intelligenz, 
2019, S. 189 f. 

32 Roth-Isigkeit (Fn. 29), S. 1024. 
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4. Zwischenfazit: Anhörungs- und 

Begründungspflichten als Ausdruck 

der Menschenwürde im 

Verwaltungsverfahren 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass Anhörungs- und Begründungspflich- 
ten im Verwaltungsverfahren sowohl prak- 
tischen als auch immateriellen Bedürf- 
nissen dienen. Beide Ansätze sind neben 
ihren sachlichen Funktionen auch Aus- 
druck der Subjektqualität des oder der 
Bürger*in, der oder die zwar eventuell 
nachteilige Verwaltungsentscheidungen – 
und damit staatliche Zwangseinwirkung 
– hinnehmen muss, aber auch in dieser 
Situation ein Mindestmaß an Beteiligung 
und Rücksichtnahme einfordern kann. 
Anhörungs- und Begründungspflichten 
sind damit auch Ausdruck der Ebenbürtig- 
keit und Reziprozität zwischen Menschen 
– der Staat soll dem oder der Bürger*in 
nicht als gesichtsloser Apparat gegenüber- 
stehen, sondern als fairer Wächter über 
das Gemeinwohl, welches durch die Ge- 
samtheit an selbstbestimmten Individuen 
determiniert ist. Die Achtung des oder 
der Bürger*in als selbstbestimmtes, auto- 
nomes Subjekt gebietet daher, ihm oder 
ihr ein Mindestmaß an Einfluss auf sein 
oder ihr eigenes Schicksal zu gewähren, 
indem ihm oder ihr Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme gewährt und die Gründe der 
Entscheidung dargetan werden. Hierbei 
zeigt sich auch, dass das Rechtsstaatsprin- 
zip seinen primären Fokus nicht auf Effizi- 
enz legt: Anhörungen und Begründungen 
erfordern Zeit und Aufwand von Verwal- 
tungsmitarbeitenden, stellen aber den- 
noch einen unverzichtbaren Bestandteil 
eines fairen Verfahrens dar. Gleichwohl 
sind Anhörung und Begründung nicht in 
jedem Falle unverzichtbar. Die vorhande- 
nen Ausnahmetatbestände zeigen, dass 
diese Vorgaben durchaus einer Abwägung 
gegen andere Belange wie Effizienz, zügige 

Verfahrensdurchführung oder Eilbedürf- 
tigkeit zugänglich sind. In den rechtlichen 
Kategorien des Grundgesetzes führt dies 
zu dem Schluss, dass Anhörung und Be- 
gründung im Verwaltungsverfahren zwar 
Ausdruck der Menschenwürde sind, aber 
nicht zu deren abwägungsfestem Kern ge- 
hören.33 

IV. Anhörung und 

Begründung durch LLMs 

Mit der fortschreitenden technologischen 
Entwicklung stellen sich nun einige Fra- 
gen mit neuer Relevanz. Bislang konn- 
ten die immateriellen Funktionen von 
Anhörungs- und Begründungspflichten 
oft dahinstehen, da bei einer Verletzung 
der entsprechenden Vorschriften schon 
die handfesteren praktischen Funktionen 
unerfüllt blieben: wurde etwa eine An- 
hörung rechtswidrig unterlassen, fehlte 
dem oder der Betroffenen die Gelegenheit 
zur Darstellung wichtiger Tatsachen. Dass 
die Unterlassung gleichzeitig den aus der 
Menschenwürde erwachsenden Anspruch 
auf Beteiligung am Verfahren verletzt, war 
lediglich eine argumentative Verstärkung 
dieser Tatsache.34 Wenn sprachverarbei- 
tende Algorithmen jedoch in der Lage sind, 
in natürlicher Sprache mit Bürger*innen 
zu kommunizieren, stellt sich die Frage: 
ist dies ausreichend für eine rechtmäßige 
Anhörung und Begründung im Verwal- 
tungsverfahren, oder bedarf es dafür einer 
menschlichen Instanz? 

33 Die Verfasserin dankt an dieser Stelle dem oder 
der Reviewer*in für die aufmerksame Anmerkung 
zu diesem Punkt. 

34 So etwa in BVerfGE 7, 275 (279). 
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1. Erfüllung der Sachebene 

In sachlicher Hinsicht erwecken fort- 
schrittliche Sprachmodelle zumindest den 
äußeren Anschein, kommunikative Aufga- 
ben wie eine Anhörung oder eine Begrün- 
dung durchführen zu können. Sie können 
ein flüssiges Gespräch führen, auf Fragen 
und Hinweise des oder der Gesprächspart- 
ner*in eingehen, Antworten geben oder 
selbst Informationen sammeln und – wenn 
sie vorher entsprechende Anweisungen be- 
kommen haben – eine Position argumenta- 
tiv vertreten. Allerdings handelt es sich da- 
bei stets nur um einen äußeren Anschein: 
um eine mathematisch gestützte Simulati- 
on eines Gesprächs und keine tatsächliche 
Unterhaltung. Algorithmische Sprachmo- 
delle haben kein eigenes Verständnis von 
abstrakten Rechtsbegriffen wie „geboten“, 
„angemessen“ oder „Verhältnismäßigkeit“. 
Sie errechnen Wahrscheinlichkeiten des 
Auftretens bestimmter Wörter oder Wort- 
gruppen in unterschiedlichen Kontexten 
und fabrizieren daraus auf Anfrage einen 
Text, der zwar (im Idealfall) so klingt wie 
die Erwiderung eines menschlichen Ge- 
genübers, aber tatsächlich nicht durch ein 
konzeptionelles Verständnis gedeckt ist. 
Daraus folgt, dass algorithmisch generier- 
te Texte mit einer gewissen Vorsicht zu 
genießen sind: nicht nur enthalten sie oft 
faktische Fehler, sie sind auch mangels 
eines konzeptionellen Wertverständnis- 
ses oft leicht manipulierbar. Dabei lau- 
fen sie auch bei sorgfältiger Programmie- 
rung Gefahr, von einem vorgegebenen 
Skript abzuweichen, wenn nämlich die 
wahrscheinlichste Antwort auf einen von 
dem oder der Nutzer*in gestellten Prompt 
nicht dem einprogrammierten Skript ent- 
spricht.35 Hinzu kommt, dass eine gewisse 
Gefälligkeit in die aktuell am weitesten 

35 In anderen Worten: “They’ll follow their original 
instructions only as long as adhering to those 
instructions is the most likely next line in the 
script.”, s. Janelle Shane, When a Chatbot Runs 

verbreiteten Sprachmodelle einprogram- 
miert ist. Diese LLMs sind zuvorderst auf 
Wohlwollen und Zufriedenheit der End- 
nutzer*innen angewiesen, um sich im Kon- 
kurrenzkampf mehrerer Softwarefirmen 
durchzusetzen. Daher werden Antworten 
bewusst so gestaltet, dass sie den oder die 
Endnutzer*in positiv gestimmt zurücklas- 
sen. Dies führt dazu, dass Sprachmodelle 
dazu neigen, sich allzu leicht von dem oder 
der Nutzer*in zu für letztere*n günstigen 
Ergebnissen überreden zu lassen.36 All 
dies lässt LLMs zwar beispielsweise eine 
Anhörung im Verwaltungsverfahren über- 
zeugend simulieren, jedoch bleibt fraglich, 
wie nützlich die erwartbaren Ergebnisse 
für Verwaltung und Bürger*in sind. Lässt 
sich der LLM allzu leicht von der Rechtsan- 
sicht des oder der Bürger*in überzeugen, 
mag dies zwar den oder die Bürger*in zu- 
nächst zufrieden stimmen – jedoch nur für 
kurze Dauer, wenn die Entscheidung letzt- 
lich doch anders ausfällt, etwa weil das 
von dem oder der Bürger*in erstrebte Er- 
gebnis rechtlich schlicht nicht haltbar ist 
oder widerstreitende Interessen anderer 
Beteiligter unzureichend berücksichtigt 
wurden. Im Ergebnis muss daher bereits 
im Entwicklungsprozess dafür Sorge ge- 
tragen werden, dass im Verwaltungsver- 
fahren genutzte LLMs nicht zuvorderst auf 
Gefälligkeit und Wohlwollen des oder der 
Nutzer*in ausgerichtet sind, sondern auf 
Rechtssicherheit und klare Konformität 
mit den einschlägigen gesetzlichen Grund- 
lagen. 

Hierbei präsentiert sich die nächste Her- 
ausforderung: insbesondere Sprachmodel- 
le sind oft zu komplex, um ihren Output 

Your Store, AI Weirdness vom 19. Dezember 2025, 
abrufbar unter: https://www.aiweirdness.com/ 
when-a-chatbot-runs-your-store/?ref=ai-weird 
ness-newsletter (zuletzt besucht am 9. Februar 
2026). 

36 S. ibid. mit unterhaltsamen Beispielen. 

https://www.aiweirdness.com/when-a-chatbot-runs-your-store/?ref=ai-weirdness-newsletter
https://www.aiweirdness.com/when-a-chatbot-runs-your-store/?ref=ai-weirdness-newsletter
https://www.aiweirdness.com/when-a-chatbot-runs-your-store/?ref=ai-weirdness-newsletter


C. Langer • Die Menschenwürde als Grenze der Vollautomatisierung des Verwaltungsverfahrens 17 

abschließend erklären zu können, was 
es auch erheblich erschwert, gezielt Ein- 
fluss auf ihre Ergebnisse zu nehmen. So 
sind die wahren Auswirkungen einzelner 
Interaktionen auf die künftigen Verhal- 
tensweisen von Chatbots häufig gering bis 
nicht existent, da sie nicht auf vergangene 
Chatprotokolle mit demselben Gegenüber 
zurückgreifen. Dies zeigt sich darin, dass 
sie in experimentellen Unterhaltungen et- 
wa dazu manipuliert werden konnten, sich 
für fiktives vergangenes Fehlverhalten zu 
entschuldigen.37 Während es sich dabei 
noch um ein unterhaltsames Anschau- 
ungsbeispiel für aktuelle technologische 
Unzulänglichkeiten handeln mag, deuten 
diese Muster jedoch auf ein strukturelles 
Problem hin: LLMs mögen nach außen sehr 
erfolgreich den Anschein menschlichen 
Verhaltens erwecken,38 bleiben jedoch im 
Kern Simulationskünstler. Ihre schillern- 
den Fassaden menschlichen Kommunika- 
tionsvermögens sind umso gefährlicher, 
da sie über die tatsächlichen Vorgänge im 
Innern hinwegtäuschen. Es bleibt daher 
fraglich, ob beispielsweise die im Rahmen 
einer Anhörung gewonnenen Informatio- 
nen und Rechtsansichten auch tatsächlich 
im weiteren Verlauf der Entscheidungs- 
findung berücksichtigt werden, oder ob 
eine algorithmisch generierte Begründung 
die tatsächlich entscheidungserheblichen 
Gründe darstellt oder nur den höchsten 
statistischen Wert auf ihre Wortabfolge 

37 Janelle Shane, ChatGPT Will Apologize for Any- 
thing, AI Weirdness vom 8. August 2025, abrufbar 
unter: https://www.aiweirdness.com/chatgpt-w 
ill-apologize-for-anything/?ref=ai-weirdness-n 
ewsletter (zuletzt besucht am 11. Februar 2026). 

38 In einem von Anthropic durchgeführten Experi- 
ment stellte sich ein zum Management eines Ge- 
schäfts berufener Chatbot gar als physisch anwe- 
sender Mitarbeiter dar und gab Anweisungen, wo 
und wann er anzutreffen und wie man ihn erken- 
nen könne; s. Shane (Fn. 35). 

lieferte.39 Hierbei ist auch die als Univer- 
sallösung für Transparenzdefizite ange- 
priesene “explainable AI” („erklärbare KI“ 
– selbstlernende Algorithmen, die in der 
Lage sind, ihre Arbeitsprozesse visuell 
oder sprachlich aufzubereiten und dem 
oder der Nutzer*in zu präsentieren) keine 
Hilfe. Insbesondere liefern diese Ansätze 
zumeist die falsche Art von Erklärung: im 
Verwaltungsrecht bedarf es nicht einer 
kausalen, generellen Erklärung der Daten- 
verarbeitung, sondern einer juristischen, 
individuellen Begründung.40 Sie muss sich 
auf die Rechts- und Tatsachenlage stützen 
und diese aufgreifen können, was ein ge- 
wisses konzeptionelles Verständnis von 
abstrakten Begriffen und Urteilsvermögen 
über Lebenssachverhalte erfordert. Der- 
artige Begründungsansätze sind derzeit 
auch unter dem Ansatz der erklärbaren KI 
schwierig zu realisieren.41 Insbesondere 
bedarf es hier intensiverer Zusammenar- 
beit von Entwickler*innen und Verwal- 
tungsjurist*innen, um Bedürfnisse, Mög- 
lichkeiten und Grenzen wechselseitig aus- 
zuloten und praxisgerechte Lösungen zu 
finden. 

In der Gesamtschau ist die Erfüllung 
der sachlichen Funktionen von Anhö- 
rungs- und Begründungspflichten im Ver- 
waltungsverfahren durch algorithmische 
Sprachmodelle bereits zweifelhaft, aber 

39 Unabdingliche Voraussetzung für den Einsatz 
von LLMs in vollautomatisierten Verwaltungsver- 
fahren ist daher eine klare Aufgaben- und Kompe- 
tenzverteilung unter mehreren spezialisierten Al- 
gorithmen: während ein LLM eine Entscheidung 
vor- und nachbereiten kann, muss die tatsächli- 
che Entscheidungsfindung stets einem designier- 
ten Entscheidungsalgorithmus zugewiesen wer- 
den, der hierfür gesondert entwickelt und mit 
entsprechenden Transparenzmechanismen aus- 
gestattet ist. 

40 So auch Roth-Isigkeit (Fn. 29), S. 1024. 
41 Einen alternativen Begründungsmaßstab schlägt 

Roth-Isigkeit vor, ibid., S. 1025 f. 

https://www.aiweirdness.com/chatgpt-will-apologize-for-anything/?ref=ai-weirdness-newsletter
https://www.aiweirdness.com/chatgpt-will-apologize-for-anything/?ref=ai-weirdness-newsletter
https://www.aiweirdness.com/chatgpt-will-apologize-for-anything/?ref=ai-weirdness-newsletter
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technologisch wohl künftig realisierbar. 
Dogmatisch problematischer bleibt hinge- 
gen die Frage, ob ein mittels LLMs vollau- 
tomatisiertes Verwaltungsverfahren auch 
mit den Vorgaben der Menschenwürde ver- 
einbar wäre. 

2. Erfüllung der Menschenwürde-Ebene 

Wie oben herausgearbeitet, lässt sich die 
Menschenwürdegarantie im Verwaltungs- 
verfahren vor allem auf ein Bedürfnis nach 
Selbstbestimmung und Einflussnahme auf 
das eigene Schicksal, aber auch nach Rezi- 
prozität, gegenseitigem Respekt und Em- 
pathie konkretisieren. Sie ist dabei jedoch 
nicht in ihrem abwägungsresistenten Kern 
betroffen: Erwägungen der Effizienz, Eil- 
bedürftigkeit oder Eingriffsintensität kön- 
nen sie im Einzelfall überwiegen. Wie im 
vorherigen Abschnitt erörtert, lassen LLM- 
gestützte Verwaltungsverfahren durchaus 
zumindest den Anschein von Selbstbestim- 
mung und Einflussnahme bei dem oder der 
Bürger*in entstehen. Ein Vorgaukeln kann 
hier aber nicht ausreichend sein. Vielmehr 
muss gewährleistet sein, dass die etwa 
im Rahmen einer automatisierten Anhö- 
rung gemachten Angaben tatsächlich in 
die endgültige Entscheidung einfließen – 
wenn sie sie auch im Einzelfall nicht un- 
bedingt zugunsten des oder der Bürger*in 
zu kippen vermögen. In Hinblick auf den 
Aspekt der Gegenseitigkeit lässt sich hin- 
gegen mit gutem Grund bezweifeln, ob ein 
LLM-gestützter Chatbot diese Bedürfnisse 
erfüllen kann. Zwar können sprachver- 
arbeitende Systeme gegebenenfalls eine 
überzeugende Simulation einer ebenbürti- 
gen Argumentation auf Augenhöhe sowie 
eines empathischen Verständnisses für 
die Situation des oder der Bürger*in dar- 
bieten – wiederum vermag jedoch diese 
Simulation eine tatsächliche menschliche 
Auseinandersetzung nicht zu ersetzen. Je 
nach Konfiguration des LLM kann es sich 

sehr schnell oder aber gar nicht von einer 
rechtlichen Argumentation des menschli- 
chen Gegenübers „überzeugen“42 lassen. 
Eine tatsächliche Auseinandersetzung auf 
Augenhöhe findet dabei nicht statt, da 
die Parteien bereits im Ansatz von grund- 
verschiedenen Positionen starten. Da das 
LLM in seiner Reaktion fremdbestimmt, 
namentlich von seiner Programmierung 
abhängig ist, während das menschliche 
Gegenüber aus seiner eigenen Moral- und 
Wertüberzeugung argumentiert, mangelt 
es bereits im Ausgangspunkt an Ebenbür- 
tigkeit. Auch Empathie kann von einem 
LLM zwar mustergültig vorgespielt wer- 
den,43 liegt aber mangels eigener mensch- 
licher Lebenserfahrung und geteiltem Er- 
leben von Menschlichkeit nicht vor und 
kann auch nie vorliegen. 

42 Die Formulierung ist mit Vorsicht zu genießen 
– wiederum muss bedacht werden, dass LLMs 
wie alle Algorithmen keine Wert- und Moralvor- 
stellungen oder überhaupt konzeptionelles Ver- 
ständnis von abstrakten Begriffen haben und da- 
mit auch keine Überzeugungen, Erfahrungs- oder 
Glaubenssätze. Selbst ihr logisches Verständnis 
ist vollkommen abhängig von ihrer Programmie- 
rung. Ihre generierten Texte stützen sich allein 
auf statistische Berechnungen von Wortabfolgen 
– je nach Prompt und Programmierung können 
sie daher Antworten generieren, die Zustimmung 
und Anerkennung für die Argumente des Ge- 
genübers ausdrücken, oder in einem simulierten 
Streitgespräch dagegenhalten. 

43 Man denke etwa an den Erfolg von Mental-Health- 
Bots, s. etwa Stefanie Kara, Kann eine Maschine 
Depressionen heilen?, Die ZEIT vom 7. Juli 2025, 
abrufbar unter: https://www.zeit.de/2025/28/ps 
ychotherapie-ki-depression-nett-forschung (zu- 
letzt besucht am 13. Februar 2026); Kim Tingley, 
Kids Are in Crisis. Could Chatbot Therapy Help?, 
New York Times vom 20. Juni 2025, abrufbar un- 
ter: https://www.nytimes.com/2025/06/20/mag 
azine/ai-chatbot-therapy.html (zuletzt besucht 
am 13. Februar 2026); kritisch Ellen Barry, Hu- 
man Therapists Prepare for Battle Against A.I. Pre- 
tenders, New York Times vom 24. Februar 2025, 
abrufbar unter: https://www.nytimes.com/202 
5/02/24/health/ai-therapists-chatbots.html (zu- 
letzt besucht am 13. Februar 2026). 

https://www.zeit.de/2025/28/psychotherapie-ki-depression-nett-forschung
https://www.zeit.de/2025/28/psychotherapie-ki-depression-nett-forschung
https://www.nytimes.com/2025/06/20/magazine/ai-chatbot-therapy.html
https://www.nytimes.com/2025/06/20/magazine/ai-chatbot-therapy.html
https://www.nytimes.com/2025/02/24/health/ai-therapists-chatbots.html
https://www.nytimes.com/2025/02/24/health/ai-therapists-chatbots.html
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Nun bleibt fraglich, welche Schlüsse hier- 
aus für die mögliche Praxis einer Verwal- 
tungsverfahrensautomatisierung mittels 
LLMs zu ziehen sind. Dabei sind zwei Ebe- 
nen zu unterscheiden: die individuelle und 
die systematische Ebene. Auf individueller 
Ebene geht es um die Situation im Einzel- 
fall, in der sich ein oder eine Bürger*in in 
einem automatisierten Verwaltungsver- 
fahren befindet. Da die Menschenwürde 
im Verwaltungsverfahren nicht in ihrem 
abwägungsresistenten Kern betroffen ist, 
kommt eine Neukalibrierung der Abwä- 
gung verschiedener Belange und Interes- 
sen durchaus in Betracht. Wie oben bereits 
ausgeführt, sind die bisher gesetzlich ver- 
ankerten Ausnahmen von Anhörungs- und 
Begründungspflichten unzureichend, um 
die Komplexität der Verfahrensautomati- 
sierung mit LLMs abzubilden. Insbesonde- 
re durch die von der Automatisierung ver- 
sprochene erhebliche Effizienzsteigerung 
verschiebt sich möglicherweise die bisher 
gültige Abwägung zwischen Effizienz und 
Partizipation, sodass die unterschiedli- 
chen Interessen und Belange neu gewertet 
und ausbalanciert werden müssen. Mög- 
lich erscheint hier vor allem eine stärkere 
Berücksichtigung der Eigeninteressen und 
Vorlieben der Bürger*innen etwa durch ein 
Wahlrecht zwischen menschlicher und al- 
gorithmischer Bearbeitung ihrer Anliegen. 
Freilich wird es Fallkonstellationen ge- 
ben, in denen es dem oder der Bürger*in 
weniger auf eine argumentative Auseinan- 
dersetzung auf Augenhöhe und mehr auf 
eine schnelle, rechtssichere Entscheidung 
ankommt. Nicht zuletzt ist auch das Recht 
auf ein zügiges Verfahren Ausfluss des 
Rechtsstaatsprinzips, welches ebenfalls 
auf der Menschenwürde gründet.44 In dem 
dadurch eröffneten Widerstreit zwischen 

44 Vgl. Jafari-Kammann (Fn. 10), S. 93. Zum grund- 
sätzlichen Spannungsverhältnis zwischen Effizi- 
enz und Rechtsschutz im Verwaltungsverfahren 
siehe auch Johannes Eichenhofer, Der vollau- 

zwei durch die Menschenwürde determi- 
nierten Belangen – Verfahrensbeschleuni- 
gung vs. reziproke Kommunikation – er- 
scheint es einleuchtend, die Auflösung des 
Konflikts dem jeweils betroffenen Men- 
schen selbst zu überlassen. Entscheidend 
wird dabei sein, dass die Bürger*innen hin- 
reichend über Vorteile und Risiken eines 
vollautomatisierten Verfahrens aufgeklärt 
sind, um eine informierte Entscheidung 
treffen zu können. Durch ein solches Wahl- 
recht kann die Menschenwürdegarantie 
im Verwaltungsverfahren in Bezug auf das 
jeweils betroffene Individuum gewahrt 
werden.45 

Weitet man jedoch den Blick auf eine syste- 
matische Betrachtung, werden Herausfor- 
derungen jenseits der individuellen Dispo- 
sition eigener Interessen bzw. der selbst- 
bestimmten Abwägung zwischen eigenen 
Belangen sichtbar. Es mag manchem Men- 
schen verlockend erscheinen, die Verwal- 
tung vollständig zu automatisieren, um 
Entscheidungen auf Knopfdruck herbei- 
führen zu können und damit die Effizienz 
der Verwaltung aufs Äußerste zu steigern. 
Dabei muss jedoch in Erinnerung gerufen 
werden, dass die Verwaltung nicht zuvor- 
derst der Effizienz, sondern dem Gemein- 
wohl verpflichtet ist. Obwohl freilich der 
Ressourcenschonung und dem möglichst 
effektiven Einsatz öffentlicher Mittel eine 
hohe Bedeutung zukommt, darf diesem 
Prinzip letztlich nicht das Gemeinwohl 
geopfert werden.46 Verfahrensschritte wie 
Anhörungen und Begründungen erfordern 

tomatisierte Verwaltungsakt zwischen Effizienz- 
und Rechtsschutzgebot, in: DÖV 2023, S. 93–100. 

45 Die Verfasserin dankt an dieser Stelle dem oder 
der Reviewer*in für die Herausstreichung dieses 
Aspekts. 

46 So auch Mario Martini, Digitalisierung der 
Verwaltung, in: Wolfgang Kahl/Markus Lud- 
wigs (Hrsg.), Handbuch des Verwaltungsrechts, 
Band 1, 2021, S. 1105–1150 (1110 f.). 
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zwar Zeit und Aufwand von Verwaltungs- 
mitarbeiter*innen, dienen aber einem in 
einer demokratischen Gesellschaft unab- 
dingbaren Zweck: der Selbstbestimmung 
und Autonomie der Bürger*innen sowie 
ihrer Partizipation an gesellschaftlichen 
Aushandlungsprozessen. Dieser systema- 
tische Aspekt kollektiver Kommunikation 
und Partizipation droht durch Automa- 
tisierung zu verkümmern, indem jede*r 
Bürger*in in einer digitalen Echokammer 
gefangen bleibt, anstatt mit Ebenbürtigen 
über verschiedene Wertvorstellungen im 
Sinne eines demokratischen Austauschs 
zu verhandeln. Hierbei ist vor allem rele- 
vant, dass LLMs kein konzeptionelles Ver- 
ständnis von „Gemeinwohl“ und anderen 
abstrakten Grundkonzepten demokrati- 
schen Zusammenlebens haben. Allenfalls 
kann ihnen eine mathematische Berech- 
nungsformel einprogrammiert werden, 
mit dem sie im utilitaristischen Stil eine 
Maximierung mathematischer Annähe- 
rungswerte an das abstrakte Konzept von 
Gemeinwohl anstreben können.47 Dabei 
muss jedoch auch bedacht werden, wer 
diese Programmierung vornähme: man- 
gels eigener Kapazitäten und Kompeten- 
zen dürfte diese Aufgabe in aller Regel von 
privaten Firmen übernommen werden, die 
von Verwaltungsbehörden mit der Ent- 
wicklung entsprechender Softwarepro- 
gramme beauftragt werden. Hierdurch 
wird die ständige Aushandlung gesell- 
schaftlicher Werte und Prioritäten durch 
eine kleine Gruppe von Programmierer*in- 
nen ersetzt und damit dem gesamtgesell- 
schaftlichen Kollektiv entzogen.48 Indem 
so die Interessen und Werte der Gemein- 

47 S. hierzu David Lehr/Paul Ohm, Playing with the 
Data: What Legal Scholars Should Learn About 
Machine Learning, in: University of California 
Davis Law Review 51 (2017), S. 653–717. 

48 Detailliert hierzu Charlotte Langer, Deci- 
sion-making Power and Responsibility in an 
Automated Administration, in: Discover Artificial 
Intelligence 4 (2024). 

schaft aus dem System herausgehalten 
werden, könnte die Schwelle zur Objekti- 
fizierung erreicht sein. In systematischer 
Hinsicht erscheint die Automatisierung 
von Verwaltungsverfahren damit durch- 
aus problematisch. Zwar mag das systema- 
tische Argument im Einzelfall absurd an- 
muten, wenn man alltäglichen, rechtlich 
unkomplizierten Verwaltungsvorgängen 
demokratische Grundbedeutung anhaf- 
ten möchte – jedoch summieren sich all 
die kleinen, alltäglichen Vorgänge letzt- 
lich zu einem System auf, welches durch 
die Summe kleiner Entscheidungen eine 
Gesamtprägung durch die Werte aller in- 
dividuellen Beteiligten erhält. Hier findet 
sich auch das rechtsphilosophisch begrün- 
dete Prinzip der Gegenseitigkeit wieder: 
indem alle Bürger*innen als gleichberech- 
tigte Subjekte an der Aushandlung und 
Weiterentwicklung des Rechtssystems 
teilnehmen können, ist das resultieren- 
de System Ausdruck ihrer Autonomie und 
Selbstbestimmung. Ob und wie eine tech- 
nische Lösung gefunden werden kann, um 
eine ebenbürtige Beteiligung an systema- 
tischen, wertegebundenen Aushandlungs- 
prozessen zu ermöglichen, ist derzeit of- 
fen. Ebendiese dürfte aber Voraussetzung 
eines menschenwürdigen, vollautomati- 
sierten Verwaltungsverfahrens sein. 

V. Fazit 

In der Gesamtschau zeigt sich, dass der 
Automatisierung der Verwaltung klare 
Grenzen zu setzen sind. Zwar sind die 
Effizienzgewinne, die durch Verfahrensau- 
tomatisierung locken, nicht von der Hand 
zu weisen, zumal diese angesichts der 
weitreichenden Kasuistik der höchsten 
Gerichte zur Verfahrensdauer ebenfalls ei- 
ne grundrechtliche Dimension aufweisen. 
Zu beachten bleibt dabei aber, dass LLMs 
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eine empathische Kommunikation auf Au- 
genhöhe nur vorspiegeln können, mangels 
eigenen menschlichen Erlebens aber nicht 
aus wahrer Reziprozität heraus mit ihrem 
menschlichen Gegenüber kommunizieren 
können. Des Weiteren fehlt ihnen ein kon- 
zeptionelles Verständnis von abstrakten 
Begrifflichkeiten: sie können lediglich aus 
verschiedenen, zufällig gewählten Quel- 
len eine Abfolge von Worten generieren, 
die einer Interpretation eines abstrakten 
Konzepts entspricht. Eine mehrheitliche 
Tragfähigkeit dieser Interpretation ist da- 
bei nicht gewährleistet. 

Auf individueller Ebene erscheint es denk- 
bar, dass dem jeweils betroffenen Indivi- 
duum ein Wahlrecht überlassen wird: er 
oder sie kann für sich abwägen, ob im kon- 
kreten Einzelfall das Interesse an schnel- 
ler Bearbeitung oder an Empathie und 
ebenbürtiger Kommunikation mit einem 
Menschen überwiegt. Auf systematischer 
Ebene stellt eine weitgehende Verfahrens- 
automatisierung die Verwaltung jedoch 
vor größere Herausforderungen, da ins- 
besondere gesellschaftliche Wertvorstel- 
lungen und Aushandlungsprozesse abge- 
schnitten werden können. Hier gebietet 
die Menschenwürde eine breit aufgestellte 
Beteiligung an der Kodierung kollektiver 
Werte in automatisierten Systemen, um 
der Autonomie und Selbstbestimmung der 
Bürger*innen Rechnung zu tragen. 
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I. Introduction: A New Phase 

of Systemic Domination 

1. The Digital Transformation of the 

Lifeworld 

The digital transformation of society has 
fundamentally altered the conditions un- 
der which democratic will-formation and 
the protection of human rights take place. 
Social interactions, political deliberation, 
and even the formation of collective iden- 
tity are increasingly mediated by digital 
platforms whose operational logic is not 
primarily communicative, but strategic 
and economic. This article argues that 
this transformation represents a new and 
qualitatively distinct phase of what Jür- 
gen Habermas1 terms as the “Systemic 
Colonisation of the Lifeworld”.2 While the 
term colonisation is employed here in the 
Habermasian sense of systemic encroach- 
ment, it is crucial to acknowledge that this 
digital phenomenon often mirrors histor- 
ical colonial extractions, albeit through 
datafication and algorithmic control.3 

The central hypothesis is that under “plat- 
form capitalism”,4 we are facing a turning 
point where capitalist imperatives are no 

1 Jürgen Habermas, Theorie des kommunikativen 
Handelns, Band I: Handlungsrationalität und ge- 
sellschaftliche Rationalisierung, 1981; Habermas, 
Theorie des kommunikativen Handelns, Band II: 
Zur Kritik der funktionalistischen Vernunft, 1988. 
Unless otherwise noted, all translations from Ger- 
man to English are the author’s own. 

2 Habermas (fn. 1), Band II, p. 523. 
3 For the development of the “data colonialism” 

thesis, cf. Nick Couldry/Ulises A. Mejias, The 
Costs of Connection: How Data is Colonizing Hu- 
man Life and Appropriating it for Capitalism, 
2019. For a critical discussion on the historical 
continuities and ruptures of this terminology, cf. 
Michael Kwet, Digital colonialism: US Empire and 
the new era of corporate age, in: Race & Class 60 
(2019), pp. 3–26. 

4 Nick Srnicek, Platform Capitalism, 2017, p. 43. 

longer merely external pressures but have 
become internal conditions that act upon, 
and against, democracy itself.5 Language, 
sociability, and memory are fundamental 
structures to civil society; without critical 
memory, there is no autonomous deliber- 
ation; without autonomous deliberation, 
there is no normative legitimacy; and with- 
out normative legitimacy, the social stan- 
dards to sustain civil society collapse. 

To sustain this hypothesis, I recover the 
critical theory of society developed by 
Habermas and complement it with recent 
scholarship, such as Hartmut Rosa’s6 the- 
ory of social acceleration. Rosa provides 
a crucial addition to the Habermasian 
framework by arguing that the constant 
acceleration of technological innovation 
demands a re-adaptation of communica- 
tion that weakens the continuity of social 
experiences, thereby undermining the 
conditions for collective remembrance.7 

This link between systemic acceleration 
and the erosion of the past is central to 
understanding why digital colonisation 
specifically targets memory. 

2. Digital Colonisation and Social 

Pathologies 

Habermas’s critical theory of society has 
provided, since the publication of The The- 
ory of Communicative Action, a robust nor- 
mative framework for diagnosing ‘social 
pathologies’.8 These manifest in response 
to the affection of mutual understanding 
and disturbances in social integration. At 
its core lies the thesis that systemic imper- 
atives can bypass linguistically mediated 

5 Ibid., pp. 45–48. 
6 Hartmut Rosa, Social Acceleration: A new theory 

of modernity, 2013. 
7 Ibid., p. 102. 
8 Habermas (fn. 1), Band II, p. 142. 
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consensus. Habermas diagnoses that this 
systemic logic can intrude into the inter- 
subjective spaces by using de-linguisti- 
fied media (money and power). This is an 
intrusion where identity and solidarity are 
reproduced, and it distorts the symbolic 
reproduction of the Lifeworld.9 

This diagnosis, however, must be up- 
dated. Systemic colonisation today does 
not merely represent the erosion of so- 
cial normativity, but the hollowing out 
of communicative rationality itself. This 
increases cultural fragmentation and so- 
cial reification,10 disfiguring how societies 
share collective experiences. 

3. Platformisation as the Third Wave 

The guiding hypothesis of this study is 
that platform capitalism constitutes a 
third wave of systemic colonisation. While 
the first two waves operated primarily 
on economic and administrative relations 
through monetarisation and bureaucrati- 
sation, as seen in the classical expansion 
of the Welfare State and market dependen- 
cies,11 platformisation intervenes directly 
in the communicative texture of social re- 
ality. This third wave is uniquely driven by 
the technical automation of language. 

As digital platforms become centres of 
capital accumulation, they do not merely 
host data; they reshape public opinion 
through algorithmically processed data 
and Large Language Models (LLMs) that 
render the distinction between human 
and machine communication increasingly 
opaque. Crucially, it is the LLMs that act as 

9 Ibid., p. 522. 
10 For the development of reification, see György 

Lukács, History and Class Consciousness, 1971; 
Habermas (fn. 1), Band II, p. 333. 

11 Habermas (fn. 1), Band II, p. 356. 

the technical engine of this colonisation 
by converting communicative processes 
into data-driven procedures, while plat- 
forms serve as the economic distribution 
hubs for these data flows. This is a dy- 
namic closely linked to what Shoshana 
Zuboff describes as “surveillance capital- 
ism”,12 where the “behavioural surplus”13 

extracted from users in used to predict 
and modify future action.14 

Habermas himself has recently returned to 
these questions. In A New Structural Trans- 
formation of the Public Sphere and Delib- 
erative Politics, he warns that new infor- 
mation technologies produce a structural 
shift in the conditions of the discursive 
formation of opinion and will.15 This shift 
is directly linked to the fact that platform 
algorithms, which are developed by pri- 
vate corporations oriented toward profit, 
are not bound by the normative commit- 
ments of a democratic public sphere. In- 
stead of fostering rational deliberation 
among free and equal citizens, platforms 
shape interactions according to the logic 
of attention, emotional engagement, and 
predictive profitability. The consequence 
is a deepening of depoliticisation and “the 
rise of performative narcissism, and the 
spectacularisation of opinion”.16 

4. The Colonisation of Collective 

Memory 

This third wave does not stop at the present; 
it also reaches into the past, colonising col- 

12 Shoshana Zuboff, The Age of Surveillance Capital- 
ism: The fight for a human future at the New Fron- 
tier of Power, 2019, p. 8. 

13 Ibid. 
14 Ibid. 
15 Jürgen Habermas, Ein neuer Strukturwandel der 

Öffentlichkeit und die deliberative Politik, 2022, 
p. 54. 

16 Ibid., p. 61. 
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lective memory. Collective memory is un- 
derstood here as a practice through which 
societies preserve, reinterpret, and criti- 
cise their normative horizons. It is not a 
passive repository of facts but an intersub- 
jective practice in which recollection and 
the re-actualisation of the past is taking 
place through communicative interactions 
oriented toward mutual understanding.17 

Under platform capitalism, this practice 
is threatened by three pathological mech- 
anisms: (1) administrative standardisa- 
tion; (2) cultural commodification; and 
(3) digital fragmentation. A critical ques- 
tion arises: do social media not actually 
strengthen remembrance culture through 
instant archives? I argue they do not; 
rather, they replace communicative mem- 
ory with algorithmic archiving. While 
LLMs provide instant access to historical 
data, they strip the past of its deliberative 
context, offering statistical probability in 
place of historical truth. This produces an 
on-demand memory that lacks the critical 
depth required for democratic legitimacy. 

5. Human Rights Implications and 

Methodology 

The implications for human rights are 
profound. The third wave of colonisation 
undermines a range of internationally pro- 
tected rights: the right to privacy (Art. 17 
ICCPR), freedom of expression (Art. 19 
ICCPR), and the emerging right to mem- 
ory and truth,18 which entails the state’s 

17 Maurice Halbwachs, On Collective Memory, 1992; 
Astrid Erll, Collective Memory and Cultural Iden- 
tity, in: Astrid Erll/Ansgar Nünning (ed.), Cultural 
Memory Studies. An International and Interdisci- 
plinary Handbook, 2008, pp. 1–15. 

18 Cf. UN Doc. A/HRC/RES/12/12. For the regional 
framework, see also Inter-American Commission 
on Human Rights, Right to the Truth in the Ameri- 
cas, OEA/Ser.L/V/II.152 Doc. 2 of 13 August 2014. 

obligation to preserve records of past vi- 
olations and ensure society’s access to 
an unmanipulated history. Moreover, the 
material infrastructure of platform capital- 
ism consumes colossal amounts of energy 
and water.19 This reveals a dual colonisa- 
tion – epistemic and ecological – that un- 
dermines the very material and symbolic 
bases necessary for a resilient lifeworld. 

Methodologically, this article implies a 
sustained articulation between normative 
and empirical theory. Such an argumenta- 
tive approach intends not only to recon- 
struct the normative presuppositions of 
existing democratic practices but also to 
diagnose their deficits. 

This article is structured in seven sec- 
tions: Section 1 provides the introduction; 
Section 2 reconstructs the Habermasian 
framework of the public sphere;20 Section 
3 characterises platformisation as a third 
wave of systemic colonisation; Section 
4 examines the colonisation of memory; 
Section 5 links this to its ecological dimen- 
sions; Section 6 offers normative propos- 
als for the democratic reconstruction of 
the digital public sphere; and Section 7 
concludes the paper. 

19 International Energy Agency, Data Centres and 
Data Transmission Networks, 2022, available at: 
https://www.iea.org/energy-system/buildings 
/data-centres-and-data-transmission-network 
s (last visited 28 May 2026); Luke Barratt, The 
Guardian Revealed: Big Tech’s new datacentres 
will take water from the world’s driest areas, The 
Guardian of 9 April 2025, available at: https://ww 
w.theguardian.com/environment/2025/apr/09/ 
big-tech-datacentres-water (last visited 23 April 
2026). 

20 Jürgen Habermas, Strukturwandel der Öffent- 
lichkeit: Untersuchungen zu einer Kategorie der 
bürgerlichen Gesellschaft, 1990. 

https://www.iea.org/energy-system/buildings/data-centres-and-data-transmission-networks
https://www.iea.org/energy-system/buildings/data-centres-and-data-transmission-networks
https://www.iea.org/energy-system/buildings/data-centres-and-data-transmission-networks
https://www.iea.org/energy-system/buildings/data-centres-and-data-transmission-networks
https://www.theguardian.com/environment/2025/apr/09/big-tech-datacentres-water
https://www.theguardian.com/environment/2025/apr/09/big-tech-datacentres-water
https://www.theguardian.com/environment/2025/apr/09/big-tech-datacentres-water
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II. Habermas and the 

Systemic Colonisation of 

the Lifeworld: From the 

Public Sphere to the Third 

Wave 

1. The Genesis and Transformation of 

the Public Sphere 

Habermas’s first major work, The Struc- 
tural Transformation of the Public Sphere,21 

investigates the conditions that enabled a 
public argumentative sphere oriented by 
the merits of arguments rather than the 
status of participants. This model, though 
restricted, represented a novel form of so- 
cial integration: “a space in which private 
individuals could gather as a public and 
engage in rational-critical debates about 
matters of common concern”.22 

However, this model was historically un- 
stable. With the expansion of capitalism 
and the modern bureaucratic state, the 
separation between state and civil society 
became blurred. Rational-critical debate 
was gradually displaced by the consump- 
tion of “cultural goods and the negotiation 
of interests”.23 This transition marks the 
first moment where the symbolic repro- 
duction of the lifeworld begins to be sub- 
sumed by functional imperatives. Haber- 
mas argues that this movement was an 
unstoppable development driven by the 
“expansion of social organisations and the 
strengthening of modern democratic prin- 
ciples”.24 

The development of the public sphere was 
inextricably linked to the rise of the cap- 

21 Ibid. 
22 Ibid., p. 73. 
23 Ibid., pp. 229–230. 
24 Ibid., p. 177. 

italist economy and the modern state.25 

This public sphere emerged as civil soci- 
ety confronted the state, making use of 
practical reason to discuss topics of public 
interest.26 Yet, this distinction dissolved as 
the family nucleus transformed and civil 
society became an ‘economic society’.27 

Rational-critical debates were replaced 
by negotiations between private bureau- 
cracies and special interest associations, 
a process Habermas terms “refeudalisa- 
tion”.28 This refeudalisation represents 
the historical precursor to the third wave 
of colonisation, as it demonstrates how 
communicative spaces can be occupied by 
non-discursive interests – a process now 
radicalised by algorithmic mediation. 

2. System and Lifeworld: The 

Framework of Colonisation 

The Theory of Communicative Action pro- 
vides a refined apparatus for this diagno- 
sis by introducing the distinction between 
System and Lifeworld.29 The Lifeworld 
(Lebenswelt) is the horizon of background 
convictions and normative expectations 
sustained through communicative action. 
The System, by contrast, comprises the 
functional subsystems of the economy 
and the state, coordinated through the 
de-linguistified media of money and ad- 
ministrative power.30 

Pathology arises when systemic media 
overflow their functional boundaries and 
penetrate domains that ought to remain 

25 Ibid., p. 141. 
26 Ibid., p. 78. 
27 Ibid., p. 151. 
28 Ibid., p. 142. 
29 Habermas (fn. 1), Band I. 
30 Habermas (fn. 1), Band II, p. 273. 
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communicatively structured. This en- 
croachment is what Habermas calls the 
“systemic colonisation of the lifeworld”.31 

As Albrecht Wellmer notes, when these 
subsystems instrumentalise the Lifeworld, 
they threaten its very symbolic “destruc- 
tion”.32 

This colonisation reorganises social prac- 
tices, where cultural values are turned 
into means subordinated to functionally 
defined ends. While the first two waves 
(monetarisation and bureaucratisation) 
bypassed language to coordinate soci- 
ety through external media, they left the 
internal structure of language relatively 
intact. The current wave of algorithmi- 
sation breaches this boundary by using 
the technical architecture of platforms to 
internalise systemic imperatives within 
communication itself. 

3. The Third Wave: Algorithms as a New 

Systemic Medium 

Today, a third wave of systemic colonisa- 
tion is unfolding. Its vehicle is not money 
or power alone, but algorithms. Unlike the 
de-linguistified media of the first waves, 
algorithms operate directly on language 
and meaning. As Habermas notes in his 
most recent work, “the new information 
technologies produce a structural shift 
in the conditions of the discursive forma- 
tion of opinion and will”.33 In this context, 
LLMs represent the technical apex of this 
wave, as they automate the production of 
meaning itself. 

31 Ibid, p. 523. 
32 Albrecht Wellmer, Reason, Utopia, and the Di- 

alectic of Enlightenment, in: Richard J. Bernstein 
(ed.), Habermas and Modernity, 1991, pp. 35–66 
(56). 

33 Habermas (fn. 15), p. 60. 

LLMs achieve this by statistically pre- 
dicting the next token in a linguistic se- 
quence, effectively replacing the illocu- 
tionary force of human speech – which 
seeks mutual understanding – with a func- 
tional output designed for engagement or 
data extraction. This automates meaning- 
making by removing the reflective pause 
required for human consensus, converting 
dialogue into a seamless, data-driven pro- 
cedure. 

The third wave is characterised by four fea- 
tures: 

a) Platformisation of social life: Plat- 
forms are not neutral intermediaries 
but active shapers of social reality.34 

b) Data extraction: The framework of 
surveillance capitalism, as theorised 
by Shoshana Zuboff, operates as a 
mode of accumulation grounded in 
capturing human behaviour.35 

c) Algorithmic modulation: Algorithms 
curate content based on engagement 
rather than democratic relevance. 
This is intensified by generative AI, 
which can tailor stimuli to individual 
psychological profiles, bypassing the 
reflexive filters of the lifeworld.36 

d) Fragmentation: By creating ‘filter bub- 
bles’ and ‘echo chambers’, algorithms 
undermine the shared space essential 
for democratic will-formation.37 

Unlike previous waves, the third wave 
does not merely colonise external rela- 
tions; it colonises the internal processes of 
identity formation. Whereas monetarisa- 

34 José van Dijck, The Culture of Connectivity: 
A critical history of social media, 2013. 

35 Zuboff (fn. 12). 
36 Matteo Pasquinelli, The Eye of the Master: A social 

history of artificial intelligence, 2023. 
37 Habermas (fn. 15), p. 74. 
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tion and bureaucratisation bypassed lan- 
guage, algorithmisation occupies it. For 
example, when an algorithm prioritises 
an outrage-inducing post over a delibera- 
tive one, it is not just coordinating action; 
it is reshaping the user’s linguistic envi- 
ronment to serve the system’s profit mo- 
tive, rendering the communicative intent 
secondary to the functional goal of time 
on-platform. This poses an acute threat to 
the integrity of the communicative infras- 
tructure necessary for human rights. 

III. Platform Capitalism and 

Structural Human Rights 

Violations 

1. Privacy and Informational Self- 

determination (Art. 17 ICCPR) 

Article 17 of the International Covenant 
on Civil and Political Rights38 (ICCPR), 
protects individuals against arbitrary or 
unlawful interference with their privacy, 
family, home or correspondence. Under 
platform capitalism, this right to privacy 
is systematically undermined by the mas- 
sive extraction of personal data. As Zuboff 
demonstrates, surveillance capitalism op- 
erates through the “surreptitious capture 
of personal experience”,39 converting pri- 
vate behaviour into raw material for pre- 
dictive assets.40 Users cannot meaning- 
fully consent to these practices due to 
the structural opacity of platform opera- 
tions and the inherent power asymmetry 

38 International Covenant on Civil and Political 
Rights of 16 December 1966, UNTS vol. 999, 
p. 171. 

39 Zuboff (fn. 12), p. 8. 
40 Ibid., p. 11. 

between transnational corporations and 
individuals.41 

The rise of Large Language Models (LLMs) 
exacerbates this, as these systems are 
trained on vast datasets of human inter- 
action often without the subject’s knowl- 
edge, effectively mining the communica- 
tive lifeworld to refine private commer- 
cial tools.42 While the European Court of 
Human Rights43 (ECtHR), in Big Brother 
Watch and Others v. United Kingdom ad- 
dressed Article 8 of the European Conven- 
tion on Human Rights (ECHR) regarding 
bulk interception,44 its principles apply 
mutatis mutandis to Art. 17 ICCPR. This 
convergence steams from the fact that 
international human rights bodies increas- 
ingly mirror the ECtHR’s high standards, 
establishing that the absence of “adequate 
and effective safeguards”45 against the 
processing of personal data by private 
actors constitutes an arbitrary interfer- 
ence.46 

As the Human Rights Committee notes in 
General Comment No. 16, the state has 
a positive obligation to adopt legislative 
measures that protect individuals from 
such interference by “natural or legal per- 
sons”.47 The failure to regulate platforms 

41 UN Human Rights Council, Artificial intelligence 
and privacy, and children’s privacy – Report of 
the Special Rapporteur on the Right to Privacy, 
UN Doc. A/HRC/46/37 of 25 January 2021. 

42 Pasquinelli (fn. 36). 
43 Convention for the Protection of Human Rights 

and Fundamental Freedoms of 4 November 1950, 
ETS No. 5. 

44 ECtHR, Big Brother Watch and Others v. the 
United Kingdom (58170/13, 62322/14, and 
24960/15), judgment of 25 May 2021. 

45 Ibid., paras. 347–350. 
46 Ibid., para. 345. 
47 UN Human Rights Committee, General Comment 

No. 16 of 8 April 1988, para. 1. 
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reflects the system’s motive: the monetari- 
sation of data – the second wave of coloni- 
sation – is now radicalised by the third 
wave’s algorithmic logic, where informa- 
tional self-determination is sacrificed for 
predictive profitability. 

2. Freedom of Expression and 

Algorithmic Moderation (Art. 19 

ICCPR) 

Article 19 ICCPR guarantees the right to 
seek, receive, and impart information. Dig- 
ital platforms are now the primary infras- 
tructure for this right, yet their content 
moderation – frequently automated – sys- 
tematically distorts public discourse. Algo- 
rithms prioritise content that generates en- 
gagement to maximise ad revenue, regard- 
less of truthfulness. Misinformation and 
hate speech are amplified because they 
provoke strong emotional responses.48 

LLMs further this distortion by generat- 
ing persuasive, human-like disinforma- 
tion at scale, hollowing out the conditions 
for the “better argument”49 to prevail.50 

Conversely, shadow banning suppresses 
marginal voices through invisible algorith- 
mic ranking. While platforms argue these 
tools are necessary to combat harmful con- 
tent (a horizontal effect of human rights), 
their private nature lacks the transparency 
of public courts. 

The Brazilian case illustrates this: during 
the 2018 and 2022 elections, automated 

48 Safiya Umoja Noble, Algorithms of Oppression, 
2018. 

49 Habermas (fn. 1), Band I, p. 47. 
50 Robert Stockwell/Josh Cowls, Large Language 

Models and Election Disinformation: A review of 
the evidence, in: arXiv preprint arXiv:2408.06731, 
13 August 2024, available at: https://arxiv.org/ab 
s/2408.06731 (last visited 13 May 2026). 

messaging and “fake news shaped pub- 
lic opinion outside the bounds of ratio- 
nal debate”.51 Despite the Marco Civil da 
Internet,52 the framework proved insuf- 
ficient against new forms of manipula- 
tion.53 Falcão observes that the absence 
of “clear mechanisms for algorithmic ac- 
countability”54 renders the Marco Civil an 
insufficient basis for addressing digital ex- 
clusion.55 Similarly, the German Network 
Enforcement Act (Netzwerkdurchsetzungs- 
gesetz56 NetzDG) risks over-blocking and 
the privatisation of censorship. This is the 
paradox of the third wave: to protect the 
lifeworld from algorithmic hate, the state 
often resorts to bureaucratic (first-wave) 
solutions that further empower private 
platforms over public speech. 

3. Non-discrimination and Algorithmic 

Bias (Art. 26 ICCPR) 

Article 26 ICCPR guarantees equality be- 
fore the law and protection against dis- 
crimination. This entails not only a pro- 
hibition of direct discrimination but also 
indirect discrimination, where neutral cri- 
teria produce disproportionate impacts 
on specific groups.57 Algorithmic systems 
encode and amplify social biases in hiring, 
credit, and criminal justice.58 

51 Joaquim Falcão, Marco Civil da Internet, 2021, 
p. 45. 

52 Lei No. 12.965 of 23 April 2014, Diário Oficial da 
União [D.O.U.] 2014 (Brazil). 

53 Falcão (fn. 51), p. 85. 
54 Ibid., p. 87. 
55 Ibid. 
56 Gesetz zur Verbesserung das Rechtsdurchsetzung 

in sozialen Netzwerken of 1 September 2017, Fed- 
eral Law Gazette 2017 I, p. 3352. 

57 Human Rights Committee, General Comment 
No. 18 of 10 November 1989, para. 7. 

58 Pasquinelli (fn. 36). 

https://arxiv.org/abs/2408.06731
https://arxiv.org/abs/2408.06731
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This is a form of “epistemic injustice”,59 

a phenomenon wherein a wrong is done 
to someone specifically in their capac- 
ity as a knower. In digital environments, 
this manifests in two distinct dimensions: 
first, astestimonial injustice, where algo- 
rithms that rank content can systemati- 
cally discount the voices of marginalised 
groups based on trustworthiness scores 
that mirror societal prejudices; and sec- 
ond, as hermeneutical injustice, where 
platforms dictate the trending categories 
of discourse, rendering certain structural 
experiences unintelligible. LLMs pose a 
risk by generating content based on statis- 
tically dominant patterns, threatening to 
marginalise non-hegemonic idioms. 

Medina identifies a “meta-blindness”60 

where opaque systems determine which 
voices are amplified. In this third wave, 
users are denied a fair hearing and the 
knowledge of ‘why’ they are marginalised. 
This “black box” logic creates a “zone of 
systemic irresponsibility”,61 where the 
intersubjective process of mutual recogni- 
tion is replaced by an automated evalua- 
tion of human value. 

4. Political Participation and the Public 

Sphere (Art. 25 ICCPR) 

Article 25 ICCPR guarantees the right to 
take part in public affairs, which presup- 
poses a functioning public sphere. Plat- 
form capitalism deforms this through 
three interconnected structural dynamics: 

59 Miranda Fricker, Epistemic Injustice, 2007, 
pp. 1–8. 

60 José Medina, The Epistemology of Resistance: 
Gender and Racial Oppression, Epistemic Injus- 
tice, and Resistant Imaginations, 2013, pp. 75–81. 

61 Cf. Danielle Keats Citron/Frank Pasquale, The 
Scored Society: Due Process for Automated Pre- 
dictions, in: Washington Law Review 89 (2014), 
pp. 1–33. 

first, fragmentation, where algorithmic 
personalisation creates what Habermas 
terms “filter bubbles”,62 isolating users 
from opposing viewpoints; second, polar- 
isation, where prioritising virality fosters 
inter-group hostility, evident in the rise of 
the AfD in Germany and extremist groups 
in Brazil;63 and third, manipulation, where 
microtargeting and deepfakes exploit cog- 
nitive vulnerabilities to bypass rational 
debate.64 

The insurrection at the U.S. Capital in 
2021 and the attacks in Brasília in 2023 
are dramatic manifestations of this de- 
formation.65 As Habermas warns, when 
politics is subsumed under the logic of 
virality, “deliberation gives way to a war 
of narratives”.66 This collapse of trust is 
a symptom of the systemic displacement 
of communicative action by algorithmic 
coordination, rendering political partici- 
pation increasingly illusory. 

62 Habermas (fn. 15), p. 61. 
63 Bàrbara Molas, The Insurrection Wave: A Compar- 

ative Assessment of Anti-Government Attacks in 
Germany, the US, and Brazil, International Centre 
for Counter-Terrorism Policy Brief, 29 September 
2023, available at: https://icct.nl/publication/i 
nsurrection-wave-comparative-assessment-ant 
i-government-attacks-germany-us-and-0 (last 
visited 12 May 2026). 

64 UN Human Rights Council, Disinformation and 
freedom of opinion and expression – Report of 
the Special Rapporteur on the promotion and pro- 
tection of the right to freedom of opinion and ex- 
pression, Irene Khan, UN Doc. A/HRC/47/25 of 13 
April 2021, paras. 28–32. 

65 Ibid. 
66 Habermas (fn. 15), p. 74. 

https://icct.nl/publication/insurrection-wave-comparative-assessment-anti-government-attacks-germany-us-and-0
https://icct.nl/publication/insurrection-wave-comparative-assessment-anti-government-attacks-germany-us-and-0
https://icct.nl/publication/insurrection-wave-comparative-assessment-anti-government-attacks-germany-us-and-0
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IV. The Colonisation of 

Memory 

1. Memory as a Communicative 

Practice 

Memory is a medium through which the 
Lifeworld reproduces itself symbolically, 
maintaining continuity across generations 
through the “interpretative appropriation 
of its contents”.67 As Halbwachs argued, 
recollection is inherently social, anchored 
in collective frameworks that enable mu- 
tual understanding.68 In Also a History 
of Philosophy, Habermas reconstructs 
modernity as a process of reflective trans- 
lations, where cultural memory serves 
as a normative reserve for emancipatory 
horizons.69 The third wave of colonisation 
threatens this reserve by replacing inter- 
subjective appropriation with algorithmic 
processing. 

2. The Three Pathologies of Memory 

The third wave targets this normative re- 
serve through three pathological mecha- 
nisms: 

a) Bureaucratisation – Memory as admin- 
istrative record: Driven by the state, 
this pathology reduces lived expe- 
rience to formal data. As Habermas 
warns, “excessive juridification”70 

empties solidarity of content. This is 
illustrated when the state uses digital 
archives not to foster reconciliation, 
but to categorise citizens, transform- 
ing memory from a resource for con- 
testation into a tool for surveillance. 

67 Habermas (fn. 1), Band II, p. 210. 
68 Halbwachs (fn. 17), pp. 52–54. 
69 Jürgen Habermas, Auch eine Geschichte der Phi- 

losophie, 2019. 
70 Habermas (fn. 1), Band II, p. 343. 

b) Commodification – The memory in- 
dustry: Driven by the market, this 
pathology converts traumatic events 
into media spectacle.71 Huyssen de- 
scribes a “memory industry” that 
packages suffering for consumption, 
stripping it of its critical edge.72 Un- 
der platform capitalism, even the eth- 
ical imperative that “Auschwitz not 
be repeated”73 is threatened by its 
repackaging as profitable, engage- 
ment-driven ‘content’.74 

c) Algorithmic fragmentation – The dig- 
ital erasure: Algorithms curate per- 
sonalised ‘memory feeds’, creating 
fragmented ‘memory bubbles’ that 
undermine shared historical under- 
standing. This is exacerbated by LLMs 
that generate “synthetic memories”75 

or “historical hallucinations”,76 dis- 
solving the distinction between doc- 
umented fact and statistical probabil- 
ity. This disrupts the communicative 
infrastructure needed for social soli- 
darity. 

3. Memory as a Human Right: The Right 

to Truth 

The recognition of memory as a human 
right has advanced through the “right to 
truth”,77 a corollary of the state’s duty to 

71 Andreas Huyssen, Twilight Memories: Marking 
Time in a Culture of Amnesia, 1995, p. 16. 

72 Ibid., p. 22. 
73 Theodor W. Adorno, Negative Dialektik, 1966, 

p. 358. 
74 Andrew Hoskins, Digital Memory Studies: Media 

Pasts in Transition, 2017, p. 6; for a critique 
of how platform architectures commodify social 
trauma for engagement, ibid., pp. 5–12. 

75 Stockwell/Cowls (fn. 50). 
76 Pasquinelli (fn. 36). 
77 IACtHR, Velásquez Rodríguez v. Honduras (Series 

C No. 4), judgment of 29 July 1988, para. 181. For 
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investigate human rights violations. In 
Gomes Lund v. Brazil, the Inter-American 
Court of Human Rights (IACtHR) held that 
the state’s failure to investigate disappear- 
ances during the military dictatorship vi- 
olated this right, which encompasses the 
society’s collective interest in knowing 
the circumstances of past crimes.78 

A broader ‘right to memory’ – the right of 
communities to preserve cultural heritage 
and contest official narratives – is increas- 
ingly advocated.79 This right is implicit in 
Article 15 of the International Covenant 
on Economic, Social and Cultural Rights 
(ICESCR),80 which guarantees the right 
to take part in cultural life,81 and the UN- 
ESCO Universal Declaration on Cultural 
Diversity,82 which links cultural heritage 
to the flourishing of human rights.83 These 
instruments imply that the symbolic re- 
production of memory must be protected 
from systemic distortions. Platform cap- 
italism, by privatising the infrastructure 
of remembrance, constitutes a novel hu- 
man rights violation: a systemic closure of 

the explicit consolidation of the term, see also: 
IACtHR, Bámaca-Valásquez v. Guatemala (Series 
C No. 70), judgment of 25 November 2000, paras. 
197–201. 

78 IACtHR, Gomes Lund et al. (“Guerrilha do Ara- 
guaia”) v. Brazil (Series C No. 219), judgment of 
24 November 2010, paras. 197–201. 

79 See Elizabeth Jelin, State Repression and the 
Labors of Memory, 2003; UN Human Rights Coun- 
cil, Report of the Special Rapporteur in the field of 
cultural rights, Farida Shaheed: Memorialization 
processes, UN Doc. A/HRC/25/49 of 23 January 
2014, paras. 15–22. 

80 International Covenant on Economic, Social and 
Cultural Rights of 16 December 1966, UNTS 
vol. 993, p. 3. 

81 Ibid., Art. 15(1)(a). 
82 UNESCO, Universal Declaration on Cultural Di- 

versity, UN Doc. CLT.2002/WS/9 of 2 November 
2001. 

83 Ibid., Art. 4. 

the past that prevents it from serving as a 
source of communicative renewal. 

V. The Ecological Dimension 

of Digital Colonisation 

1. Material Reification and Resource 

Consumption 

The colonisation of the Lifeworld by plat- 
form capitalism is not confined to the 
symbolic sphere; it has profound mate- 
rial and ecological dimensions. The digital 
infrastructure – data centres, transmis- 
sion networks, and devices – contributes 
significantly to environmental degrada- 
tion.84 The transition to the third wave 
is marked by a material intensification: 
while the second wave colonised through 
the abstraction of money, the third wave 
operates through a massive physical archi- 
tecture that reifies the planet’s resources. 

According to the International Energy 
Agency (IEA), global data centres con- 
sumed approximately 460 terawatt-hours 
(TWh) of electricity in 2022, with projec- 
tions rising toward 1,000 TWh by 2026 
– a demand comparable to the total con- 
sumption of Japan.85 Furthermore, cooling 
systems consume billions of litres of water. 
Investigative reporting has revealed that 
corporations such as Google and Microsoft 
have installed data centres in regions with 

84 Kate Crawford, Atlas of AI: Power, Politics, and 
the Planetary Costs of Artificial Intelligence, 
2021. 

85 International Energy Agency, Electricity 2024: 
Analysis and forecast to 2026, 2024, p. 31, avail- 
able at: https://iea.blob.core.windows.net/asset 
s/6b2fd954-2017-408e-bf08-952fdd62118a/Elec 
tricity2024-Analysisandforecastto2026.pdf (last 
visited 12 May 2026). 

https://iea.blob.core.windows.net/assets/6b2fd954-2017-408e-bf08-952fdd62118a/Electricity2024-Analysisandforecastto2026.pdf
https://iea.blob.core.windows.net/assets/6b2fd954-2017-408e-bf08-952fdd62118a/Electricity2024-Analysisandforecastto2026.pdf
https://iea.blob.core.windows.net/assets/6b2fd954-2017-408e-bf08-952fdd62118a/Electricity2024-Analysisandforecastto2026.pdf
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acute water scarcity, exacerbating envi- 
ronmental conflicts.86 The training of 
a single LLM can consume more water 
than several communities require for their 
yearly sustenance, turning the production 
of ‘artificial meaning’ into a direct threat 
to biological survival.87 

2. Digital Extractivism and the Colonial 

Logic 

This phenomenon constitutes a form of 
“digital extractivism”.88 The use of the term 
‘colonial’ here is justified by the reproduc- 
tion of historical power asymmetries: plat- 
form capitalism does not merely extract 
data; it subjugates territories and under- 
mines the self-governance of communities 
in the Global South to sustain the digital 
infrastructure of the Global North.89 Nancy 
Fraser characterises contemporary capi- 
talism as a “cannibalistic”90 order that 
devours the very conditions of its own 

86 Olivia Solon, Why Google is pouring billions into 
the desert, Bloomberg of 15 July 2021, avail- 
able at: https://www.bloomberg.com/graphics 
/2021-google-data-centers-water-scarcity/ (last 
visited 2 May 2026). 

87 Pengfei Li et al., Making AI Less “Thirsty”: Un- 
covering and addressing the secret water foot- 
print of AI models, arXiv preprint of 6 April 
2023, available at: https://arxiv.org/pdf/2304.03 
271 (last visited 12 May 2026). The term ‘artificial 
meaning’ is employed here conceptually by the 
author to denote the automated, algorithmic sim- 
ulation of communicative interaction, contrast- 
ing it with the material ecological costs of its in- 
frastructure. 

88 Nick Couldry/Ulises A. Mejias, The Costs of Con- 
nection: How Data is Colonizing Human Life and 
Appropriating it for Capitalism, 2019, p. 4. 

89 Ulises A. Mejias/Nick Couldry, Data Colonialism: 
Rethinking Big Data’s Relation to the Contem- 
porary Subject, in: Television & New Media 20 
(2019), pp. 336–349 (340). 

90 Nancy Fraser, Cannibal Capitalism: How our Sys- 
tem is devouring Democracy, Care, and the Planet 
– and What We can do about it, 2022, p. 11. 

possibility – nature, social reproduction, 
and communicative capacities.91 

The colonial nature of this wave is most 
evident in the physical supply chain. In- 
digenous and traditional communities face 
displacement and cultural destruction due 
to the mining of rare earth minerals (such 
as lithium and cobalt) essential for high- 
tech hardware.92 This ‘green’ transition 
often mirrors traditional colonial dynam- 
ics: the environmental and social costs 
are externalised to marginalised popu- 
lations, while the technological benefits 
and “predictive profitability”93 are con- 
centrated in private, transnational hands. 
As the Special Rapporteur on toxics and 
human rights notes, the “sacrifice zones”94 

created by mining operations represent a 
structural violation of the collective rights 
of these peoples.95 

3. Environmental Rights as a Counter- 

hegemonic Limit 

The ecological dimension of digital coloni- 
sation intersects with human rights through 
the “right to a healthy environment”,96 

91 Ibid. 
92 Thea N. Riofrancos, The Security-Sustainabil- 

ity Nexus: Lithium and the Green Transition, 
in: Global Environmental Politics 23 (2023), 
pp. 20–41 (28–32). 

93 Zuboff (fn. 12), p. 15. 
94 UN Human Rights Council, The right to a clean, 

healthy and sustainable environment: non-toxic 
environment – Report of the Special Rapporteur 
on the issue of human rights obligations relating 
to the enjoyment of a safe, clean, healthy and sus- 
tainable environment, UN Doc. A/HRC/49/53 of 
12 January 2022, para. 62. 

95 Ibid., paras. 64–68. 
96 Additional Protocol to the American Convention 

on Human Rights in the Area of Economic, Social 
and Cultural Rights of 17 November 1988, OAS 
Treaty Series No. 69, Art. 11. 

https://www.bloomberg.com/graphics/2021-google-data-centers-water-scarcity/
https://www.bloomberg.com/graphics/2021-google-data-centers-water-scarcity/
https://arxiv.org/pdf/2304.03271
https://arxiv.org/pdf/2304.03271
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recognised in Article 11 of the San Sal- 
vador Protocol. The Inter-American Court 
of Human Rights (IACtHR) affirmed in 
its Advisory Opinion on the Environment 
and Human Rights that the right to a 
healthy environment is an autonomous 
right essential for human existence.97 Fur- 
thermore, in Lhaka Honhat v. Argentina, 
the Court established that environmental 
degradation directly impairs the rights to 
cultural identity and food sovereignty of 
indigenous peoples.98 

This dual assault on epistemic and eco- 
logical commons reveals the third wave of 
colonisation as a totalising phenomenon. 
It undermines the material and symbolic 
bases necessary for a resilient Lifeworld. 
Autonomy and citizenship become increas- 
ingly unstable when the informational 
architecture captures the material condi- 
tions of the future before they can even be 
deliberated upon in the public sphere. 

97 IACtHR, The Environment and Human Rights 
(State Obligations in Relation to the Environment 
in the Context of the Protection and Guarantee 
of the Rights to Life and to Personal Integrity) 
(Series A No. 23), Advisory Opinion OC-23/17 of 
15 November 2017, para. 62. 

98 IACtHR, Indigenous Communities of the Lhaka 
Honhat (Our Land) Association v. Argentina (Se- 
ries C No. 400), judgment of 6 February 2020, 
paras. 243–248. 

VI. Normative Responses: 

From National 

Insufficiency to 

International Human 

Rights Law 

1. Algorithmic Accountability and 

Communicative Transparency 

The democratic reconstruction of the 
public sphere demands algorithmic ac- 
countability. Rather than accepting the 
normative opacity of platforms, their cura- 
tion systems must be subjected to criteria 
of justifiability and public contestability. 
Medina proposes shifting the focus from 
technical efficiency to ‘epistemic respon- 
sibility’ – the obligation of platforms to 
justify how certain discourses are pro- 
moted or suppressed.99 

Julie Cohen argues that accountability 
“cannot be merely technical: it demands 
the institutional reconstruction of power 
relations between firms, users, and the 
state”.100 The European Union’s Digital 
Services Act101 (DSA) represents a land- 
mark in this direction. It requires Very 
Large Online Platforms (VLOPs) to con- 
duct systemic risk assessments (Art. 34) 
and implement mitigation measures (Art. 
35). Crucially, the DSA mandates trans- 
parency in recommendation systems (Art. 
27) and grants users the right to challenge 
moderation decisions (Art. 20), effectively 

99 Medina (fn. 60), p. 132. 
100Julie E. Cohen, Between Truth and Power: The 

legal constructions of informational capitalism, 
2019, p. 65. 

101Regulation (EU) 2022/2065 of the European Par- 
liament and of the Council of 19 October 2022 on 
a Single Market for Digital Services and amend- 
ing Directive 2000/31/EC (Digital Services Act) of 
27 October 2022, OJ L 277. 
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attempting to bring de-linguistified algo- 
rithmic media back under the scope of 
communicative justification. 

2. Epistemic and Cognitive Justice 

A second dimension concerns addressing 
“epistemic injustices”.102 Fricker and Med- 
ina demonstrate that such injustice is not 
merely an informational deficit but a struc- 
tured form of social domination where cer- 
tain ways of knowing are systemically 
marginalised.103 Updating Habermas’s 
principle that democratic legitimacy de- 
pends on the symmetrical participation of 
all affected parties,104 digital participation 
must now include informational justice – 
the right to contest the very algorithms 
that structure public meaning. 

3. Memory as a Democratic Public 

Good 

Defending memory against algorithmic 
colonisation requires treating it as a shared 
communicative infrastructure. This im- 
plies: 

a) Deliberative forums of memory: Par- 
ticipatory spaces for the collective 
interpretation of historical narratives. 

b) Legal safeguards: Ensuring public ac- 
cess to digital archives and protecting 
testimony against algorithmic ‘hallu- 
cinations’. 

c) Democratic regulation: Algorithmic 
transparency standards that priori- 
tise long-term preservation over com- 
mercial virality. 

102Medina (fn. 60), p. 132. 
103Fricker (fn. 59), p. 27; Medina (fn. 60), p. 56. 
104Jürgen Habermas, Faktizität und Geltung: Beiträ- 

ge zur Diskurstheorie des Rechts und des demo- 
kratischen Rechtsstaats, 1992, p. 138. 

4. The Need for International Human 

Rights Law 

The cases of Brazil and Denmark illus- 
trate the limits of state-centred regula- 
tion. While the Brazilian Marco Civil da 
Internet105 was a pioneer in governance, it 
struggled against the transnational scale 
of algorithmic manipulation. Similarly, 
Denmark’s Act on Digital Visual Integrity 
(2025),106 which grants individuals copy- 
right over their digital likeness to combat 
deepfakes, remains a national solution to 
a global systemic crisis. 

Because platform capitalism is inherently 
transnational, the third wave of coloni- 
sation requires a coordinated response 
under International Human Rights Law. 
As the UN Human Rights Council affirmed, 
the same rights people have offline must 
be protected online.107 This necessitates a 
new interpretative framework that recog- 
nises ‘new’ digital rights – such as the 
rights to cognitive integrity and algorith- 
mic transparency – as essential conditions 
for the exercise of traditional rights under 
the ICCPR and ICESCR. 

VII. Conclusion: Memory and 

Deliberative Democracy 

This article has argued that platform capi- 
talism constitutes a third wave of systemic 
colonisation, distinct from the earlier 

105Law No. 12.965/2014 of 23 April 2014 (Brazil) 
106Lov om digital visual integritet, Act No. 412 of 

2025 (Denmark). 
107UN Human Rights Council, The promotion, pro- 

tection and enjoyment of human rights on the 
internet, UN Doc. A/HRC/RES/32/13 of 18 July 
2016. 
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waves driven by money and administra- 
tive power. Unlike its predecessors, this 
new wave operates directly on language, 
memory, and the communicative infras- 
tructure of the Lifeworld. It fragments the 
public sphere, distorts deliberation, and 
colonises collective memory, undermining 
the normative reserves that sustain demo- 
cratic legitimacy and human rights. 

The diagnosis developed here has drawn 
on Habermas’s critical theory of society, 
updating it to address the challenges of 
the digital age. By engaging with con- 
temporary debates on epistemic injustice, 
surveillance capitalism, and digital extrac- 
tivism, this analysis has shown how these 
phenomena converge in a novel form of 
domination. The case studies from Brazil, 
Denmark, the United States, and Germany 
have illustrated the transnational charac- 
ter of this colonisation and the inherent 
insufficiency of fragmented, state-centred 
responses. 

At the heart of this argument lies the claim 
that memory must be understood as a 
normative infrastructure of deliberative 
democracy. Memory is not a mere archive 
of the past but a communicative practice 
through which societies preserve, reinter- 
pret, and criticise their normative hori- 
zons. Under platform capitalism, this prac- 
tice is threatened by bureaucratisation, 
commodification, and algorithmic frag- 
mentation. Defending memory against 
these pathologies is, therefore, not a cul- 
tural luxury but a political imperative. The 
integrity of the better argument depends 
fundamentally on the integrity of the col- 
lective frameworks from which those ar- 
guments emerge. 

The implications for international human 
rights law are profound. The third wave 
of colonisation implicates a wide range 
of protected rights – privacy, expression, 

non-discrimination, and participation – 
alongside the emerging rights to truth and 
memory. It also possesses a critical eco- 
logical dimension, linking digital extrac- 
tivism to environmental degradation and 
climate injustice. Addressing these chal- 
lenges requires a renewed commitment to 
the project of critical theory: to diagnose 
the pathologies of the present while pro- 
jecting horizons of emancipation. 

As Max Horkheimer affirmed, critique is 
possible only where there is still hope.108 

The existence of democratic public capa- 
ble of contesting algorithmic power, of 
movements defending memory against 
fragmentation, and of states experiment- 
ing with new forms of regulation are 
signs that the lifeworld is not yet entirely 
colonised. The task of critical theory is to 
sustain that hope by providing the concep- 
tual tools needed to resist the third wave. 
Only by preserving memory in its com- 
municative dimension – open, plural, and 
critical – can the past be restored to an 
emancipatory function, capable of guid- 
ing present political action and preserving 
spaces of critique against successive forms 
of lifeworld colonisation. 
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Summary – Unofficial Headnotes 

(1) The establishment of a regime of state intelligence and 
surveillance without prior adoption of clear laws and legal 
norms – defining procedures, limiting access and data shar- 
ing, and ensuring that intelligence activities serve purposes 
consistent with the normative standards of a democratic so- 
ciety – is incompatible with the American Convention on Hu- 
man Rights (ACHR). 
(2) The exercise of state intelligence inherently tends to in- 
terfere with the rights to privacy, confidentiality, data pro- 
tection, and informational self-determination. Accordingly, 
for an intelligence framework to be compatible with the 
ACHR, it must establish objective structures that comply 
with human rights standards and, moreover, create space for 
the exercise of individual rights. 
(3) State surveillance structures must coexist harmoniously 
with the protection of human rights and with activities func- 
tionally linked to that purpose. States have not only a nega- 
tive obligation to refrain from hindering the work of human 
rights defenders, but also a positive obligation to actively 
ensure safe and stable conditions in which such actors can 
carry out their activities without risks to their lives or those 
of their families. 
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(4) The Republic of Colombia failed to estab- 
lish an adequate normative framework for 
state intelligence, particularly with respect 
to ensuring and promoting the protection of 
privacy, data protection, and informational 
self-determination of human rights defend- 
ers (Art. 11 para. 2, 3, Art. 13 para. 1), as well 
as safeguarding their function and, conse- 
quently, the right to defend human rights 
in the country (Art. 1 para. 1, Art. 4 para. 1, 
Art. 5 para. 1, Art. 8 para. 1, Art. 13 para. 1, 
Art. 16 para. 1, Art. 25 para. 1 ACHR). 
(5) The Republic of Colombia, actively en- 
gaged in conduct that violated the human 
rights of human rights defenders, including 
their informational rights, as well as their 
rights to life (Art. 4 ACHR), personal integrity 
(Art. 4 para. 1, Art. 5 para. 1, 2 ACHR), free- 
dom of expression and association (Art. 13 
para. 1, Art. 16 para. 1 ACHR), honor (Art. 11 
para. 1 ACHR), the right to know the truth 
(Art. 13 ACHR), freedom of movement and 
residence (Art. 22 para. 1 ACHR), protection 
of the family (Art. 17 para. 1 ACHR), and the 
rights of the children (Art. 19 ACHR), right 
of access to justice and judicial protection 
(Art. 8 para. 1, Art. 25 ACHR), and women’s 
rights and the corresponding duty to protect 
those rights, as set forth in the Convention of 
Belém do Pará (CBP) (Art. 1 para. 1, 2 CBP). 

I. Facts of the Case – 

Members of CAJAR v. 

Republic of Colombia 

The judgment in Miembros de la Corpo- 
ración Colectivo de Abogados “José Alvear 
Restrepo” – CAJAR v. Republic of Colom- 
bia1 before the Inter-American Court of 

1 IACtHR, Miembros de la Corporación Colectivo de 
Abogados “José Alvear Restrepo” vs. Colombia (Se- 
ries C No. 506), judgment of 18 October 2023. 

Human Rights (IACtHR) was consolidated 
with the condemnatory ruling of 18 Oc- 
tober 2023, followed by an interpretative 
judgment on 16 October 2024, issued after 
requests for clarification by the parties.2 

1. Factual Background 

The proceedings concern a pattern of con- 
duct spanning from the 1990s to 2020, af- 
fecting more than sixty identified victims, 
including family members and children. 
Colombian intelligence bodies – namely, 
the military forces, the National Police, 
and the Administrative Department of Se- 
curity (DAS), all linked to the Executive 
– collected, processed, and stored intelli- 
gence data concerning multiple aspects 
of the victims’ private lives (para. 1). The 
factual record further indicates that the 
Colombian state engaged in sustained acts 
of violence, intimidation, harassment, and 
threats against members of CAJAR, per- 
sisting from the 1990s to the time of judg- 
ment (para. 1). State intelligence and law 
enforcement agencies also engaged as or 
with constituent members of paramilitary 
groups, resulting in an overlap between 
state and paramilitary structures aimed at 
creating an atmosphere of surveillance di- 
rected against members and human rights 
defenders associated with CAJAR (para. 1). 

2. Procedural History – the 

Commission’s Decision 

The Commission on Human Rights (CIDH) 
acknowledged that while many acts of ha- 
rassment by the state lacked clearly iden- 
tified authorship (i.e., which agents were 
involved, what procedures were followed, 

2 IACtHR, Miembros de la Corporación Colectivo 
de Abogados “José Alvear Restrepo” vs. Colombia 
(Series C No. 544), judgment (interpretation sen- 
tence) of 16 October 2024. 
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and under what legal basis), given the na- 
ture of state intelligence operations,3 this 
lack of identification could not undermine 
the claims. Moreover, despite the absence 
of identified perpetrators, explicit state- 
ments and actions by state authorities 
contributed to the violence, including the 
provision of information to paramilitary 
groups and stigmatizing remarks linking 
CAJAR members to guerrilla groups. These 
measures, according to the CIDH, consti- 
tuted not only a serious breach of the 
duty to protect, but were also openly con- 
trary to that duty.4 The CIDH found that 
the Colombian state acted omissively by 
failing to conduct a serious and rigorous 
investigation into the facts, which would 
have enabled the clarification of the truth, 
the identification of those responsible, 
and the uncovering of “the sources of risk 
faced by CAJAR”.5 

Moreover, the victims were denied access 
to effective procedural remedies capable 
of ensuring access to justice, including ac- 
cess to information and data held within 
state intelligence databases related to the 
events.6 Finally, the Commission noted 
that the experiences endured by the vic- 
tims generated a broad sense of physi- 
cal and psychological insecurity—a “well- 
founded fear”—which led to the exile of 
many CAJAR members and their families, 
including minor children.7 

3 CIDH, Miembros de la Corporación Colectivo de 
Abogados “José Alvear Restrepo” vs. Colombia (Se- 
rie C No. 506), Informe No. 57/19 of 4 May 2019, 
para. 1. 

4 Ibid. 
5 Ibid. 
6 Ibid. 
7 Ibid. 

II. Reasoning of the Court 

1. Summary of the Parties’ Arguments 

– Procedural Openness Over Time 

a) The Victims’ Claims 

In essence, the victims’ claims are grounded 
in the normative assertion that they were 
subjected to persecution by intelligence 
agents and paramilitary structures over 
varying periods, due to their status as hu- 
man rights defenders (para. 1). The forms 
of persecution, harassment, and intim- 
idation—both individual and collective 
(as an association) directed at them, their 
relatives, and their children (para. 326) 
were perpetuated through the instrumen- 
talization of technological and computa- 
tional tools, including surveillance, image 
and communication capture, data storage, 
and information sharing (paras. 195–302). 
These practices were accompanied by the 
dissemination of false information link- 
ing the work of human rights defenders 
to criminal-paramilitary groups (paras. 
171–194), as well as concrete acts threat- 
ening their lives, in addition to forms of 
symbolic intimidation, such as vehicles fol- 
lowing members, the presence of unidenti- 
fied individuals in public spaces, as well as 
their entry into private premises without 
judicial authorization, letters containing 
objects, and telephone calls—generally 
carried out anonymously. 

They further contend that the Colombian 
state not only acted affirmatively in en- 
abling such practices, but was also omis- 
sive in failing to establish an adequate 
normative framework for the protection of 
human rights defenders. In particular, the 
state failed to conduct proper investiga- 
tions into internal complaints, to elucidate 
the underlying facts, and to identify the 
public agents involved—including in in- 
stances of unlawful data and information 
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sharing—while also neglecting to afford 
adequate judicial and administrative pro- 
tection to human rights defenders, and, 
furthermore, full and adequate access to 
the intelligence agency’s database, which 
was denied through multiple avenues of 
access to information, thereby also violat- 
ing, from another perspective, the right to 
access of information and informational 
self-determination. 

Within the limits of this section, it is not 
possible to enumerate all the claims. Par- 
ticular emphasis is warranted, however, 
on the situation of women human rights 
defenders and their children (a gender- 
based dimension) (para. 881). One victim 
– who was both a woman and a mother – 
for example, received a defaced doll bear- 
ing burn marks and red stains in specific 
areas, including intimate parts of the hu- 
man body, accompanied by a letter stating 
that her family was “very beautiful” and 
that she should take care not to “sacrifice” 
them (para. 888). 

For this reason, the victims alleged that 
the Colombian state violated their human 
rights to privacy; data protection and in- 
formational self-determination (Art. 11 
para. 2, 3, Art. 13 para. 1); the right to de- 
fend human rights (Art. 1 para. 1, Art. 4 
para. 1, Art. 5 para. 1, Art. 8 para. 1, Art. 13 
para. 1, Art. 16 para. 1, Art. 25 para. 1); the 
right to life (Art. 4); personal integrity 
(Art. 4 para. 1, Art. 5 para. 1, 2); freedom 
of expression and association (Art. 13 
para. 1, Art. 16 para. 1); the right to hon- 
our (Art. 11 para. 1); the right to know 
the truth (Art. 13); freedom of movement 
and residence (Art. 22 para. 1); the right 
to family protection (Art. 17 para. 1); and 
the rights of children (Art. 19) and right 
of access to justice and judicial protection 
(Art. 8 para. 1, Art. 25) of the American 

Convention on Human Rights (ACHR),8 

added to the violation of women’s rights 
and of the state’s duty to eradicate vi- 
olence of any kind, insofar as the state 
actively acted against such rights and also 
tolerated actions aimed at that end, as 
provided for in Art. 1 para. 1 and 2 of the 
Convention of Belém do Pará (CBP).9 

b) The Colombian State’s Submissions 

The Colombian state argued that it was not 
responsible for the alleged violations and 
asserted that it had established a norma- 
tive framework and concrete institutional 
structures capable of protecting the rights 
of human rights defenders. In particular 
the Colombian state asserted that, in the 
course of the Commission’s investigation, 
it adopted appropriate public policies to 
ensure the security of human rights de- 
fenders,10 as well as new legislation and 
an administrative structure capable of ef- 
fectively investigating, prosecuting, and 
holding accountable those responsible for 
actions deemed to violate human rights.11 

Furthermore, it claimed to have imple- 
mented additional measures, considered 
appropriate, to prevent intelligence agen- 
cies from engaging once again in illegal or 
abusive conduct.12 

Notably, one of the state’s principal de- 
fence strategies incorporated the very 
dynamics of the intelligence operations – 
characterized by anonymity, the absence 

8 American Convention on Human Rights of 
22 November 1969, UNTS vol. 1144, p. 123. 

9 Inter-American Convention on the Prevention, 
Punishment and Eradication of Violence Against 
Women of 9 June of 1994. 

10 IACtHR, Miembros de la Corporación Colectivo de 
Abogados “José Alvear Restrepo” vs. Colombia (Se- 
ries C No. 506), Written final submissions of the 
Colombian state of June 2022, p. 78. 

11 Ibid., p. 81. 
12 Ibid., p. 53. 
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of identifiable agents, unlawful data and 
information sharing (without traceability), 
and a multiplicity of acts affecting multi- 
ple victims – that in part constitute the 
human rights violations. The Colombian 
state, as a preliminary matter, argues that 
it should not be held responsible because it 
is not possible to identify all the acts, their 
respective actors, and the actions that 
the victims claim to have suffered. What 
is occurring here, therefore, is the state 
instrumentalizing these situations – in 
essence, surveillance without a prior legal 
framework; information sharing without 
the possibility of traceability; unidentified 
public agents; and the exchange of infor- 
mation and actions involving unidentified 
para-state agents and actors – in order to 
construct a procedural narrative aimed at 
preventing the claim from being admitted 
and, ultimately, at avoiding state responsi- 
bility in the event of adjudication.13 

Additionally, the state failed to provide ac- 
cess to all data and information contained 
in its intelligence archives, which include 
relevant evidence pertaining to the case. It 
invoked confidentiality and public-inter- 
est grounds to obstruct the victims’ access 
to materials likely capable of clarifying 
the facts, substantiating their claims, and 
supporting their defence and potential 
reparations. 

2. Findings of the Court 

The considerations of the IACtHR, can 
be divided between the specific human 
rights violations established in the judg- 
ment and the structural measures ordered 
by the IACtHR to the Colombian state. 
These measures form an integral part of 
the judgment and set forth conditions of 
reparation, including preventive actions – 

13 Ibid., pp. 71–76. 

aimed at ensuring that such events do not 
recur – as well as promotional, symbolic, 
and media-oriented measures related to 
the case and to other human rights de- 
fenders in the country. 

a) The Human Rights Violations Identified by 
the IACtHR 

The IACtHR concluded that the Colombian 
state violated the victims’ rights: (i) to 
life and personal integrity, as recognized 
in Art. 4 para. 1 and Art. 5 para. 1 ACHR 
(para. 5); (ii) to personal integrity under 
Art. 5 para. 2 ACHR (para. 6); (iii) to per- 
sonal integrity and the rights of the child, 
as recognized in Art. 5 para. 1 and Art. 19 
ACHR (para. 7), coupled with violations of 
women’s rights, insofar as the state failed 
in its duty to refrain from acts or prac- 
tices of violence against women and in 
its obligations to respect and ensure such 
rights, pursuant to Art. 1 para. 1 ACHR and 
Art. 7 lit. a CBP (para. 7); (iv) to personal 
integrity under Art. 5 para. 1 in relation to 
Art. 1 para. 1 ACHR (para. 8); (v) to judicial 
guarantees and judicial protection under 
Art. 8 para. 1 and Art. 25 para. 1 ACHR; (vi) 
to privacy under Art. 11 para. 2 and Art. 11 
para. 3 ACHR; (vii) to freedom of thought 
and expression under Art. 13 para. 1 ACHR; 
(viii) to honour under Art. 11 para. 1 ACHR; 
(ix) to the rights of the child under Art. 19 
ACHR; (x) to freedom of thought and ex- 
pression in conjunction with freedom 
of association, under Art. 13 para. 1 and 
Art. 16 para. 1 ACHR; (xi) to freedom of 
movement and residence under Art. 22 
para. 1 ACHR; and (xii) to protection of the 
family under Art. 17 para. 1 ACHR (paras. 
900–989). 

Innovatively – and this is the analytical an- 
gle emphasized in this article – the Court 
(by a majority of four votes to one) held the 
Colombian state internationally responsi- 
ble for violating the right to informational 
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self-determination, grounded in Art. 11 
para. 2 and Art. 13 para. 1 ACHR, “in re- 
lation to the obligations to respect and 
ensure rights and to adopt domestic legal 
provisions established in Articles 1.1 and 
2 of the same instrument,” with respect to 
members and former members of CAJAR 
(para. 13). 

In conjunction with this finding, the Court 
unanimously concluded that the Colom- 
bian state was internationally responsible 
for violating the right to know the truth, 
linked to the right of access to information 
under Art. 13 para. 1 ACHR, in relation to 
the obligations set forth in Art. 1 para. 1 
ACHR (para. 14). The judgment further ar- 
ticulated these informational rights as a 
condition for the creation of a stable en- 
vironment for the exercise of the right to 
defend human rights, thereby including 
them as ‘prerequisites’ for the effective 
enjoyment of such rights, holding unan- 
imously that the state violated the right 
to defend human rights, as derived from 
Art. 4 para. 1, Art. 5 para. 1, Art. 8 para. 1, 
Art. 13 para. 1, Art. 16 para. 1, and Art. 25 
para. 1 ACHR (para. 20). 

The condemnatory judgment further al- 
lows individuals who did not formally 
participate in the proceedings to be recog- 
nized as victims and rights-holders within 
the legal relationship examined by the 
IACtHR, in which the Colombian state was 
found responsible for violations of the 
human rights of members of the CAJAR, 
thereby entitling them to the reparations 
established in the judgment (para. 95). 
This determination is adopted in light of 
the temporal dimension of the facts un- 
derlying the case, which span more than 
forty years, as well as the material con- 
ditions that characterize it, including the 
potential number of individuals involved, 
the functions performed in the defence 
of human rights, the environment created 

by the state itself through actions and 
omissions, and the resulting difficulty in 
identifying all members of CAJAR and 
their families, as well as relevant facts, 
data and information that the Colombian 
state failed to investigate and to provide 
to the victims, their representatives, and 
the CIDH (para. 95). 

b) Structural Measures Imposed 

The judgment establishes a set of struc- 
tural measures to be implemented by the 
Colombian state, coherently addressing 
the informational rights violations iden- 
tified in the context of state intelligence 
activities over time. First, within a rea- 
sonable period, the state must investigate 
and clarify all acts of violence, threats, in- 
timidation, and harassment perpetrated 
against the victims, as well as the func- 
tioning of intelligence activities carried 
out by various public bodies during the 
1990s, and, where appropriate, prosecute 
and sanction those responsible (para. 22). 

Additionally, the state must purge its in- 
telligence archives in order to guarantee 
the effective exercise of the victims’ right 
to informational self-determination with 
respect to data held about them (para. 23). 
It must also designate a competent author- 
ity to facilitate access, following such data 
cleansing, for other CAJAR members and 
their families – recognized as victims – to 
the individual reparations ordered by the 
Court, ensuring their effective implemen- 
tation (para. 24). 

Furthermore, the state is required to im- 
plement a system for collecting data and 
statistics on cases of violence against hu- 
man rights defenders. For this, it is obli- 
gated to undertake normative adjustments 
to the national body of law concerning the 
legal structuring and regulation of state 
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intelligence activities.14 For example, the 
Court mandated the adoption of new leg- 
islation establishing reasonable, expedi- 
tious, free, and effective procedures to 
enable individuals to access and control 
their personal data contained in state in- 
telligence archives, in accordance with the 
scope of the right to informational self-de- 
termination. The state must also revise its 
internal intelligence protocols and manu- 
als (paras. 31–37). 

These measures – centred on informa- 
tional rights – constitute structural obli- 
gations incumbent upon the state and 
will be further examined in subsequent 
sections. Alongside these, the judgment 
imposes duties of material and psycholog- 
ical reparation, including the provision 
of healthcare to victims, training of state 
agents on human rights defence, the es- 
tablishment of a national day honouring 
human rights defenders, the implementa- 
tion of nationwide awareness campaigns 
addressing violence and stigmatization 
against such defenders (including audiovi- 
sual programs), and the creation of a fund 
dedicated to the prevention, protection, 
and assistance of human rights defenders 
in situations of risk (para. 1050). 

III. Commentary on the 

Judgment 

The IACtHR advanced multiple lines of 
reasoning in holding the Colombian state 
internationally responsible for violations 
against CAJAR members, as summarized 
above. This commentary focuses on a cen- 
tral dimension of the case, crucial for con- 
temporary state – intelligence – citizen 

14 Republic of Colombia, Law No. 1621 of 2013; Re- 
public of Colombia, Decree No. 2149 of 2017 

relations, particularly regarding human 
rights defenders. Although the IACtHR 
has previously addressed issues related 
to privacy, data protection, informational 
self-determination, and access to infor- 
mation,15 this appears to be the first case 
articulating a normative link between in- 
formational self-determination as an au- 
tonomous right and the human right to 
defend human rights. 

This commentary seeks not only to present 
the nuances of the case – within certain 
limits and perspectives, given the exten- 
sive number of facts, identified human 
rights violations, and victims – but also to 
demonstrate how the IACtHR, in an inno- 
vative manner, adopts a data-oriented ap- 
proach to address violations of the rights 
of human rights defenders. It advances a 
specific argument intended to be general- 
izable to other regions of global society: in 
the absence of a systemic guarantee of in- 
formational self-determination – beyond 
its strictly subjective dimension – there is 
a concrete and indirect detriment (chilling 
effect) to the defence of human rights and 
to the very right to defend them. 

1. The Right to Defend Human Rights: 

Conditions for Its Exercise and (the 

Specific) Violations by the 

Colombian State 

The IACtHR understands that the status 
of a human rights defenders derives from 
the activities performed, regardless of 
whether the individual is a public official 
or a private actor, and irrespective of the 
category of rights protected. This status is 
not necessarily permanent and may arise 

15 IACtHR, Claude Reyes y otros v. Chile (Series C No. 
151), judgment of 19 September 2006, para. 77; 
IACtHR, Flores Bedregal y otras v. Bolivia (Series C 
No. 467), judgment of 17 October 2022, para. 132. 



L. Reckziegel Weschenfelder • Miembros de la Corporación Colectivo de Abogados “José Alvear Restrepo” v. Colombia 45 

from occasional actions (paras. 468–470). 
In this respect, the IACtHR adopts a func- 
tional criterion grounded in the activities 
carried out, recognizing as defenders not 
only lawyers but also other professionals 
involved in protecting victims. Given its 
broad and flexible nature, the concept in- 
cludes legal assistants, political scientists, 
communication professionals, specialists 
from other fields, and technical and admin- 
istrative staff whose functions contribute 
to the promotion and protection of human 
rights (paras. 468–470). 

It further emphasizes that the effective- 
ness of human rights largely depends on 
the guarantees that enable defenders to 
act freely, as their activities are crucial 
for preventing impunity and for comple- 
menting the role of states and the Inter- 
American system (paras. 471–476). More- 
over, international instruments, such as 
the United Nations Basic Principles on the 
Role of Lawyers16 and the Escazú Agree- 
ment17, the latter being directly binding 
on the states parties, and the former only 
indirectly, e.g., when incorporated into do- 
mestic legal systems or used as a source of 
law in national judgments and in decisions 
rendered by the IACtHR, both reinforce the 
states’ obligations to ensure a safe environ- 

16 United Nations Basic Principles on the Role of 
Lawyers, UN Doc. A/RES/144/28 of 07 September 
1990. 

17 Regional Agreement on Access to Information, 
Public Participation and Justice in Environmen- 
tal Matters in Latin America and the Caribbean of 
4 March 2018, UNTS vol. 3388, p.16 (Escazú Agree- 
ment). The IACtHR makes specific reference to 
Art. 9 of the Escazú Agreement, which has bind- 
ing force and establishes rights in favor of human 
rights advocates, and obligations for states par- 
ties to ensure, protect, and promote the human 
rights of human rights defenders, particularly in 
the field of environmental and climate protection 
(although generalizable to other areas, such as 
that of the present case) (para. 474). 

ment and to prevent and sanction attacks 
against these actors (paras. 471–476). 

The IACtHR establishes that states must 
ensure adequate conditions for the exer- 
cise of human rights advocacy, including 
by providing the necessary means for its 
exercise, protecting human rights defend- 
ers from threats, and refraining from cre- 
ating obstacles to their work. States must 
also conduct serious and effective investi- 
gations into violations, thereby combating 
impunity. The IACtHR underscores that at- 
tacks against human rights defenders have 
both individual and collective effects, as 
they hinder society’s access to the truth. 
For this reason, human rights defenders 
are recognized as essential to democracy 
and the rule of law, which imposes upon 
states a special duty of protection (paras. 
477–478). The IACtHR further held that 
the state’s actions and omissions were de- 
cisive in significantly affecting the regular 
activities of the human rights organiza- 
tion, insofar as they generated a chilling 
effect18 on CAJAR members in the exercise 
of their rights – particularly the freedom 
to practice their profession, freedom of 
expression, and freedom of association. 

The decision of the IACtHR indicates 
that human rights defenders were ex- 
posed to a constant risk, manifested in 
multiple forms of violence, including at- 
tacks against life and privacy, repeated 
threats, interference with professional 
activities, as well as harassment, persecu- 
tion, stigmatization, and unlawful surveil- 
lance by state authorities. Many of these 
acts appear to have remained unpunished, 
in light of deficiencies in effective investi- 
gations and the inadequacy of protection 
measures, thereby exacerbating the risk. 

18 Jonathon W. Penney, Chilling Effects: Repression, 
Conformity, and Power in the Digital Age, 2026, 
p. 111. 
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Moreover, within the context of armed 
conflict, the reasoning of the judgment 
suggests that defenders were frequently 
associated with the “internal enemy,” a le- 
gal and social conception adopted within 
the Colombian national system and linked 
to the doctrine of national security that 
emerged in the country during the 1960s, 
which, in turn, contributed to facilitating 
their persecution (paras. 462–486). 

Although the situation evolved after 2016, 
risks persisted, particularly in areas with 
limited state presence. The Court also 
identified a pattern of attacks and delegit- 
imization, including accusations of links 
to insurgent groups and intelligence op- 
erations aimed at neutralizing defenders. 
Accordingly, it concluded that members 
of CAJAR have faced, since the 1990s, a 
continuous situation of risk and extreme 
vulnerability (paras. 485–501). 

2. Informational Self-Determination, 

Access to Information, and the 

Objective Framework for the 

Materialization of their Normativity 

The rights to informational self-determi- 
nation and access to information are in- 
terpretatively derived by the IACtHR from 
Art. 11 para. 2 (Right to Privacy, Honor, 
and Dignity) and Art. 13 para. 1 (Freedom 
of Thought and Expression) ACHR. The 
former provides that “No one may be the 
object of arbitrary or abusive interference 
with his private life, family, home, or cor- 
respondence, nor of unlawful attacks on 
his honour or reputation”. The latter es- 
tablishes that “Everyone has the right to 
freedom of thought and expression. This 
right includes the freedom to seek, re- 
ceive, and impart information and ideas 
of all kinds, regardless of frontiers, either 
orally, in writing, in print, in the form of 

art, or through any other medium of one’s 
choice”. 

a) Access to Information and Informational 
Self-Determination: Two Sides of the Same 
Coin 

The reasoning of the IACtHR may be inter- 
preted as seeking to establish a normative 
correlation between informational self- 
determination and the right of access to 
information. In this regard, the judgment 
articulates a judicial framework centered 
on access to data and information through 
organized, effective, diligent, expeditious, 
and cost-free procedures, both at the ad- 
ministrative and judicial levels – thus link- 
ing this line of reasoning to the broader 
right to judicial protection and guarantees. 
Furthermore, the decision can be read as 
acknowledging that, in contexts such as 
the present case, certain state-imposed 
limitations may arise, which may be con- 
sidered valid and legitimate, particularly 
with respect to data and information con- 
tained in intelligence archives (para. 601). 

That is why we can see that, in the judg- 
ment, there is an affirmation that the 
right to informational self-determination, 
alongside the right to access to informa- 
tion, requires both an objective and a sub- 
jective structure, including for the valida- 
tion of potential limitations on access – 
especially in cases involving intelligence- 
related data.19 According to the Court’s 
reasoning, grounded in its prior jurispru- 

19 Organization of the American States, Updated 
Principles on Privacy and Personal Data Protec- 
tion, Resolution OEA/Ser.D/XIX.20 of 31 of De- 
cember 2021; African Union, African Union Con- 
vention on Cyber Security and Personal Data Pro- 
tection, Resolution EX.CL/846 of 27 June 2014; 
Council of Europe, Convention for the Protection 
of Individuals with regard to Automatic Process- 
ing of Personal Data, ETS No. 108 of 28 January 
1981. 
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dence20 and further developed for the 
present case, any limitation on the right 
of access to information must be previ- 
ously established by law in a clear and 
precise manner, specifying the types of 
documents and information concerned, 
the conditions of their storage, and their 
retention period (para. 601). Such limita- 
tions must be exceptional, duly reasoned, 
and consistently oriented toward a legiti- 
mate aim aligned with the normative stan- 
dards of a democratic society (para. 602). 

With respect to the sharing of information 
with third parties, the competent author- 
ity must establish safeguards ensuring 
that unlawful or improper disclosure is 
effectively prevented. The mere fact that 
data or information is linked to state intel- 
ligence activities does not, in itself, consti- 
tute sufficient grounds to deny access. The 
state must adopt a clear and exceptional 
legal and regulatory framework defining 
the categories of data, their purposes, the 
grounds for their processing, and any justi- 
fied restrictions on access by data subjects. 
A general and abstract assertion that data 
processing is connected to state intelli- 
gence is insufficient to justify denial of 
access (para. 603). 

Limitations may be legitimate and valid 
in accordance with the jurisprudence 
and relevant international and domestic 
standards, such as the Tshwane Princi- 
ples (Principle 9),21 the Inter-American 
Model Law on Access to Public Informa- 

20 IACtHR, Caso Manuela e outros vs. El Salvador (Se- 
ries C No. 441), judgment of 2 November of 2021, 
para. 202; UN Doc. A/HRC/39/29, para. 202. 

21 Open Society Justice Initiative, The Global 
Principles on National Security and the Right to 
Information (The Tshwane Principles) of 12 June 
2013, p. 19, available at: https://www.justiceiniti 
ative.org/publications/global-principles-nation 
al-security-and-freedom-information-tshwane- 
principles (last visited 27 April 2026). 

tion (Art. 34),22 and the Johannesburg 
Principles (Principle 12).23 These limita- 
tions must satisfy the criteria of suitabil- 
ity, necessity, and proportionality in light 
of the circumstances of the case. Examples 
include information concerning military 
capabilities or communications systems, 
as well as measures aimed at protecting 
national territory or institutions against 
concrete threats requiring confidentiality 
– consistent with the logic of safeguarding 
national security within a democratic so- 
ciety (paras. 605–606). 

These declarations and normative instru- 
ments are not, in themselves, legally bind- 
ing. However, when the Inter-American 
Court of Human Rights (IACtHR) incor- 
porates them into its legal reasoning, the 
Court, through the exercise of its adju- 
dicatory authority, effectively confers 
binding force upon them. In simplified 
terms, this occurs because of the binding 
nature of both the Court’s judgments and 
the American Convention itself, whose 
normative content has been progressively 
expanded through the Court’s interpre- 
tative activity. Through this process, the 
Court continually develops and renews the 
Convention’s normative framework. Con- 
sequently, these standards are, in a sense, 
transformed through a form of normative 
alchemy into binding legal standards. 

This form of judicial articulation, adopted 
by the IACtHR, serves to create a frame- 
work in which member states may, under 

22 Organisation of American States, Inter-American 
Model Law 2.0 on Access to Public Information, 
Resolution OEA/Ser.D/XIX.12 of 7 August 2020, 
p. 52. 

23 ARTICLE 19, The Johannesburg Principles on Na- 
tional Security, Freedom of Expression and Ac- 
cess to Information of 1 October 1995, p. 12, avail- 
able at: https://www.article19.org/wp-content/ 
uploads/2018/02/joburg-principles.pdf (last vis- 
ited: 27 April 2026). 

https://www.justiceinitiative.org/publications/global-principles-national-security-and-freedom-information-tshwane-principles
https://www.justiceinitiative.org/publications/global-principles-national-security-and-freedom-information-tshwane-principles
https://www.justiceinitiative.org/publications/global-principles-national-security-and-freedom-information-tshwane-principles
https://www.justiceinitiative.org/publications/global-principles-national-security-and-freedom-information-tshwane-principles
https://www.article19.org/wp-content/uploads/2018/02/joburg-principles.pdf
https://www.article19.org/wp-content/uploads/2018/02/joburg-principles.pdf
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certain circumstances, limit or restrict – 
either totally or partially – access to data 
and information, particularly when linked 
to intelligence services. At the same time, 
it establishes requirements ensuring that 
such restrictions remain conventional in 
nature, supported by proportional and 
appropriate justifications in each case, 
and thus aligned with the applicable con- 
ventional framework in a comprehensive 
manner. 

Limitations on access to data and informa- 
tion on intelligence grounds must not be 
used strategically for improper purposes, 
such as favouring or undermining specific 
state or civil society activities, whether 
for political reasons or any other form of 
discrimination (para. 607). Where access is 
restricted on the basis of intelligence pro- 
tection, the data must be duly safeguarded 
to prevent alteration, loss, unauthorized 
transmission, or access, insofar as their 
retention is justified. Moreover, in cases 
involving human rights violations and, 
confidentiality or non-disclosure based 
on public interest, intelligence, or national 
sovereignty cannot be invoked to justify 
refusals to comply with requests from 
judicial or administrative bodies tasked 
with investigation and fact-finding (paras. 
607–608). Decisions concerning the classi- 
fication and retention of data and informa- 
tion must not be made by the same entity 
that originally determined their secrecy, 
nor in situations where members of a de- 
cision-making body denying access are 
themselves implicated as potential perpe- 
trators in the conduct under investigation. 

The regime governing data retention and 
confidentiality cannot be indefinite. It 
must remain exceptional, and any denial 
of access should be confined to the pe- 
riod strictly necessary to achieve a previ- 
ously defined legitimate aim. This entails 
the institutionalization of periodic review 

mechanisms to reassess both the contin- 
ued necessity of confidentiality and the 
justification for restricting access (paras. 
607–608). Within the sphere of access to 
information concerning state intelligence, 
a legal framework is required that ensures 
structured processes for review, declassi- 
fication, and, where appropriate, the sub- 
sequent public disclosure of intelligence 
archives once the grounds for confiden- 
tiality cease to exist. 

Such a framework must also establish 
fixed periods for the automatic declassifi- 
cation of data or information while safe- 
guarding sensitive data or information 
whose disclosure depends on the consent 
of the data subject. Furthermore, in line 
with the right to informational self-deter- 
mination, the legal system must ensure 
procedural avenues enabling individuals 
to challenge, before judicial authorities, 
the grounds invoked by administrative 
bodies for denying access. This includes 
the establishment of effective remedies al- 
lowing for the review of such decisions. In 
the context of judicial review, courts must 
be empowered to examine the substan- 
tive content of the data or information to 
which access has been denied (para. 608). 

b) Informational Self-Determination and Its 
Hybrid Character: Objective Structure and 
Subjective Exercise 

Such considerations are intrinsically re- 
lated to the analysis through which it was 
recognized that the absence of predefined 
structures and concrete limitations ca- 
pable of preventing the unchecked and 
abusive exercise of intelligence powers, as 
well as the lack of oversight by a compe- 
tent and functionally independent author- 
ity, are incompatible with the Convention. 
These deficiencies directly implicate the 
structural, objective dimension of the vio- 
lated rights. Legality, the establishment of 
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a specific regulatory framework governing 
intelligence conduct, and the creation of 
autonomous and independent administra- 
tive oversight mechanisms constitute in- 
dispensable elements of the normative ar- 
chitecture required in this domain (paras. 
672–673). 

Illustratively, in order to ensure that intel- 
ligence activities are formally regulated in 
conformity with informational self-deter- 
mination and data protection, the IACtHR 
delineated several guidelines. These in- 
clude statutory provisions establishing 
formal, specific, and non-abstract proce- 
dures; the identification of processes and 
methods employed in intelligence oper- 
ations; comprehensive registration of all 
operational stages; and the maintenance 
of historical records of access to electronic 
systems, where applicable. The IACtHR 
further required that such procedures be 
documented in periodic reports submitted 
to appropriate oversight bodies. 

Concerning the processing of personal 
data gathered by intelligence agencies, 
there is an articulation of minimum re- 
quirements, with the imposed specific 
obligations: authorities must maintain 
records that (i) identify the officials re- 
sponsible for data processing; (ii) specify 
the purposes of collection, including the 
data’s origin and category; (iii) indicate 
the legal basis for the operations; (iv) es- 
tablish retention periods; and (v) describe 
the techniques employed in processing. 
Chronological records must document ac- 
cess, alteration, consultation, deletion, or 
disclosure of data, along with the identi- 
fication of individuals who accessed the 
information. Inter-agency information 
exchanges are subject to the same safe- 
guards. Where surveillance techniques 
entail access to non-public databases or 
information systems, prior judicial autho- 
rization is mandatory (paras. 673–674). 

Regarding urgent scenarios, it is acknowl- 
edged that intelligence agencies may, 
in cases of proven urgency and neces- 
sity, immediately monitor the electromag- 
netic spectrum, that is, communications. 
Nonetheless, they must submit the opera- 
tion for judicial review within twenty-four 
hours, thereby ensuring effective over- 
sight, whether the surveillance is targeted 
or large-scale. Should the judiciary deter- 
mine that the operation was unlawful, all 
data obtained must be destroyed (paras. 
675–677). 

These normative structures represent spe- 
cific and structural safeguards that the 
IACtHR deemed essential to the matter un- 
der consideration. The subjective dimen- 
sions of data protection and informational 
self-determination are intrinsically linked 
to objective institutional arrangements 
designed to secure their effective exis- 
tence and exercise. This American human 
rights perspective is particularly relevant 
in contemporary society. Furthermore, the 
decision articulates concerns capable of 
broader transregional projection, offering 
culturally and juridically adaptable param- 
eters with potential global relevance. 

In addition, the IACtHR addressed issues 
relating to state intelligence archives con- 
taining data and information that were, 
and remain, relevant to the victims’ pur- 
suit of truth and access to the record of 
actions carried out to their detriment. In 
both its merits judgment and its subse- 
quent interpretative decision, the IACtHR 
reaffirmed that “all possible efforts must 
be undertaken to carry out the process 
of purging intelligence archives, both of 
the DAS and of other state bodies, which 
constitutes a determining element for 
guaranteeing the effective exercise of the 
right to informational self-determination” 
(para. 26). This process must be conducted 
by an independent authority. Where vic- 
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tims or other directly or indirectly affected 
persons request the deletion, suppression, 
or cancellation of data contained in intelli- 
gence archives that also bear relevance to 
human rights issues or possess historical 
value, a careful balancing of interests is 
required. Such assessment must consider 
the informational self-determination of 
data subjects, particularly where sensitive 
data is involved. Anonymization emerges 
as a principal instrument, alongside other 
reasonable and practicable measures, in- 
cluding the creation of specific procedures 
to safeguard the confidentiality and pri- 
vacy of third parties referenced in such 
archives (paras. 56–59). 

In the present case, the Colombian state 
failed to establish effective conditions for 
access to information (and to related ac- 
tions and their purposes of defence and 
reparation), advancing insufficient jus- 
tifications to deny access or to grant it 
only partially. This occurred in response 
to both individual and collective requests, 
including within judicially mandated pro- 
cedures and in proceedings before the 
CIDH, at different historical moments and 
under various statutory and regulatory 
frameworks – from the 1990s through the 
2020s. 

The IACtHR, upon identifying adminis- 
trative – and, more decisively, judicial 
– conduct that was insufficient and not 
aligned with ACHR-based normative stan- 
dards, found that such deficiencies im- 
peded the clarification and investigation 
of facts, including in the judicial sphere. 
This resulted in violations of the right 
to informational self-determination, in 
conjunction with the right to access to in- 
formation, particularly regarding personal 
data contained in intelligence archives. 
The IACtHR concluded that the judicial au- 
thorities, in particular, failed to exercise 
conventionality control, which requires 

the harmonized interpretation of domes- 
tic law with international law, with the 
aim of privileging the normative frame- 
work most conducive to the protection, 
guarantee, and effective realization of hu- 
man rights. Both the IACtHR previously es- 
tablished normative standards and those 
developed for the present case were disre- 
garded (paras. 649–651). 

It follows that this normative dimension 
– grounded in the application of Art. 2 
ACHR (the duty to adopt domestic le- 
gal provisions) – is directly engaged in 
the reasoning of the IACtHR. The finding 
concerning the Colombian state is best 
understood in light of its failure, even af- 
ter being prompted by the Commission 
during the proceedings to implement re- 
forms to its internal framework for the 
organization and cleansing of data and in- 
formation, to establish an administrative 
structure capable of: (i) developing a regu- 
latory framework governing access to, and 
the proper cleansing of, data and infor- 
mation contained in intelligence archives; 
and (ii) instituting an independent civilian 
authority endowed with oversight and ad- 
ministrative ordering powers over such a 
data structure. 

Notwithstanding the fact that the Colom- 
bian state amended its domestic legisla- 
tion and created the National System for 
the Cleansing of Data and Intelligence and 
Counterintelligence Archives, a thorough 
assessment revealed that this administra- 
tive body lacks the requisite independence 
and does not conform to applicable con- 
ventional normative standards. On this ba- 
sis, the IACtHR further concluded that the 
Colombian state violated Art. 11 para. 2 
and Art. 13 para. 1 in conjunction with 
Art. 2 ACHR, due to the failure to bring 
its domestic legal order into conformity 
with its international obligations (paras. 
692–693). 
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3. The Need to Establish Ex Ante and Ex 

Post Regulation of Informational 

Self-Determination as an 

Autonomous Human Right, Coupled 

with the Right to Defend Human 

Rights 

The judicial examination of the case out- 
lined above, together with the normative 
dimension of informational self-determina- 
tion and the right of access to information, 
is of paramount importance. This section 
seeks to advance a commentary on an addi- 
tional normative framework articulated in 
the case under analysis, which establishes 
an innovative approach within the Court’s 
jurisprudence by recognizing the right to 
informational self-determination as both 
a constitutive element and a condition of 
possibility for the exercise of the right to 
defend human rights. As we can observe 
in the separate opinion of Judge Rodrigo 
Mudrovitsch: “In this regard, the present 
case encompassed the recognition of the 
right to informational self-determination 
and the right to defend human rights as 
autonomous rights that are directly en- 
forceable” (para. 250). 

Particularly from the perspective high- 
lighted in this commentary, this consti- 
tutes a diagnosis of the systemic con- 
ditions and challenges inherent to the 
defence of human rights in the region. It 
underscores the extent to which such chal- 
lenges are embedded in broader structural 
dynamics affecting the protection of indi- 
viduals engaged in human rights advocacy. 
In particular, the case draws attention to 
the unrestrained and abusive use of both 
digital and analog mechanisms to capture, 
process, share, and generate data and in- 
formation about individuals – especially 

human rights defenders.24 These prac- 
tices are frequently carried out without 
prior or subsequent controls that ensure 
compliance with legality and with con- 
ventional normative standards, occurring 
both within the sphere of the state and in 
the realm of private initiative.25 

Consequently, this commentary intends to 
highlight a singular, critical angle: the in- 
creasingly intensive practice of state and 
private surveillance in a digitizing society. 
Within this context, the dogmas of per- 
sonal data protection and the concept of 
informational self-determination emerge 
as essential discursive elements that must 
be integrated into the specific framework 
of human rights, as emphasized by the 
IACtHR. While this is not the first case to 
address the legal and relational dynam- 
ics of state intelligence violence against 
human rights defenders, it represents a 
significant evolution in jurisprudence, re- 
garding data relations. In prior cases – as 
recognized by the Court26 – an analysis 
was undertaken regarding the proportion- 
ality of intelligence activities and their 
inherent potential to infringe upon “pri- 
vate life” (paras. 520–521). This concept 
has been broadly construed and reinter- 
preted so as to encompass the protection 
of both physical spaces (such as the family 
home) and communications in digital and 

24 Unwanted Witness, State of Security for Human 
Rights Defenders in a Digital Era, Ugandan Case: 
Perception and Practices, 2018, available at: http 
s://www.unwantedwitness.org/download/uplo 
ads/State-of-Security-for-HRDs-In-a-Digital-Er 
a.pdf (last visited: 27 April 2026). 

25 UN Doc. HRC/A/RES 58/23; European Commis- 
sion, Report on a rule of law and human rights 
compliant regulation of spyware, Report Doc. 
CDL-AD(2024)043 of 6–7 December 2024. 

26 IACtHR, Case Ituango Massacre vs. Colombia (Se- 
rie C No. 148), judgment of 1 July 2006, paras. 
193–194; IACtHR, Case Sales Pimenta vs. Brazil 
(Serie C No. 454), judgment of 30 June 2022, 
para. 89. 

https://www.unwantedwitness.org/download/uploads/State-of-Security-for-HRDs-In-a-Digital-Era.pdf
https://www.unwantedwitness.org/download/uploads/State-of-Security-for-HRDs-In-a-Digital-Era.pdf
https://www.unwantedwitness.org/download/uploads/State-of-Security-for-HRDs-In-a-Digital-Era.pdf
https://www.unwantedwitness.org/download/uploads/State-of-Security-for-HRDs-In-a-Digital-Era.pdf
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analog forms (including letters and other 
forms of correspondence). Traditionally, 
the notions of privacy or private life have 
been employed to establish a protective 
barrier against abusive or arbitrary inter- 
ference by third parties or public author- 
ities. 27 While such approaches are signif- 
icant and maintain a connection with the 
broader language of data protection, they 
have remained relatively limited, lacking 
a specific and structured focus on data as 
such. In this context, the concept of in- 
formational self-determination has been 
invoked as a means of strengthening a nor- 
mative framework capable of reconstitut- 
ing objective spheres of protection, which, 
in turn, enable the effective exercise of 
(informational) rights in their subjective 
dimension (paras. 521–522). 

a) Informational Self-Determination in and for 
the Protection of Human Rights Defenders 

Beyond the gravity of the violations and 
the suffering inflicted upon the victims, 
the case under brief examination conveys 
a significant message to those engaged in 
Human (and Fundamental) Rights Law in 
an increasingly digital age, as well as in the 
progressively mutable – and still insuffi- 
ciently theorized – relationships between 
citizens (in casu, human rights defend- 
ers) and the state (including its so-called 
state intelligences). At the doctrinal level, 
informational self-determination (infor- 
mationelle Selbstbestimmung28), a founda- 
tional concept in personal data protection 

27 IACtHR, Case Ituango Massacre vs. Colombia (Se- 
ries C No. 148), judgment of 1 July 2006, paras. 
193–194; IACtHR, Case Sales Pimenta vs. Brazil 
(Series C No. 454), judgment of 30 June 2022, 
para. 89. 

28 Marion Albers, Informationelle Selbstbestim- 
mung als vielschichtiges Bündel von Rechts- 
bindungen und Rechtspositionen, in: Michael 
Friedewald/Jörn Lamla/Alexander Roßnagel 
(ed.), Informationelle Selbstbestimmung im 
digitalen Wandel, 2017, pp. 11–35. 

law, encompasses a comprehensive protec- 
tive structure. It grants individuals both 
active and passive spheres of authority, 
enabling them to act within increasingly 
asymmetric social, private, and state-re- 
lated data environments characterized by 
pronounced informational power imbal- 
ances.29 

Furthermore, deriving from the norma- 
tive structure of this conception, its nor- 
mativity extends beyond the individual 
sphere; it becomes necessary to broaden 
its scope to encompass both state and 
private structures, as well as their multi- 
ple interrelations and dimensions. This is 
because, within the dogmatic language 
of human and fundamental rights – an 
approach long since superseded, yet still 
worth recalling – the subjective and ob- 
jective dimensions of rights operate in 
a self-reinforcing manner, whereby one 
dimension creates the conditions for the 
exercise (and continuous critique) of the 
other. Accordingly, rights are understood 
as a structural ensemble, both within and 
across relationships among individuals, as 
well as between individuals and the state, 
and further extending to international 
private and inter-state structures.30 This 
underscores the need to establish objec- 
tive frameworks capable of addressing the 
complexity of data relations and of provid- 
ing effective conditions for the exercise 
of the subjective dimension of this right. 
It is possible to see a framework capable 
of fulfilling this condition, while remain- 
ing open to contextual and even temporal 
adaptations, in accordance with the devel- 

29 Indra Spiecker gen. Döhmann, The More the Mer- 
rier: A Dynamic Approach Learning From Prior 
Misgovernance in EU Data Protection Law, in: 
Matthias C. Kettemann/Alexander Peukert/Indra 
Spiecker gen. Döhmann (ed.), The Law of Global 
Digitality, 2022, pp. 77–95 (79). 

30 Dieter Grimm, Die Zukunft der Verfassung, 1991, 
p. 221. 
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opment of the sociotechnical relations at 
issue. 

Within the present judicial context, infor- 
mational self-determination is scrutinized 
in one of its most sensitive domains: the 
relationship between citizens and state 
intelligence. The IACtHR adopted a firm 
position in favour of applying the norma- 
tive dimension of informational self-deter- 
mination in such circumstances, drawing 
upon constitutional and legal sources from 
member states, as well as international ele- 
ments, within a dynamic process of cross- 
fertilization in the judicial construction of 
normativity (para. 600). This constitutes a 
relevant approach, as the IACtHR – acting 
as an entity responsible for providing one 
of the authoritative interpretations of all 
the American conventional framework – 
signals to society and to other courts in the 
region the need for an openness capable 
of fostering continuous learning between 
national jurisdictions and the Inter-Ameri- 
can system, as well as among regional and 
national jurisdictions in other parts of the 
global community. This is neither a naïve 
measure nor a posture detached from the 
cultural, political, and legal conditions of 
each context; rather, it represents a means 
of generating cognitive openness aimed at 
strengthening the normativity of human 
rights, as well as the very American net- 
works and structures that ultimately seek 
to consolidate, in an effectively manner, 
their socio-normative programs at both 
the preventive and promotional levels. 

The case illustrates the importance of 
a dialogue among rights, a process em- 
phasized throughout this commentary, in 
which informational self-determination is 
conceived as a co-structuring normative 
element intrinsically connected to other 
dimensions of human rights protection, 
particularly the right to defend human 
rights. This renewed production of human 

rights normativity aligns with an era that 
aspires to define itself as “digital”, updat- 
ing the discursive structure of the relevant 
legal dogmatics while simultaneously con- 
fronting concrete, empirical situations.31 

Such situations, through their symbolic 
force and tangible consequences, reveal 
an urgent need to rethink state intelli- 
gence structures and, concurrently, to 
reaffirm the relevance of informational 
self-determination within this normative 
sphere, especially for those operating at 
the forefront of human rights defence 
against both state and private actors. 

In recognizing the defence of human rights 
as essential to democratic regimes, the 
IACtHR imposes a stringent and unavoid- 
able scrutiny upon public–private dig- 
ital and computational infrastructures. 
Unrestrained surveillance and the indis- 
criminate collection of data and informa- 
tion on citizens – particularly on human 
rights defenders – constitute an institu- 
tional and social phenomenon incompati- 
ble with both democratic governance and 
the ACHR. States, especially in relation to 
their intelligence agencies, must establish 
clear, public criteria and concrete internal 
regimes to ensure that the core values of a 

31 IACtHR, Case Sales Pimenta vs. Brazil (Serie C No. 
454) of 30 June 2022; Supremo Tribunal Federal 
(Brasil), Rede Sustentabilidade vs. Ministro de Es- 
tado da Justiça e Segurança Pública (ADPF 722), 
judgment of 16 May 2022: “The Court, by major- 
ity, upheld the claim brought in the action for the 
breach of a fundamental precept and, confirming 
the precautionary measure previously granted, 
declared unconstitutional acts of the Ministry of 
Justice and Public Security involving the pro- 
duction or sharing of information concerning the 
personal life, personal and political choices, and 
civic activities of citizens, as well as federal, state, 
and municipal public servants identified as mem- 
bers of an antifascist political movement, univer- 
sity professors, and any other individuals who, 
acting within the bounds of legality, exercise 
their rights to freedom of expression, assembly, 
and association” (translation). 
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democratic society are effectively embed- 
ded within their normative architectures 
and intelligence practices. Informational 
self-determination emerges, in this con- 
text, as a reflexive and dynamic principle 
– one that is not fixed in time or space, but 
remains open to institutional regeneration 
within the conditions of highly complex 
modern societies. 

From a systemic standpoint, the judgment 
introduces a reconfigured understanding 
of state–citizen relations, emphasizing a 
specific duty of ‘data-related’ care. More- 
over, its binding force extends beyond 
Colombia’s international responsibility, 
projecting normative effects upon all 
states parties to the ACHR. These states 
are required to observe the ratio decidendi 
of the ruling, potentially adopting leg- 
islative measures in analogous domestic 
situations and exercising conventionality 
control over legal frameworks that do not 
conform to this paradigm. The decision 
thus transcends its immediate factual and 
inter-state dimensions, deepening norma- 
tive integration across the legal orders of 
all states parties. 

b) Self-Referential State Intelligence and the 
Reflexivity Enabled by Informational Self- 
Determination 

A proper reading of the reasoning of the 
IACtHR supports the view that state in- 
telligence activities – by virtue of the 
means employed and the collection and 
processing of personal data – constitute 
interferences with individual rights. Ac- 
cordingly, such activities must conform to 
pre-established legal frameworks (formal 
dimension) and pursue legitimate aims 
that meet the requirements of suitability, 
necessity, and proportionality, as mea- 
sures “necessary in a democratic society” 
(material dimension) (paras. 622–623). 

By their very nature, intelligence oper- 
ations carry an inherent potential to in- 
fringe privacy, data protection, and infor- 
mational self-determination, even though 
they may simultaneously pursue legiti- 
mate objectives related to the protection 
of the state and its sovereignty. This over- 
lap of distinct legal realities demands 
heightened theoretical and institutional 
reflection. It is therefore unsurprising 
that contemporary legal scholarship has 
advanced proposals to revisit the classi- 
cal doctrine of the separation of powers, 
reconceptualizing it as a form of informa- 
tional separation of powers in order to 
reassess the internal objective structures 
of the state and their potential excesses.32 

Recalling the structural measures imposed 
by the IACtHR – particularly those aimed 
at establishing ex ante and ex post data 
governance frameworks for state intel- 
ligence practices that respect data pro- 
tection and the informational self-deter- 
mination of human rights defenders – a 
broader critique is warranted. In my view, 
it is insufficient to create detailed legal 
authorizations for specific intelligence ac- 
tivities and internal controls governing 
which and how data are processed, stored, 
and shared. 

In an increasingly integrated, globalized 
context, restrictions on data processing 

32 Ingo Wolfgang Sarlet/Gabrielle Bezerra Sales 
Sarlet, Separação Informacional de Poderes na 
Ordem Jurídico-Constitucional Brasileira, 2023; 
Jürgen Wolter, O inviolável e o intocável no 
direito processual penal. Reflexões sobre dig- 
nidade humana, proibições de prova, proteção 
de dados (e separação informacional de poderes) 
diante da persecução penal, 2018; Gabrielle 
Bezerra Sales Sarlet/Lucas Reckziegel Weschen- 
felder, The Brazilian State and Human Rights: Cit- 
izen Identification and Informational Separation 
of Powers, in: Preeti Raghunath (ed.), Critical Po- 
litical Economy and Southern Approaches to AI, 
2026, pp. 121–152. 



L. Reckziegel Weschenfelder • Miembros de la Corporación Colectivo de Abogados “José Alvear Restrepo” v. Colombia 55 

must be expanded and translated into the 
very infrastructures that enable such data 
relations. This requires attention to large- 
scale, infrastructural conditions: the regu- 
latory models adopted by states, the gaps 
that may arise not only in legislation but 
also in public and private contractual ar- 
rangements, and the limits of jurisdiction 
and sovereignty in relation to acts orig- 
inating from other states or outsourced 
to private entities. Equally critical are the 
forms of engagement with private com- 
panies providing infrastructural services 
and how these actors interact with other 
firms, civil society, and states. A further is- 
sue that arises, and which appears closely 
connected to contemporary debates on 
sovereignty and digital sovereignty, con- 
cerns the possibility of certain states de- 
ploying digital systems with global reach 
to surveil human rights defenders and, po- 
tentially, to fabricate false or misleading 
situations that affect them psychologi- 
cally or even compromise their physical 
integrity, acting outside their legal com- 
petences or exceeding them – through an 
abuse of right – by extending their reach 
beyond national borders, or beyond their 
international competences, which are lim- 
ited to legitimate intelligence purposes. 

Domestic regulation is a necessary first 
step, but it is not sufficient. In a com- 
plex and highly global and interconnected 
techno-industrial environment, internal 
restrictions and prohibitions are often 
circumvented or rendered ineffective – 
particularly in contexts involving human 
rights defenders. The chilling effect ex- 
perienced by these actors does not stem 
solely from state conduct; it also arises 
from the actions of private companies and 
broader societal dynamics that endorse 
and reproduce narratives capable of trans- 
lating into concrete forms of pressure or 
harm. 

Although the case centres on the rela- 
tionship between citizens – specifically 
human rights defenders – and the state, 
contemporary realities reveal an increas- 
ingly common convergence between state 
intelligence services and private corpo- 
rate actors. Even though the decision does 
not directly address this phenomenon, 
merely touching upon it in light of state 
intelligence relationships, paramilitary 
activities, and the political instrumental- 
ization of such narratives in a polarized 
environment, the normative parameters 
it establishes should be extended to this 
hybrid public–private surveillance envi- 
ronment, particularly where intelligence 
agencies outsource or delegate essential 
operational functions to private entities 
(para. 571).33 

We jurists tend – this being a recurrent 
blind spot – to focus on actions framed 
within normative standards and protocols. 
However, interactions between the state 
and private companies, especially in in- 
telligence contexts, often occur through 
public procurement of services in demo- 
cratic societies. These services are typi- 
cally based on infrastructural elements 
such as technical systems, equipment, 
databases, safeguards, and cybersecurity. 
The risk lies in their capacity to circum- 
vent legal frameworks. Although formally 
presented as supportive services, they 
may constitute core intelligence activities 
outsourced to private entities, operating 
at the margins of – or in disregard of – 
the law. For example, private data brokers, 
capable of capturing images, geolocation 

33 The Court merely touches upon the issue, without 
developing it more comprehensively, as doing so 
would fall outside the specific scope of the case. It 
nevertheless explicitly states: “In this regard, the 
standards set out below, although they could be 
applicable within the spheres of competence of 
the entire public administration and of private ac- 
tors (…)” (para. 571). 
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data, communications, and behavioural 
patterns, may provide direct or indirect 
surveillance services to intelligence agen- 
cies. 

Such practices enable the evasion of safe- 
guards, such as judicial authorization for 
accessing sensitive data, while bypassing 
internal oversight mechanisms. The result 
is a generalized public–private surveil- 
lance environment,34 largely insulated 
from societal scrutiny and, at times, even 
from internal control bodies. 

IV. Conclusion 

This brief analysis has sought to under- 
score the significance of a landmark de- 
cision within the Inter-American human 
rights system, in which informational self- 
determination is consolidated as a pro- 
tective barrier against state arbitrariness, 
especially in the sphere of intelligence 
activities. As a core element of the norma- 
tive grammar of human rights – and of the 
right to defend them – informational self- 
determination opens a decisive normative 
horizon in an age marked by digital arbi- 
trariness. The case constitutes a normative 
threshold in the Court’s jurisprudence re- 
garding future state–citizen relations in 
the intelligence domain. The parameters 
articulated, although formulated within 
the delicate context of state–citizen in- 
teraction, warrant transposition to the 
contemporary landscape of intertwined 
public–private surveillance, particularly 
where intelligence agencies rely upon pri- 
vate corporations not merely for infras- 
tructural support but for the execution of 

34 Andrew Guthrie Ferguson, Your Data Will Be Used 
Against You: Policing in the Age of Self-Surveil- 
lance, 2026. 

essential public functions. Such normative 
and political vigilance is indispensable to 
aligning indispensable state intelligence 
activities with elevated and digitally up- 
dated human rights standards. 
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I. Einleitung 

Das hier besprochene Buch ist eine von der Philoso- 
phischen Fakultät der Heinrich-Heine-Universität an- 
genommene Dissertation. Sie ist aus philosophischer 
Sicht interessant, weil sie „eine adäquate moralische 
Grundlage für die Bewertung von Anerkennungskon- 
flikten zu entwickeln“ bestrebt ist und vom Verfas- 
ser (Verf.) als „erste systematische Erschließung des 
noch recht jungen Forschungsfeldes der Politischen 
Philosophie der Staatenanerkennung“ bezeichnet wird 
(S. 9). Für den Völkerrechtler ist die Arbeit interessant, 
weil sie ganz allgemein die Frage des Verhältnisses von 
Recht und Moral aufwirft und im Besonderen das von 
Staaten und inzwischen auch von internationalen Or- 
ganisationen überwiegend als politisches Instrument 
eingesetzte Rechtsinstitut der Staatenanerkennung be- 
stimmten moralischen Bindungen unterwirft. Der Autor 
ist sich dieser Problematik bewusst. Er ordnet daher die 
von ihm diskutierten moralisch-normativen Bedingun- 
gen in das bestehende völkerrechtliche Normgefüge 
der Staatenanerkennung ein und stellt die sich dabei 
ergebende Übereinstimmung oder Abweichung fest. 
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https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
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II. Inhalt 

1. Überblick über die 

Staatenanerkennung 

Neben der Einleitung und einem Fazit 
weist die Arbeit vier Teile auf. Sie beginnt 
mit einem Überblick über die „Staatenan- 
erkennung im Völkerrecht“ (S. 11–35) und 
bespricht durchaus kundig die mit der 
Drei-Elemente-Lehre von Georg Jellinek 
weitgehend übereinstimmende Montevi- 
deo-Konvention von 1933 und die konsti- 
tutive und deklaratorische Theorie der An- 
erkennung. Unklar bleibt dabei, weshalb 
die deklaratorische Anerkennungstheorie 
bei Vorliegen der Kriterien eine Anerken- 
nung gebietet, also einem Staat keinen 
Handlungsspielraum lässt (S. 27, 51). Das 
Problem besteht ja darin, dass über die 
Voraussetzungen der Staatlichkeit und 
ihr faktisches Vorliegen Ungewissheit be- 
stehen kann oder sonstige im Völkerrecht 
bestehende Nichtanerkennungsgründe 
gegeben sind, die einen dem deklaratori- 
schen Ansatz folgenden Staat im Gegen- 
satz zu anderen Staaten zur Nichtaner- 
kennung bewegen können. Nur in einem 
ganz idealen Verständnis der deklarato- 
rischen Anerkennungstheorie kann man 
von einer Anerkennungspflicht sprechen. 
Zutreffend vermerkt der Verf., dass mit der 
auf die gewaltsame japanische Gründung 
von Mandschukuo (1931) reagierenden 
Stimson-Doktrin (1932) und den diese auf- 
nehmenden Äußerungen durch Rat und 
Versammlung des Völkerbunds eine „Mo- 
ralisierung“ (S. 32), ein Werteinbruch in 
das Völkerrecht erfolgt ist, der verbun- 
den mit dem Kriegsächtungspakt (1928) 
gewaltsamen territorialen Veränderun- 
gen („Usurpationen“, wie es im weiteren 
Verlauf der Arbeit meist heißt) mit Nicht- 
anerkennung begegnen will. 

2. „Grundlagen einer normativen 

Theorie der Staatenanerkennung“ 

Anschließend (S. 36–55) befasst sich Se- 
limi mit den „Grundlagen einer norma- 
tiven Theorie der Staatenanerkennung“. 
Zunächst stellt er die Staatenanerkennung 
als Objekt der Politischen Philosophie vor 
und zwar angesichts der völkerrechtli- 
chen Praxis der Staatenanerkennung als 
Gegenstand einer nicht-idealen Gerech- 
tigkeitstheorie, genauer einer Theorie, 
die im Sinne einer „Übergangsgerechtig- 
keit“ moralisch zulässige oder gebotene 
Zwischenschritte in einem Prozess zur 
Erreichung eines Zustandes zulässt, der 
aus dem Blickwinkel der idealen Theorie 
moralisch gerechtfertigt ist (S. 41) und so 
„einen Beitrag zur moralischen Verbesse- 
rung des Status quo“ leistet (S. 157). Weiter 
wird in diesem Abschnitt des Buchs dar- 
auf hingewiesen, dass sich rechtliche und 
philosophische Überlegungen im Komplex 
der Staatenanerkennung treffen, so wenn 
die deklaratorische und die konstitutive 
Theorie der Anerkennung gegenseitig mo- 
ralische Kritik üben, ohne dies freilich ex- 
plizit zu machen. So könnten anhand der 
völkerrechtlichen Praxis der Staatenaner- 
kennung moralische Theorien entwickelt 
werden, und im Hinblick auf die im völker- 
rechtlichen Diskurs selbst eingesetzten 
moralischen Argumente könnte die Philo- 
sophie helfen, diese einzuordnen und zu 
bewerten (S. 44 ff.). Am Beispiel der Nicht- 
anerkennung Südrhodesiens nach der Er- 
klärung seiner Unabhängigkeit (1965) und 
der anfänglich ebenso verweigerten staat- 
lichen Anerkennung von Bosnien-Herze- 
gowina nach dem Zerfall Jugoslawiens 
(1991) wird das Ineinandergreifen morali- 
scher und rechtlicher Erwägungen darge- 
legt. Ob moralische Kriterien die einzige 
maßgebliche Rolle bei der Staatenanerken- 
nung darstellen oder nur als Ergänzung der 
Montevideo-Voraussetzungen bedeutsam 
sein sollten, wird von den bislang entwi- 
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ckelten moralischen Anerkennungstheo- 
rien unterschiedlich beurteilt (S. 52 ff.). 

3. „Moralische Theorien der 

Staatenanerkennung“ 

Diese Theorien werden im dritten, um- 
fangreichsten Teil der Arbeit („Moralische 
Theorien der Staatenanerkennung“) an- 
schaulich diskutiert (S. 56–122). Nach ei- 
ner hilfreichen Übersicht über bestehen- 
de Ansätze (S. 56–59) widmet sich der 
Autor zunächst dem „gerechtigkeitsba- 
sierten Ansatz“, der insbesondere von Al- 
len Buchanan vertreten wird (S. 59–75). 
Buchanan baut für seine Überlegungen 
auf dem bestehenden Völkerrecht auf, das 
wegen des Verhaltens seiner Akteure nur 
in einer nicht-idealen moralischen Theo- 
rie des Völkerrechts zu erfassen ist (S. 60). 
Dieser Theorie werden zwei Komponenten 
zugeordnet. Die erste dient dem morali- 
schen Fortschritt, die zweite soll auf den 
bestehenden völkerrechtlichen Prinzipien, 
soweit diese selbst moralisch gerechtfer- 
tigt werden können, aufbauen. In diesem 
Sinn geht Buchanan von den Elementen 
der Montevideo-Konvention aus, ergänzt 
sie jedoch durch das Kriterium der Nicht- 
Usurpation, das heißt der Nichtverletzung 
der Rechte eines legitimen Mitglieds der 
internationalen Gemeinschaft (S. 125), so- 
wie durch die weiteren Kriterien der mini- 
malen internen Gerechtigkeit und der mi- 
nimalen externen Gerechtigkeit, also der 
Anerkennung der Menschenrechte im In- 
nern und für Nichtstaatsangehörige (S. 62). 
Diese Theorie soll die Staaten im Hinblick 
auf ihre Innen- und Außenpolitik „im Sin- 
ne des moralischen Fortschritts beeinflus- 
sen“ (S. 64). Selimi, der mit Buchanan weit- 
gehend übereinstimmt, hält diese Theorie 
jedoch nur zur Beurteilung der Anerken- 
nung von Neustaaten für tauglich, da zahl- 
reiche der bereits bestehenden Staaten 
diesen Ansprüchen nicht genügten; in der 

Tat fokussiert Buchanan selbst seine Theo- 
rie auf die Anerkennung von Neustaaten. 
Allerdings ergebe sich daraus ein morali- 
scher Doppelstandard, dessen Rechtferti- 
gung durch Buchanan (vgl. S. 67 ff.) Selimi 
aber nicht akzeptiert. 

Die Diskussion des zweiten Ansatzes („Prag- 
matischer Ansatz“) verbindet der Verf. mit 
dem Namen Chris Naticchia, dessen Aus- 
gangspunkt die Existenz einer „kritischen 
Masse“ von (anerkannten) Staaten ist, die 
notwendig ist, um das Ziel einer globalen 
Gerechtigkeit zu erreichen (S. 86 ff.). Da- 
her kann auch die Anerkennung von nicht 
minimal gerechten Entitäten moralisch ge- 
boten sein, wenn dies im Sinne eines „mo- 
ral progress toward the ideal“ ist (S. 87). 
Um moralische Fortschritte zu erzielen, 
können auch unmoralische Handlungen 
legitim sein. Auch ist es nicht erforderlich, 
dass eine Entität tatsächlich im Zeitpunkt 
der Anerkennung die Merkmale der Staat- 
lichkeit, z. B. die faktische Kontrolle über 
ihr Gebiet, aufweist, freilich nur, wenn die 
Chance des moralischen Fortschritts be- 
steht. Die Ablehnung der Theorie Buchan- 
ans durch Naticchia gründet auf der Ab- 
lehnung des erwähnten Doppelstandards. 
Naticchia besteht auf einer Symmetrie 
von Anerkennung und Aberkennung. Da 
die Aberkennung der Staatlichkeit wegen 
Fehlens bestimmter moralischer Voraus- 
setzungen schwer denkbar ist, bleibt nur, 
auch die Anerkennung zuzulassen, selbst 
wenn nicht alle Voraussetzungen vorlie- 
gen (S. 94). 

Schließlich erörtert Selimi den „De-Facto- 
Ansatz“, der freilich nicht einem einzi- 
gen Autor maßgeblich zugeordnet werden 
kann, vielmehr verschiedene Überlegun- 
gen verbindet, die aber darin übereinstim- 
men, dass sie die Grundansicht der zuvor 
erwähnten Ansätze nicht teilen, wonach 
eine (allein) an effektiver Herrschaft ori- 
entierte Anerkennungspraxis moralisch 
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nicht haltbar ist (S. 96 ff.). Die folgenden 
Ausführungen dienen der Darlegung von 
Erwägungen des De-facto-Ansatzes, am 
traditionellen Standard effektiver Herr- 
schaft festzuhalten. So verweist etwa 
Gerard Kreijen darauf, dass eine schon 
wegen der bestehenden Dezentralisation 
des Völkerrechts bestehende Diskrepanz 
zwischen Legitimität und Effektivität des 
Völkerrechts das Rechtssystem gefährde. 
Wirklichkeit und Norm müssten daher so 
oft wie möglich in Übereinklang gebracht 
werden, auch auf dem Gebiet der Staaten- 
anerkennung. Da letztlich nur die Staaten 
das Völkerrecht durchsetzen könnten, sei 
eine Kooperation zwischen ihnen gerade 
zu diesem Zweck nötig. Selimi führt da- 
gegen aus, dass Kreijen es unterlasse, den 
Punkt zu bestimmen, bei dem die Diskre- 
panz zwischen effektiver Herrschaft und 
Rechtsnorm, die es in bestimmtem Maß in 
jeder Rechtsordnung gibt, zu einer Gefähr- 
dung des Gesamtsystems führe. Zudem 
stelle nicht nur eine solche Diskrepanz 
das System in Frage, sondern auch, wenn 
Verletzungen des Gewaltverbots ohne Re- 
aktion hingenommen und damit Anreize 
zu weiteren Verletzungen geschaffen wür- 
den. 

Eine andere Überlegung geht vom Men- 
schenrechtsschutz aus (S. 104 ff.). Men- 
schenrechte adressieren Staaten und ver- 
pflichten sie zum Schutz. Es ist daher 
wichtig, so wird argumentiert, dass Einhei- 
ten, die effektive Herrschaft ausüben, die- 
sen Schutz als Staaten gewähren können 
(Frank Dietrich). Zwar sind auch De-facto- 
Regime völkerrechtlich als Subjekte an- 
erkannt, die jedenfalls die völkergewohn- 
heitsrechtlich geltenden Menschenrechte 
zu beachten haben, aber es bestehen im 
prozeduralen Rechtsschutz Lücken. Ob 
dies zwingend für die staatliche Anerken- 
nung solcher Regime spricht, sei, so der 
Verf., offen. Doch sei dieser Punkt bei der 

notwendigen Abwägung in einem konkre- 
ten Fall zu berücksichtigen. 

Andere Autoren (Mikulas Fabry und Brad R. 
Roth) führen auch das politische Selbstbe- 
stimmungsrecht der Völker und das in der 
Idee der Freiheit und Gleichheit wurzeln- 
de Prinzip des moralischen Pluralismus 
als Argumente an, sich bei der Entschei- 
dung über eine Staatsanerkennung am 
Kriterium effektiver Herrschaft zu orien- 
tieren (S. 109 ff.). Im Ergebnis hält Selimi 
diese Ansicht für wenig überzeugend, da 
die Entstehung eines De-facto-Regimes 
nicht unbedingt dem Willen des davon 
betroffenen Volkes entspreche. Auch die 
Frage nach der Definition des zur Selbst- 
bestimmung berechtigten Volkes und die 
Frage, ob der Wunsch nach Anerkennung 
als (eigener) Staat vom Volk demokratisch 
legitimiert sein muss, seien nicht beant- 
wortet. Der Verf. weist darauf hin, dass der 
De-facto-Ansatz davon ausgeht, dass das 
Bestehen effektiver Kontrolle zwar selbst 
als ein moralisch relevanter Faktor angese- 
hen werden kann. Ob dieser Ansatz damit 
aber ausreichend für die Anerkennung ei- 
ner unrechtmäßig gebildeten Entität ist, 
sei doch moralisch fragwürdig, da er mo- 
ralisch bedenkliche Anreize biete (S. 121). 

4. Selimis „Hybridtheorie der 

Staatenanerkennung“ 

Da alle dargestellten Theorien Defizite 
aufweisen, wie Selimi nochmals präzise 
aufführt, schlägt er eine „Hybridtheorie 
der Staatenanerkennung“ als eigene Lö- 
sung vor, die aus der Verbindung des ge- 
rechtigkeitsbasierten Ansatzes und der 
De-facto-Ansätze entsteht (S. 123–155). 
Dabei fungiert das Kriterium der Nicht- 
Usurpation (Gewaltverbot) als moralisch 
plausible Ergänzung der Montevideo-Ele- 
mente, während das Kriterium der minima- 
len internen Gerechtigkeit fallen gelassen 
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wird, da auch ein Großteil der bestehen- 
den Staaten diesen Anforderungen nicht 
gerecht wird und ihnen darum die Staat- 
lichkeit entzogen werden müsste (Dop- 
pelstandardproblem). Das Kriterium der 
minimalen externen Gerechtigkeit kann 
hingegen bestehen bleiben, weil es im Ge- 
waltverbot (Nicht-Usurpation) seinen Aus- 
druck findet. Das Bedenken, dass ja auch 
existente Staaten gegen dieses Verbot ver- 
stoßen, wird mit der Bemerkung beseitigt, 
dass es nicht sinnvoll wäre, ihnen wegen 
dieses Verstoßes die Staatlichkeit zu ent- 
ziehen (S. 127 f.). Diese Erläuterung ist mit 
den übrigen Äußerungen des Verf. zum 
Doppelstandard schwer vereinbar. Über- 
haupt dürfte dieses Problem angesichts 
der unterschiedlichen Lage, in der sich 
anerkannte Staaten und nicht anerkannte 
Entitäten befinden, überschätzt sein. Ein 
Gleichheitsmaßstab hilft hier nicht weiter. 

Ein interessanter Punkt wird mit dem Hin- 
weis auf den Umgang mit (historischem) 
Unrecht aufgeworfen, das mit der Entste- 
hung von Staaten verbunden sein kann 
und auf das mit Nichtanerkennung re- 
agiert wird (Beispiele: südafrikanische 
Homelands, Nordzypern). Doch wie lan- 
ge soll oder darf die Nichtanerkennung 
wirken? Selimi greift diese Frage unter 
Hinweis auf die menschenrechtliche Si- 
tuation der in einem nicht anerkannten 
De-facto-Regime lebenden Individuen auf, 
die – was so nicht stimmt – in einem „Va- 
kuum“ lebten (S. 131). Eine Lösung bietet 
nach seiner Ansicht das Konzept „legiti- 
mer Erwartungen“ (Margaret Moore) der 
vom Unrecht Betroffenen, die Selimi (im 
Anschluss an Jeremy Waldron) nach dem 
Prinzip Fairness, der Möglichkeit des Sich- 
Einrichtens von Menschen in neuen Um- 
ständen, des Vertrauens auf Institutionen 
und des Erwerbs neuer Rechte beurteilen 
möchte, mit der Folge, dass sich solche 
Erwartungen gemessen an diesen Krite- 
rien auch auflösen können. So kann ein 

De-facto-Regime, das unter Verletzung 
des Kriteriums der Nicht-Usurpation ent- 
standen ist (z. B. Sezession), Individuen 
einen Rahmen zur Gestaltung ihres Le- 
bens bieten. Für die daraus folgenden An- 
sprüche auf Lebensgestaltung sind die 
Stabilität der Grenzen und damit die An- 
erkennung als Staat eine wichtige Voraus- 
setzung. Letztlich ergibt sich daraus ein 
Argument für die moralische Verjährung 
historischen Unrechts, die zugleich die 
Frage nach dem Verjährungszeitraum auf- 
wirft. Insoweit beschränkt sich der Verf. 
freilich ausdrücklich auf die Verjährung 
von gegenüber unrechtmäßig (Usurpati- 
on) entstandenen Entitäten bestehenden 
Nichtanerkennungsansprüchen, möchte 
also keine Aussage zur Verjährung von 
Ansprüchen etwa von Indigenen aus histo- 
rischem Unrecht (Kolonialismus) machen 
(S. 143 ff.). 

Selimi räumt ein, dass die Möglichkeit 
moralischer Verjährung – die Grundlagen 
einer völkerrechtlichen Verjährung sind 
zu dürftig – den Abschreckungseffekt der 
Nichtanerkennung von völkerrechtlichem 
Unrecht mindert, zumal es schwierig sei, 
eine Untergrenze der Verjährung anzu- 
geben. Für eine Verjährung spreche aber 
die Notwendigkeit, die Rechte der Men- 
schen in De-facto-Regimen zu achten, ein 
Aspekt, der sogar dafür spreche, eine mög- 
lichst kurze Verjährungsfrist anzunehmen. 
Allerdings dürfe dabei der Gesichtspunkt 
der Abschreckung nicht aus dem Auge ver- 
loren werden. Dieses Spannungsverhältnis 
müsse in jedem Einzelfall abgewogen wer- 
den. Die Abwägung habe drei Kriterien 
zu berücksichtigen: Auswirkung der An- 
erkennungsentscheidung auf potenzielle 
Nachahmer des Unrechts (Abschreckung); 
Verhältnis des Nutzens einer Weiterfüh- 
rung der Nichtanerkennung zu den dem 
De-facto-Regime und seinen Bewohnern 
auferlegten moralischen Kosten; Prüfung, 
inwieweit die durch das Unrecht (Usur- 
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pation) Verletzten noch heute unter den 
Folgen dieser Verletzung zu leiden haben 
(S. 150). Insgesamt könnten 30 Jahre (eine 
Generation) ein Anhaltspunkt sein, aber 
es müsse bei einer Einzelfallabwägung 
bleiben. Den entscheidenden Vorteil der 
Hybridtheorie sieht der Verf. in der Ver- 
meidung des Doppelstandards, für die vor 
allem das Konzept der moralischen Verjäh- 
rung wichtig sei (S. 152 ff.). 

Die Arbeit wird mit einem sehr klaren, die 
Ergebnisse der Arbeit zusammenfassen- 
den „Fazit“ abgeschlossen (S. 156–161). 

III. Fazit 

Selimi stellt die verschiedenen philoso- 
phisch-moralischen Überlegungen im Zu- 
sammenhang mit der Staatenanerkennung 
gut dar und bringt sie in ein System, das 
einleuchtet. Zugleich beschreibt er, ob und 
wie diese Ansätze mit den völkerrechtli- 
chen Kriterien (Drei-Elemente-Lehre, Mon- 
tevideo-Konvention) übereinstimmen, die 
ihrerseits zu Beginn der Arbeit skizziert 
werden. Diese Kriterien selbst sind nicht 
moralisch aufgeladen, sind allerdings in 
der Theorie und Praxis des Völkerrechts 
seit der Völkerbundszeit und vor allem seit 
Bestehen der VN-Charta (militärisches 
Gewaltverbot, Aggressions- und Usurpati- 
onsverbot) mit dem Wert der Verteidigung 
des Friedens zum Wohl der Menschen an- 
gereichert worden. Nicht durchgesetzt 
hat sich im allgemeinen Völkerrecht da- 
gegen die Ansicht, die Anerkennung als 
Staat erfordere eine (im westlichen Sinn) 
demokratische Regierung, auch wenn mit 
den von der Badinter-Kommission entwi- 
ckelten Richtlinien für die EU-Staaten zur 
Anerkennung der Staatlichkeit der Nach- 
folgeländer Jugoslawiens entsprechende 

Anforderungen gestellt wurden. Im Übri- 
gen sind – und dies ist das Entscheidende – 
die als objektiv verstandenen völkerrecht- 
lichen Elemente der Staatenanerkennung 
auslegbar, und von dieser Interpretierbar- 
keit machen die Staaten in Verfolgung ih- 
rer politischen Interessen Gebrauch. Man 
wird nicht übersehen können, dass das 
Rechtsinstitut der Anerkennung als Staat 
sich heute ganz überwiegend zu einem 
Instrument der jeweiligen Staatspolitik 
gewandelt hat. Hinzu kommt, dass An- 
erkennungsakte nur im Verhältnis des 
Anerkennenden zum Anerkannten, also 
relativ, wirken. Es wird für den Eintritt der 
praktischen Wirkungen der Anerkennung 
als Staat daher darauf ankommen, dass 
möglichst viele Staaten die Anerkennung 
aussprechen. Mit einer deklaratorischen 
oder konstitutiven Theorie der Anerken- 
nung ist diese Tatsache nicht mehr zu 
erfassen. Das sich im Völkerrecht heraus- 
gebildete Konzept der Nichtanerkennung, 
das wie das der Anerkennung keineswegs 
nur auf Staaten Anwendung findet, son- 
dern auf alles, was streitbefangen ist, an- 
wendbar ist, ist im heutigen Völkerrecht 
zu einem bedeutsamen Mittel der Reaktion 
auf völkerrechtliches Unrecht geworden, 
mit dem der Verletzer des Völkerrechts 
zur (Wieder-)Einhaltung des Rechts veran- 
lasst werden soll. Beispiele sind die Nicht- 
anerkennung der südafrikanischen Home- 
lands, deren Gründung als Fortsetzung der 
Apartheid-Politik angesehen wurde, oder 
die Nichtanerkennung der Einverleibung 
der Krim durch Russland wegen Verlet- 
zung des Aggressionsverbots. In beiden 
Fällen haben sich in der Tat die meisten 
Staaten dieser Politik der Nichtanerken- 
nung angeschlossen. Umgekehrt liegt es 
im Fall Palästina, in dem die Vorausset- 
zung des Bestehens effektiver Hoheitsge- 
walt der palästinensischen Führung zwar 
offenkundig nicht gegeben ist, gleichwohl 
165 der 193 VN-Mitgliedstaaten Palästina 
als Staat anerkannt haben, die General- 
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versammlung Palästina als „Beobachter- 
staat“ anerkannt hat und die Aufnahme 
Palästinas als ordentliches Mitglied der 
Vereinten Nationen nur deshalb geschei- 
tert ist, weil sich der Sicherheitsrat (USA- 
Veto) diesem Antrag widersetzt hat. Diese 
Beispiele zeigen, wie sehr das Instrument 
der (Nicht-)Anerkennung heute politisiert 
ist. 

Die generelle Frage ist, ob moralische Kri- 
terien bei der Anerkennung einer Entität 
als Staat Entscheidungshilfen geben kön- 
nen. Interessant ist, dass keiner der von 
Selimi behandelten Ansätze die völker- 
rechtlichen Voraussetzungen moralisch in 
Frage stellt. Unterstützt wird auch, was 
leicht erklärlich ist, weil moralisch un- 
mittelbar begründbar, das sogenannte 
Usurpationsverbot als Hindernis einer An- 
erkennung. Nur Buchanan verlangt zusätz- 
lich das Vorliegen auch minimaler interner 
und minimaler externer Gerechtigkeit, 
also die Gewährleistung von Menschen- 
rechtsschutz für alle Menschen. Das sich 
daraus ergebende moralische Problem 
des Doppelstandards führt bei anderen 
Philosophen einschließlich des Verf. zu 
großer Zurückhaltung gegenüber dieser 
zusätzlichen Voraussetzung. Bei den Ver- 
tretern des De-facto-Ansatzes wird beson- 
ders deutlich, wie sie Abstriche bei mo- 
ralischen Anforderungen angesichts der 
realen Lage des Völkerrechts (Dezentrali- 
sation, Schwäche bei der Durchsetzung) in 
Kauf nehmen und sich damit zufrieden ge- 
ben, dass Norm und Wirklichkeit tendenzi- 
ell in Einklang gebracht werden, dass also 
die moralische Entwicklung generell in 
die richtige Richtung geht. Es ist dem Verf. 
darin zuzustimmen, dass diese Ansätze 
kaum wirkliche Hilfe bei Einzelentschei- 
dungen über Anerkennungsfragen geben, 
umso mehr als die Definition moralischen 
Fortschritts höchst umstritten sein kann. 

Auch Selimis Kombination des De-facto- 
Ansatzes mit dem gerechtigkeitsorien- 
tierten Ansatz folgt den philosophischen 
Kollegen in der Akzeptierung der völker- 
rechtlichen Realität und des bestehenden 
völkerrechtlichen Ausgangspunkts (Mon- 
tevideo-Kriterien). Moralische Zusätze im 
Sinn des gerechtigkeitsorientierten Ansat- 
zes erfolgen mit der Einforderung der Be- 
achtlichkeit des Gebots der Nichtusurpa- 
tion, das aber auch schon völkerrechtlich 
mit dem Gewaltverbot vorgegeben ist. Die 
Nichtanerkennung als Folge einer Verlet- 
zung dieses Verbots soll nach Ansicht des 
Verf. aber wiederum ihrerseits durch eine 
andere gerechtigkeitsorientierte Überle- 
gung, die auf die in menschenrechtlicher 
Hinsicht geminderte Situation der Bewoh- 
ner des nicht anerkannten De-facto-Re- 
gimes Bezug nimmt, in ihrer zeitlichen 
Wirkung durch moralische Verjährung ein- 
geschränkt werden. Hier verlässt der Verf., 
wie ihm bewusst ist, die völkerrechtlich 
gespurte Bahn. Auch die Ausführungen 
zur Verjährungsdauer sind sehr spekulativ 
und können das Konzept der moralischen 
Verjährung nicht wirklich stützen. Aller- 
dings macht der Verf. mit seinen Ausfüh- 
rungen auf das allgemeine und derzeit sehr 
präsente Problem aufmerksam, wie gegen- 
über vor langer Zeit verübtem Unrecht die 
völkerrechtlichen Instrumente der Rea- 
lisierung von Staatenverantwortung wie 
die Nichtanerkennung von Unrecht oder 
auch von Forderungen nach Wiedergut- 
machung sinnvollerweise einsetzbar sind. 
Dieses Thema ist rechtlich noch überhaupt 
nicht ausgeschöpft. Selimi gibt mit seinen 
bewusst nur auf die Staatenanerkennung 
reduzierten Ausführungen aber Anstöße, 
die umso willkommener sind, als sich die 
Bewältigung von historisch lang zurücklie- 
gendem Unrecht (z. B. Kolonialismus) oh- 
nedies weitgehend rechtlicher Regelung 
entzieht und nur als moralisches Problem 
einer Lösung zugeführt werden kann. Die 
Frage bleibt allerdings: Wie lange muss völ- 
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kerrechtliches Unrecht zurückliegen, um 
sich völkerrechtlicher Regelung entziehen 
zu können? Im Übrigen gilt, dass das, was 
heute als Unrecht zu bewerten ist, für die 
Vergangenheit nicht zuzutreffen braucht. 

Insgesamt bietet die Arbeit Selimis auch 
dem Völkerrechtler interessante Einsich- 
ten in das konkrete Problem der Staaten- 
anerkennung und weist auf die viel wei- 
tergehende Thematik des Verhältnisses 
von Recht und Moral hin. Recht und Moral 
sind auf verschiedenen Ebenen angesie- 
delt. Doch Moral kann Recht, Recht aber 
auch die moralischen Überzeugungen be- 
einflussen. Diese Wirkungsgegenseitigkeit 
wird in Selimis Arbeit in schöner Weise 
deutlich. 
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Flugzeugabschuss zum Prüfstand für die 
Frage, ob der Notstand im Kern utilitaris- 
tisch gedacht werden darf; mithilfe der 
Rettungsfolter lässt sich prüfen, ob der 
Rechtsstaat ausgerechnet im Namen sei- 
ner Selbstbehauptung seine eigene Form 
angreifen darf; die lebenslange Freiheits- 
strafe fragt, was von Menschenwürde 
noch übrig bleibt, wenn der Träger dieser 
Würde ein verurteilter Mörder ist. Lehm- 
eyer untersucht das Extrem also nicht um 
seiner selbst willen, sondern weil sich dort 
das Zentrum des Menschenwürdebegriffs 
verrät. 

Am stärksten ist die Dissertation dort, wo 
sie die erste der drei Extremkonstellatio- 
nen entfaltet: den Abschuss eines geka- 
perten Passagierflugzeugs. Lehmeyer zeigt 
hier, dass die Diskussion sachlich nur dann 
dazu gewinne, wenn man nicht bloß vom 
Leben, sondern von der Würde des Un- 
beteiligten spreche. Dabei kartografiert 
er die Landkarte verschiedener Rettungs- 
szenarien, indem er die Unterschiede zwi- 
schen Gefahrgemeinschaft und Gefahren- 
gemeinschaft, zwischen symmetrischen 
und asymmetrischen Rettungschancen 
sowie zwischen egoistischen und altruis- 
tischen Tötungen herausarbeitet und so 
sichtbar macht, was die Fallkonstellation, 
die dem Luftsicherheitsgesetz zugrunde 
lag, im Einzelnen ausmacht (S. 33 ff.). Zu- 
gleich mustert er die verschiedenen Model- 
le der Aufopferung des Einzelnen, wobei 
er die staatsbezogenen Opfermodelle, den 
Fairness- und Mitverantwortungsgedan- 
ken sowie kontraktualistische und neo- 
kontraktualistische Entwürfe aufgreift, 
um an ihnen zu demonstrieren, dass sie 
alle auf ihre Weise versuchen, die Schärfe 
der unmittelbaren Lebenskollision zu mil- 
dern, indem sie das unerträgliche Dilemma 
rational zu bändigen suchen (S. 45 ff.). Die 
Pointe dieser Argumentation folgt bald: 
Der Abschuss lasse sich strafrechtlich 
nicht legitimieren, wenn durch ihn auch 

Unbeteiligte zu Tode kommen. In Bezug 
auf die denkbare Rechtfertigung durch 
Notwehr kommt dies wenig überraschend 
daher, weil die Verteidigungshandlung 
sich gegen den Angreifer richten muss, 
der Angriff in dieser Fallkonstellation aber 
nicht von den Passagieren ausgeht, ge- 
gen die sich der Rettungsschuss unver- 
meidlich auch richten muss, sondern von 
den Terroristen (S. 85 ff.). Wenig überra- 
schend ist das weitere Ergebnis, dass auch 
ein rechtfertigender Notstand ausscheide: 
Dass die Menschenwürde einem anderen 
Ergebnis entgegensteht, obwohl hier die 
Versuchung groß sein mag, Leben gegen 
Leben abzuwägen, ist für sich genommen 
nichts Neues. Das Verdienst Lehmeyers 
liegt hier allerdings darin, eine rein utili- 
taristische Prägung des rechtfertigenden 
Notstands aus § 34 StGB zu widerlegen 
und dogmatisch präzise herauszuarbeiten, 
dass die Menschenwürde hier nicht als 
zusätzliches Gut in der Bilanz auftauchen 
könne, sondern als Schranke jeder abs- 
trakten wie konkreten Bilanzierung von 
geretteten und verlorenen Menschenle- 
ben eingreifen müsse, wenn und soweit es 
um das Leben Unbeteiligter geht (S. 93 ff.). 
Er verwahrt sich gegen jedes – und sei 
es juristisch maskierte – Verständnis ei- 
nes utilitaristischen Notstandsrechts, was 
umso verdienstvoller ist, als die gefähr- 
lichste Form des Abwägens selten als 
offenes Bekenntnis auftaucht, sondern 
typischerweise im Gewand nüchterner In- 
teressenarithmetik daherkommt. Die im 
Luftsicherheitsgesetz-Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts aus dem Jahr 2005 
mangels Entscheidungserheblichkeit zu 
Recht offen gelassene Frage, wie sich die 
dort entwickelten Maßstäbe auf die straf- 
rechtliche Bewertung des Rettungsschus- 
ses auswirken, beantwortet Lehmeyer fol- 
gerichtig wie überzeugend: Er verteidigt 
das Menschenwürdeargument gegen seine 
Instrumentalisierung und bezieht Positi- 
on gegen quantitative wie – unter dem 
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Gesichtspunkt der Todgeweihtheit oder 
mutmaßlichen Einwilligung – qualitative 
Abwägungen oder den Versuch, die unbe- 
teiligten Passagiere im Defensivnotstand 
als Gefahrträger umzudeuten (S. 114 ff.). 
Die klare wie harte Lösung muss folgerich- 
tig lauten, dass es kein „Mehr“ an rettba- 
ren Menschenleben geben könne, das die 
Subjektstellung der unbeteiligten Passa- 
giere aufhöbe. Ebenso wenig lasse sich die 
Vereinbarkeit mit der Menschenwürde da- 
durch herstellen, dass die Terroristen die 
unbeteiligten Passagiere längst zu Tatmit- 
teln gemacht hätten (S. 121 ff.). 

Gerade im ersten Grenzfall lässt sich leicht 
mit einem Einwand begegnen, der das Er- 
gebnis nicht widerlegen soll, die Arbeit 
wohl aber schärfer konturiert hätte. Lehm- 
eyer weiß, dass es beim Flugzeugabschuss 
nicht nur abstrakt um die Rechtfertigung 
individuellen Verhaltens geht, sondern 
zugleich sehr konkret um die rechtliche 
Beurteilung staatlichen Handelns. Beides 
ist, wie er selbst bemerkt (S. 35 f.), strikt 
voneinander zu trennen. Eben deshalb 
hätte man bereits hier noch deutlicher 
zwischen hoheitlicher Eingriffsbefugnis 
und strafrechtlicher Rechtfertigung des 
handelnden Amtsträgers als Individuum 
unterscheiden können und wohl auch müs- 
sen. Denn die Frage, ob §§ 32, 34 StGB 
staatliches Handeln überhaupt tragen kön- 
nen, ist eine andere als die Frage, ob sich 
der einzelne Beamte im Strafverfahren 
auf sie berufen kann. Lehmeyer blendet 
diesen Streit im ersten Extremfall freilich 
bewusst aus und behandelt ihn erst spä- 
ter, nämlich im Folterkapitel (S. 168 ff.). 
Das ist zwar nicht unverständlich, nimmt 
allerdings dem ersten Kapitel, wo dieser 
Gedanke bereits am Platz gewesen wäre, 
eine auch hier aufschlussversprechende 
dogmatische Differenzierung. Im Folter- 
kapitel zeigt Lehmeyer sehr klar, worum 
es eigentlich geht: Einerseits wird die Auf- 
fassung des Gleichlaufs der Rechtsgebiete 

referiert, wonach §§ 32, 34 StGB sowohl 
als Eingriffsbefugnisse als auch zur indi- 
viduellen Rechtfertigung des Handelnden 
herangezogen werden könnten; anderer- 
seits arbeitet er eine differenzierte Sicht 
heraus, nach der strafrechtliche Recht- 
fertigungsgründe als originäre hoheitli- 
che Eingriffsermächtigungen ausschieden 
(S. 168 ff.). §§ 32, 34 StGB dürften nicht als 
„Superermächtigungsgrundlage“ für poli- 
zeiliches Handeln herangezogen werden; 
ihre Funktion liege nicht in der Auswei- 
tung staatlicher Befugnisse, sondern in 
der nachträglichen strafrechtlichen Be- 
wertung sozialer Konflikte (S. 170). Das 
ändert allerdings nichts daran, dass das 
Kapitel zum Flugzeugabschuss im Kern 
stark ist. Lehmeyer zieht hier das Fazit, 
dass die Unschuld der Unbeteiligten die 
Konturen des Menschenwürdearguments 
im Zusammenhang mit dem rechtfertigen- 
den Notstand schärfe: Wer unschuldig ist 
und sich in keiner Weise gegen die Rechts- 
ordnung gestellt hat, dürfe selbst in der 
Extremsituation nie zum Rettungsobjekt 
gemacht werden (S. 320 ff.). Damit wird 
das Problem nicht allein über einen abs- 
trakten Höchstwert des Lebens, sondern 
über die Stellung der Unbeteiligten als 
Rechtssubjekt belastbar wie überzeugend 
gelöst. 

Der originellste Zug des Buches liegt in 
seiner Arbeit am Begriff des Tabus. Bereits 
bei seiner Problemexposition untersucht 
Lehmeyer das Verhältnis zwischen Men- 
schenwürde und Tabu. Er weist mit Recht 
darauf hin, dass Thematisierungstabus 
im Recht keinen Platz haben, also nicht 
als Ausrede dafür herhalten dürften, Be- 
gründungen zu verweigern (S. 27 ff.). Die 
Menschenwürde beschreibe Tabuberei- 
che des Rechts – Bereiche also, die sich 
einer Abwägung verschließen –, ohne dass 
man ihre Absolutheit allein soziologisch 
auf den Tabubegriff zurückführen dürfe. 
Im Strafrecht wirke die Menschenwürde 
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als „Normatives Tabu“, einmal im Sinne 
einer Abwägungsschranke, einmal im Sin- 
ne eines kategorialen Handlungsverbots 
(S. 314 ff., 323 ff.). Im Bewusstsein, dass 
der Tabubegriff in der Rechtsdogmatik 
religionsanthropologische Assoziationen 
weckt, bemüht sich Lehmeyer um seine 
Säkularisierung, was ihm überwiegend 
gelingt. Er versteht das normative Tabu 
nicht als irrationales Reststück vormoder- 
ner Heiligkeit, sondern als Beschreibung 
einer normativ begründeten Grenze, die 
sich nicht der Erörterung entziehen darf 
(S. 28 ff., 314 ff.). 

Ganz restlos gelingt ihm das zwar nicht. 
Bisweilen hat man den Eindruck, der Ta- 
bubegriff nehme eher suggestive Gestalt 
an und sei weniger ein unentbehrliches 
Werkzeug für die Argumentationsarchi- 
tektur des Buches. Besonders aufschluss- 
reich ist in diesem Zusammenhang, dass 
Lehmeyer selbst einschränkt, die absolute 
Konzeption der Menschenwürde lasse sich 
nicht allein mit dem Tabu erklären. Die 
Rede vom Tabu solle gerade nicht den Ab- 
solutheitsanspruch des Art. 1 Abs. 1 GG als 
solchen begründen, sondern lediglich die 
zuvor herausgearbeiteten Funktionen der 
Menschenwürde und ihre Ähnlichkeiten 
zum klassischen Tabu sichtbar machen 
(S. 327). Eben darin liegt aber auch die Be- 
griffsgrenze: Wenn der Tabubegriff den 
Absolutheitsanspruch nicht trägt, son- 
dern nur nachträglich veranschaulicht, er- 
scheint er eher als heuristische Metapher 
denn als dogmatischer Schlüsselbegriff. 
Das ist nicht falsch, mindert aber seine 
argumentative Tragfähigkeit. 

Insgesamt ist ihm indes zugutezuhalten, 
dass Lehmeyer bemüht ist, den Tabube- 
griff weniger dazu zu verwenden, um sei- 
ne suggestive Kraft zur Vermeidung einer 
dogmatischen Begründung zu nutzen, son- 
dern um eine dogmatisch anders schwer 
fassbare Struktur zu beschreiben. Dass die 

absolute Konzeption der Menschenwürde 
mit dem Tabu allein zu erklären sei, be- 
hauptet die Arbeit gerade nicht, sondern 
immunisiert sich mit ihrem Tabuverständ- 
nis gegen eine eher assoziative Argumenta- 
tion mit letzten Werten, die im Strafrecht 
oft genug zur methodischen Ausrede ge- 
worden ist. Lehmeyers Ansatz ist, weder 
alles in Abwägung aufzulösen noch die 
Unantastbarkeit als solche zum Argument 
zu machen. 

Der Abschnitt über die strafrechtliche 
Behandlung der Rettungsfolter ist der 
dogmatisch dichteste der Untersuchung. 
Lehmeyer arbeitet zunächst die verfas- 
sungsrechtliche Seite des Foltertabus 
heraus: Staatliche Folter verletze basale 
subjektive Rechte, reiche aber in ihren 
Wirkungen über diese subjektive Dimen- 
sion hinaus. Gerade weil die Abgrenzung 
einer bloß subjektiv gefassten Würdever- 
letzung Schwierigkeiten bereite, trete die 
Menschenwürde als objektives Rechts- 
prinzip hinzu (S. 156 ff.). Aus dieser Per- 
spektive sei Folter nicht nur ein besonders 
intensiver Grundrechtseingriff, sondern 
der Gegenentwurf zum rechtsstaatlichen 
Selbstverständnis selbst. Entsprechend 
kategorisch fällt die Konsequenz aus: Der 
Rechtsstaat verbanne Folter um seiner 
selbst willen aus seinem Aktionsrepertoire 
(S. 158). Dogmatisch lokalisiert Lehmeyer 
diesen Befund bei der Gebotenheit der 
Notwehr beziehungsweise Nothilfe gemäß 
§ 32 StGB (S. 183 ff.). Er arbeitet klar her- 
aus, dass der die Gebotenheitsprüfung 
(mit-)prägende Leitgedanke der Rechts- 
bewährung in Fällen der Rettungsfolter 
nicht herangezogen werden könne, weil 
Folter nie zur Verteidigung der Rechtsord- 
nung geboten sein könne, wenn sie selbst 
den schärfsten Angriff gegen eben diese 
Rechtsordnung darstelle (S. 184 ff.). Hier 
demaskiert Lehmeyer Rechtfertigungsver- 
suche insofern, als diese gerade nicht ein 
Verbot im Namen des Rechts durchsetz- 
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ten, sondern das Recht im Namen seiner 
Effizienz suspendierten und so der Vor- 
aussetzung, dass die Notwehrhandlung 
geboten gewesen sein muss, ihren sozia- 
len Gehalt nähmen. Überzeugend ist auch 
Lehmeyers Behandlung der Würdekollisi- 
on, die in Fällen der Rettungsfolter darin 
bestehe, dass nicht nur die Würde des 
gefolterten Angreifers, sondern auch die 
Würde des bedrohten Opfers in Rede ste- 
he. Aus dieser Würdekollision folge, wie 
Lehmeyer überzeugend feststellt, keine 
ausnahmsweise Zulässigkeit der Rettungs- 
folter, weil für staatliches Handeln die Ach- 
tungspflicht Vorrang vor der Schutzpflicht 
genieße und der Schutzanspruch des po- 
tenziellen Opfers nicht so weit reiche, dem 
Staat eine Würdeverletzung des Angreifers 
abzuverlangen (S. 192 ff.). Diese Erkennt- 
nisse beanspruchten für § 34 StGB unver- 
ändert Geltung (S. 206), wohingegen eine 
Entschuldigung wegen übergesetzlichen 
entschuldigenden Notstands nicht zwin- 
gend an der Menschenwürde scheitere 
(S. 207 ff.). Lehmeyer verwehrt sich gegen 
eine duale Betrachtung des rettungsfol- 
ternden Amtsträgers als halb Staat, halb 
Privatperson in Uniform, geht aber im 
reinen Privatrechtsverhältnis von einer 
schwächeren Bindungswirkung der Men- 
schenwürde aus als im staatlichen Verhält- 
nis. Private Folter sei definitorisch anders 
zu behandeln; die mittelbare Drittwirkung 
lasse Raum für eine Neubewertung der 
Kollision (S. 210 ff.). Das ist zwar mit Sicht 
auf das zuvor erarbeitete Rangverhältnis 
von Schutz- und Achtungsanspruch bei 
Menschenwürdekollisionen folgerichtig. 
Hier wie dort begegnet die Argumenta- 
tion aber Bedenken hinsichtlich in den 
Grund- und Menschenrechten liegender 
strafrechtlicher Aufklärungs- und Verfol- 
gungspflichten, sobald es unter Privaten 
zu Verletzungshandlungen gekommen ist. 

Solche Pflichten, die zunächst der EGMR1 

und nunmehr auch das BVerfG2 anerkennt, 
ergeben aber nur bei einer möglichen Straf- 
barkeit Sinn. 

Das dritte Kapitel zur lebenslangen Frei- 
heitsstrafe überrascht durch seine Nüch- 
ternheit. Lehmeyer zeigt ausführlich, dass 
die starre Rechtsfolge des Mordtatbestan- 
des in Konflikt mit dem Schuldprinzip 
geraten könne, das auch in der Menschen- 
würde wurzele. Er analysiert hierzu des- 
sen Ausprägungen als Strafbegründungs- 
und Strafzumessungsschuld (S. 243 ff.). 
Zugleich stellt er klar, dass einerseits die 
starre Rechtsfolge zwar zu Reibungen mit 
dem im Schuldprinzip wurzelnden Gebot 
schuldangemessenen Strafens führe, an- 
dererseits aber nicht jede am Maßstab 
der Strafzumessungsschuld als zu hart 
erscheinende Strafe gleich ein Menschen- 
würdefall sei, sondern die Menschenwür- 
de erst dort verletzt sei, wo Strafe ohne 
Schuld verhängt werde (S. 273 ff.). Doch 
auch wenn dem Autor insoweit zuzustim- 
men ist, dass „das Gebot schuldangemes- 
senen Strafens nicht untrennbar mit sei- 
ner verfassungsrechtlichen Begründung 
verbunden ist“ (S. 277), fragt sich, ob die 
hieraus hergeleiteten Maßstäbe Lehmeyers 
nicht letztlich von einer Wahrnehmung der 
einfachgesetzlichen Rechtslage als Selbst- 
verständlichkeit leben. Anders ist nicht 
zu erklären, warum er mit der lebenslan- 
gen Freiheitsstrafe für den Mord das an 
sich untauglichste Anschauungsobjekt 
zum Ausgangspunkt seiner Überlegungen 
macht. Denn auch wenn die lebenslange 
Freiheitsstrafe die Höchst- und insofern, 
wenn man so will, eine Extremstrafe ist, 
liegt in ihrer Verhängung für den Mord ein 
Extremfall im eigentlichen Sinne jeden- 

1 Vgl. statt vieler EGMR, Grams ./. Deutschland 
(33677/96), Entscheidung vom 5. Oktober 1999. 

2 BVerfG, Beschluss vom 21. Dezember 2022 – 2 BvR 
378/20, Rn. 52 ff. 
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falls oft gerade nicht vor, weil das mit dem 
Mord verletzte Rechtsgut und die Sank- 
tionshöhe jedenfalls typischerweise in 
einem ausgeglichenen Verhältnis zueinan- 
der stehen werden. Ein echter Extremfall, 
in dem sich die Menschenwürde als eine 
der Grundlegungen des Schuldprinzips be- 
währen müsste, wäre eine Strafvorschrift, 
die für eine Bagatelle die lebenslange 
Freiheitsstrafe als zwingende Rechtsfol- 
ge vorsähe. Dass ein solches entgrenztes 
Strafrecht hierzulande mittlerweile ein so 
fernliegendes Szenario ist, dass nicht ein- 
mal der Autor daran denkt, dürfte gerade 
der Menschenwürdegarantie geschuldet 
sein, die die Mütter und Väter des Grund- 
gesetzes mit lebendiger Erinnerung auch 
an solche Entgrenzungen in das Grundge- 
setz aufgenommen haben. 

Als weiteren Anknüpfungspunkt für eine 
Würdeverletzung erörtert Lehmeyer voll- 
zugsbedingte Haftschäden bei der lebens- 
langen Freiheitsstrafe (S. 278 ff.). Hierzu 
wertet er Erkenntnisse zu haftbedingten 
Deprivationen und sonstigen negativen 
Auswirkungen auf den Einzelnen im Voll- 
zug der lebenslangen Freiheitsstrafe aus 
(S. 284 ff.). Allerdings seien die empiri- 
schen Befunde zu solchen Vollzugsfolgen 
unzureichend, um hieraus Folgerungen 
für die Vereinbarkeit der lebenslangen 
Freiheitsstrafe mit der Menschenwürde zu 
ziehen (S. 297 ff.). 

Die Synthese in Teil 3 ist dann der eigent- 
liche Prüfstein der ganzen Unternehmung, 
weil sich hier zeigen muss, ob die Arbeit 
mehr leistet als eine Abfolge kluger Einzel- 
fallanalysen. Im Wesentlichen gelingt das. 
Lehmeyer ordnet der Menschenwürde drei 
Funktionen zu: eine strafbegründende als 
Teil der verfassungsrechtlichen Begrün- 
dung des Schuldprinzips, eine Funktion 
im dreistufigen Deliktsaufbau – vor al- 
lem auf Ebene der Rechtfertigung – und 
schließlich eine begrenzende im Sanktio- 

nen- und Strafvollzugsrecht (S. 304 ff.). 
Besonders prägnant ist die duale Bestim- 
mung der Würde im Rechtfertigungsrecht: 
Die Menschenwürde fungiere als Kon- 
struktions- und Interpretationsprinzip 
des Schuldstrafrechts, weil nur einem auf 
freie, verantwortliche Selbstbestimmung 
angelegten Subjekt legitimerweise Schuld 
zugeschrieben werden könne (S. 309 f.). 
Menschenwürde erscheine also nicht erst 
als Grenze staatlicher Härte, sondern be- 
reits als Bedingung legitimer Vorwerfbar- 
keit. 

Im Hinblick auf den Deliktsaufbau diffe- 
renziert die Arbeit sauber. Für die Tatbe- 
standsdogmatik lehnt Lehmeyer die Men- 
schenwürde als originäres Rechtsgut weit- 
gehend ab. Formal und materiell eigne sie 
sich nicht dafür, Schutzgegenstand eines 
liberal verstandenen Straftatbestandes zu 
sein (S. 312 ff.). Das erscheint plausibel, 
bedeutet aber auch, dass die „Funktionen“ 
der Menschenwürde je nach Deliktsebene 
asymmetrisch daherkommen. Auf Tatbe- 
standsebene kommen sie eher mittelbar 
ausstrahlend und weniger unmittelbar 
tatbestandsprägend zum Tragen, sodass 
sich das Gewicht der Arbeit klar auf die 
Rechtswidrigkeits- und Schuldebene ver- 
lagert. Für die Rechtswidrigkeitsebene 
arbeitet Lehmeyer eine Doppelfunktion 
heraus: Menschenwürde als normatives 
Tabu im Sinne einer Abwägungsschran- 
ke im Notstand (S. 314 ff.) und im Sinne 
eines kategorialen Handlungsverbots im 
Bereich der Gebotenheit (S. 323 ff.). Da es 
auf der Schuldebene nicht um die Legitimi- 
tät eines Verbots, sondern um individuelle 
Verantwortlichkeit und Strafwürdigkeit 
gehe, spiele die Menschenwürde hier nicht 
dieselbe Rolle wie auf der Rechtfertigungs- 
ebene (S. 338 ff.). 

Als kleiner editorischer Vorbehalt sei er- 
wähnt, dass einerseits laut Vorwort der 
insgesamt sehr sorgfältig erstellten Arbeit 
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zwar ausgewählte Literatur und Rechtspre- 
chung bis Januar 2025 berücksichtigt sein 
sollen, andererseits aber der bereits 2023 
erschienene, von Brosius-Gersdorf in vier- 
ter Auflage herausgegebene erste Band des 
Dreier-Kommentars ebenso wenig Berück- 
sichtigung gefunden hat wie der Umstand, 
dass der Lackner/Kühl seit der 30. Auflage 
Lackner/Kühl/Heger heißt. 

Ungeachtet der hier erhobenen Einwände 
handelt es sich insgesamt um eine beacht- 
liche Leistung, die sich – das von Lehmeyer 
festgestellte non liquet des empirischen 
Forschungsstandes zu Haftschäden bei 
lebenslanger Freiheitsstrafe deutet dies 
bereits an – nicht als das letzte Wort ver- 
steht. Zugleich reicht die Untersuchung 
über ihren unmittelbaren Gegenstand hin- 
aus. Zwar bezieht sie die in der jüngeren 
Kammerrechtsprechung des BVerfG ange- 
stoßene Debatte über die Grenze zwischen 
einem der Verfassungsidentität zuzurech- 
nenden Menschenwürdekern der Selbst- 
belastungsfreiheit und einem darüber hin- 
ausreichenden Gewährleistungsbereich 
nicht ausdrücklich ein. Trotzdem lassen 
sich viele ihrer Einsichten für die Frage 
fruchtbar machen, inwieweit die Men- 
schenwürdegarantie und die in ihr wur- 
zelnden Gewährleistungen – etwa Selbst- 
belastungsfreiheit und Schuldprinzip – 
über Art. 79 Abs. 3 GG Maßnahmen der 
Rechtshilfe im Kontext der Europäischen 
Union begrenzen können. 

Vita 

Der Autor ist Professor für Strafrecht, 
Strafprozessrecht, Sanktionenrecht und 
Menschenrechte an der Europa-Univer- 
sität Viadrina Frankfurt (Oder) und im 
zweiten Hauptamt Richter am Kammerge- 
richt. 
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